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---c---c-____ a_m_A_l_ex~anderplatz 
Ablauf IT1J ie ökologischen und sozialen Probleme werden immer drängender. Es gibt 

Eröffnung durch die drei Zeitschriften 
und Generaldebatte 
Foren 

Umbau der Arbeit 
• Arbeitszeitverkürzung - ein neuer gesellschaftlicher 

Anlauf 
• Doppelte Umverteilung - von oben nach unten, von 

Männern zu Frauen 
• Neue Gemeinwirtschaft - jenseits von ABM und 

Schattenarbeit 
Politisierung der Ökonomie 
• Solidarische Industriepolitik -ökologischer Umbau statt 

Standortegoismus 
• Wirtschaftsdemokratie - von der Gruppenarbeit bis zur 

Bankenkontrolle 
Neue Weltordnung 
• Solidarische Regulierung - jenseits von Protektionismus 

und Freihandel 
• Regionalisierung - zwischen Nationalstaat und 

"Weltregierung" 

Forum mit Persönlichkeiten der 
Europäischen Linken 
Alternative linke Kräfte in Europa -
verhärtete Fronten oder neues 
zusammengehen? Erfahrungen und 
Perspektiven 

Podiumsdiskussion mit Persönlichkeiten 
aus Parteien und Bewegungen 

.. Wie ist eine reformpolitische Wende 
_ · durchsetzbar? 

''.'"t :V~rauss .. Ende .. der Veranstaltung 
i,.-., .• ; 

l!JI immer weniger Grund, unser Gesellschaftssystem für das bestmögliche zu holten. 
Denoch ist ein grundlegender politischer Richtungswechsel nicht in Sicht. Weil es keine 
~ternativen zu geben scheint, wird die Politik so langweilig, daß sich nur noch diejenigen 
mit ihr beschäftigen, die dafür bezahlt werden. Mit dem Ende des Streits über 
gesamtgesellschaftliche Alternativen verliert die Politik ihr Lebenselixier. Politik wird 
entpolitisiert. Demokratie verkommt zum leeren Karrierespiel von Experten, Beamten und 
Juristen. 

Wir sind davon überzeugt, daß dieses "Verschwinden von Politik' nicht nur die 
Folge übermächtig gewordener Sachzwänge ist. Eigene Denk· und Verständigungsblockoden 
sind ebenso eine Ursache dafür, daß die Linke nicht aus der Defen~ve herausfindet. 

Weil wir uns mit dieser Entwicklung nicht abfinden wollen, veranstalten die drei 
Zeitschriften 'Andere Zeiten", 'Sozialistische Politik und Wirtschaft (spw)' und 
'Utopie kreotiv' eine Konferenz, die oltlinke Selbstblockoden und rechthaberisches 
logerdenken aufbrechen soll. Unsere Zeitschriften reprösentieren vefl{hiedene 
DiskussionszusammenhDnge im politischen Raum von Bündnis 90/Die Gronen, SPD 
und PDS, für die die gegenwärtigen ökonomischen Rahmenbedingungen und 
Machtstrukturen kein Tabu darstellen. Wir wollen die Ökonomie vielmehr selbst zum 
Gegenstand politischer Veränderung machen. 

Wir meinen: Es ist an der Zeit, die getrennt verlaufenden Diskurse der Linken in 
einem Prozeß des 'Crossaver' gemeinsam zu verarbeiten und eine neue Vorstellung 
von rodikolrefarmerischer Politik zu entwickeln. 

Bisher als Gegensötze formulierte Spannungsverhältnisse 
• zwischen einer Befreiung von der Arberr und der Verwirklichung in der Arbeit, 
• zwischen einer gewerkschaftlich orientierten Industriepolitik und dem ökologischen 

Umbau der Produktionsweise, 
• zwischen einer Störkung z~ilgesellschoftlicher Strukturen und der Rückeroberung 

staatlicher Eingriffsföhigkeit, 
• zwischen notionolstootlichem Reformproiekt und der These vom Ende nationaler 

Handlungsspielräume 
sollen dabei produktiv verknüpft werden. 

Neue Zugänge, greifbare Reformprojekte und politische Strategien eines 
rodikalreformer~chen Neuonfongs stehen im Mittelpunkt der gemeinsamen Konferenz. 
Wir wollen bestehende Altemotiworschlöge sammeln, fundieren und zu Reformproiekten 
bündeln, um so zu einer gesellschaftlich mehrheitsfähigen Gesomtoltemotive zu gelangen. 
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Crossover: 
Eine Konferenz mit Zukunft 

Die Bundestagswahl war auf der 
fortschrittlichen Seite durch das 
Fehlen von Initiativen für eine 

rot-grüne Alternative, aber auch den To
talausfall jedweder kulturellen Initiative 
oder überhaupt „bewegter" Aktivitäten 
geprägt. 

Womit niemand gerechnet hätte, ist 
nun eingetreten: in der SPD hat sich nach 
der Berliner Wahl und spätestens seit 
dem_ Bundesparteitag und der Ankündi
gung eines Gespräches Oskar Lafontai
nes mit Gregor Gysi eine erste Öffnung · 
zu einer neuen strategischen Diskussion 
vollzogen. Ob daraus eine Perspektive' 
für linke Politik erwächst, ist gegenwär
tig nicht abzusehen. Offensichtlich ist al
lerdings das Bemühen, drei Jahre vor der 
W ahJ durch eine neue Positionierung der 
SPD sie überhaupt wieder als Führungs
kraft sichtbar zu machen und das Feld 
nicht der Außendefinition zu überlassen. 
Eine rot-grüne Perspektive war kein 
Thema mehr, die PDS hatte sich etabliert 
als Regionalpartei und.die Grünen schlu
gen sich seit · Monaten mit ~einer 
Schwarz:griln-Debatte herum. Ob diese 
Wiederkehr der SPD aber mit den be
kannten Blockaden aufräumen kann, ist 
weiterhin zu bezweifeln. 

Neue Räume? 
Durch solche Öffnungen der Diskus

sion um strategische Positionen der Par
teien ergeben sich allerdings Spielräu
me, die genutzt werden müssen. Ein Ab
warten der innerparteilichen Linken 
ohne Vorstellungen, wie dieser Prozeß 
durch eigene Beiträge zur Auflösung von 
Diskussionsgrenzen innerhalb der Lin
ken gestaltet werden kann, wäre eine 
vergebene Chance. Eine Lafontaine
"besoffenheit" mit dem Glauben, daß 
jetzt der Weg frei sei für die Linke, wird 
ganz schnell wieder an die altbekannten 
Grenzen stoßen. Darauf weiSen schon 
die widersprüchlichen Beschlüsse und 
Aussagen zur Wirtschaftspolitik hin. 

_____ QJ~_Yorherrschaft des Neoliberalis-
.. , · . . mus und des Standortdiskurses ist über 
·: ·:,C:~'.~alle„Parteigrei:izen hinweg und auch in · 

' . -:·c1en .• . . . . . . , . -... :.,r: . ,,,,,_,: .... !ßStitutiooahsterten Bewegungen 
a·.n 1 , · '"' • <> 

(siehe die Ökosteuerdebatte) ungebro
chen. Die „Spiel"-Räume radikalrefor
merischen · Denkens sind nach wie vor 
verengt. Im parlamentarisch-partei
politischen Raum kann die lange zu be
obachtende Einschnürung von Reform
kräften durchaus gelockert werden. 
Allerdings reicht ein Glaube an die ge
sellschaftsverändernde Wirkung von 
Antragsverabschiedungen nicht aus, 
gleichzeitig muß eine parteiübergreifen
de Gesprächsaufuahrne (auch in Ge
werkschafts- und soziale Bewegungsbe
reiche) und die Verständigung auf we
sentliche und dringende Reformen über 
erste konkrete Projekte beginnen!. Hier 
liegt die Chance der Linken, den eigenen 
Teil der Verantwortung für das „ Ver
schwinden der Politik" aufgrund ihrer 
Denkblockaden zu beseitigen und Alter
nativen zum vorherrschenden Diskurs 
aufzubauen. 

Vorgeschichte 
Den ersten Anlauf für einen solchen 

Prozeß stellte im August 1994 eine Kon
ferenz von · Andere Zeiten· und der 
'Zeitschrift für Sozialistische Politik und 
Wirtschaft'. ct.ar. Diese fast völlig im 
Schatten der Offentlichkeit stattfindende 
Konferenz zeigte sowohl in den eher re
formtechnischen Diskussionen als auch 
in den unterschiedlichen Vorstellungen 
über die Bedeutung solch eines Zusam
mentreffens, wie wenig gemeinsame An
satzpunkte und Klarheit auch in den 
kleinsten Fragen zwischen linken Kräf
ten vor gar nicht langer Zeit noch vor
herrschten. Die Hannoversche Allgemei
ne Zeitung beobachtete dann damals 
,,die Linke" auch auf „der Suche nach ei
ner Utopie". Nach Nordrhein-Westfalen 
sollte hier auch zumindest das im Wahl-

. kampf noch ängstliche Umgehen zwi
schen Rot und Grün erledigt sein. 

Seit dem Beginn 1995 findet eine -
erweitert um die Zeitschrift ·utopie 
kreativ' aus dem weiteren Umfeld der 
PDS - Vorbereitung einer Konferenz ra
dikalreformerischer Kräfte im Umfeld 
dieser drei Zeitschriften statt Einen Zwi
schenschritt stellte im August 1995 in 
Hannover eine vorbereitende·Arbeitsta0 

gung dar, von deren Ausgang und Ergeh-

von Stefan Schostok* 

nissen abhängig gemacht werden sollte, 
ob man den Versuch einer gemeinsamen 
Konferenz wagen sollte. 

In Statements und einleitenden The
sen der drei Zeitschriften jeweils zu pro
grarnatischen Fragen und Projekten und 
strategischen Konsequenzen wurden die 
unterschiedlichen Herangehensweisen 
und Schwerpunkte dargestellt. Die Bei
träge von Willi Brilggen, Frieder-Otto 
· Wolf und Friedrich Heilmann für die 
'Anderen Zeiten' (Zeitschrift aus dem 

· Spektrum der linken Grünen/Babelsber
ger, Kreis), Uwe Krem er und Thomas 
W estphal (für spw) und Andre Brie, 
HorstDietzel und Jörn Schütrumpf (für 
Utopie kreativ) waren Ausgangspunkt 
filrDiskussionen über 
• die .. Situation radikalreformerischer 
Kräfte;'dieStnJktur derLinken und das 
Aufbrechen· getrennter Räume zwischen 
-den linken Parteien, · 
• die Vorherrschaft des Konservatis
mus mit der Bildung eines „weltrnarkt
orientierten Standortblocks", in den ge
genwärtig die Konservativen die Ge
werkschaften als „Juniorpartner" einbau
en wollen, 
• die Gegenüberstellung eines „Um, 
baublocks", 
• das veränderte Verhältnis von partei
politisch-parlamentarischem und zivil
gesellschaftlichem Raum und dem Raum 
für Interventionen einer Linken. 

In den Diskussionen um notwendige 
Reformprojekte setzte sich Willi Brilg
gen mit früheren Konzepten des „new 
deal" und den darin verknüpften Vorstel
lungen von Arbeitszeitverkürzung und 
neuen sozialen und ökologischen Tätig
keiten auseinander. Eine staatliche Un
terstützung beim-Lohnausgleich und die 
stärkere Betonung der Erschließung von 
Beschäftigungsfeldern. ist seine Konse
qu~nz, die in der Schaffung eines inter
mediären. Sekto_rs zwischen Staat und 
Pnvafwiriscliatf,iiitn.iei:: Hier bietet sich 
der Abgleich der unterschiedlichen Vor
stellungen fo. den Parteien zur Arbeits
-kt- und·Strukturpolitik an. Feststell
bare Überei!istirnmungen gab es auch in 
Fragen der lildustriepolitik, wo Brilggen 
betonte, __ claß: ,,der ökologische Umbau 
•sich nicht aufUmverteilüng, Arbeitszeit
verkürzung und . Ökosteuern allein be-

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIAL1STl:SCHE
0
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schränken" dürfe. Für den „eigentlich 
produktiven Sektor'' s~ielten Konze~
zentralen eine immer w1cht1gere Rolle m 
der Politik. Hier setzt seine Kritik an der 
Schröderschen „Ökonomisierung der 
Politik" an, der eine „Politisierung der 
Ökonomie" gegenübergestellt werden 
müsse, um die Unternehmenszentralen 
gegenüber den neuen Bedürfnissen der 
Gesellschaft zu öffnen. Hier fanden sich 
in der Debatte viele Gemeinsamkeiten 
mit Uwe Kremers Vorstellungen der 
Wiederbesetzung des Feldes der Ökono
mie, der Besetzung von Begriffen wie 
Produktivismus, Leistung und Kompe
tenz für die Hegemoniefähigkeit der 
Linken. 

Spannende 
inhaltliche Fragen 

Obwohl hier nur ein Ausschnitt wie
dergegeben werden kann, zeigte sich bei 
diesem Dialog, daß das „Spannende" die 
quer zu den Reformfeldern liegenden 
Spannungsfelder sind (und sein werden), 
bei denen vorhandene unterschiedliche 
Akzente erst zueinander in Blziehung 
gesetzt werden. Es wurden die Fragen 
formuliert, wie es möglich ist, 
• aus den vorhandenen unterschiedli
chen Orientierungen wie dem „Produkti
vismus" und der eher „lebensweltlichen" 
eine übergreifende Vorstellung für die 
künftig anzustrebende Wirtschaftspolitik 
in Ost und West zu schaffen, oder 

• aus den unterschiedlichen Ansätzen 
von Dezentralisierung/Selbstverwaltung 
oder zentralstaatlichen Instrumenten 
eine übergreifende Vorstellung einer 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Demokratisierung zu gewinnen, oder 
• zwischen 'universalistischer' Weltof
fenheit und ·neorealistischer' Betonung 
nationaler Regulierungsfähigkeit im Zei
chen wirtschaftsräumlicher Machtblöcke 
zu einer dezidiert europäischen Perspek
tive zu kommen (Thesen Kremer/West
phal). 

Die Arbeitstagung der Zeitschriften 
machte sowohl in der sehr guten Dis
kussionsatmosphäre als auch in den 
ersten interessanten Debatten deutlich, 
daß dieser Prozeß weiterbetrieben wer
den muß. So wurden dann auch eine 
Reihe von Anforderungen an eine ge
meinsame große Zeitschriftenkonferenz 
für 1996 formuliert. 

Die Konferenz am 3. und 4. Februar 
1996 in Berlin wird diesen Prozeß fort
setzen. In einleitenden Beiträgen der 
Zeitschriften soll dieser Prozeß eines 
,,crossover" zur Diskussion gestel~t wer
den. In Foren zur Zukunft der Arbeit, 
zur Politisierung der Ökonomie und 
Perspektiven der neuen Weltordnung 
werden jeweils unterschiedliche Ansät
ze und Akzente um Reformprojekte für 
neue Beschäftigungspolitik, für Alterna
tiven zum Standortkorporatismus und al
ternative außenpolitische und ökonomi
sche Blockbildungen diskutiert werden. 
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Hierzu werden aus unterschiedlichen 
zusammenhängen von Politik, Wissen
schaft, Gewerkschaften etc. Einfüh
rungsreferate und Kurzstatements die 
Diskussion eröffnen. Erfahrungen lin
ker Kräfte in anderen Ländern Europas 
auszuwerten steht dann am Samstag
abend an. Das Podium am Sonntag ist 
mit prominenten Vertreterinnen der der 
Parteien, Gewerkschaften, Wissen
schaft und Frauenbewegung besetzt, um 
einen Input der Zeitschriften zu Ansät
zen einer reformpolitischen Wende zu 
diskutieren. 

,.Die Linke" ist weit davon entfernt, 
'!hink tanks' einer alternativen Entwick
lung aufzubauen, allerdings bestehen 
Chancen, Verständigungen zu erreichen 
und Impulse für neue gemeinsame Pro
jekte zu geben. Die Attraktivität solch ei
nes neuen Projekts besteht darin, auch 
jenseits oder unterhalb des Parteiensy
stems zum Beispiel neue Verbindungen 
von betrieblich-gewerkschaftlicher Seite 
zu kritischer Wissenschaft und Kultur 
herzustellen und aufzubauen. Alle bisher 
Beteiligten waren sich einig darin, daß es 
sich in erster -Linie um Interventionen in 
den gesellschaftlichen Raum, nicht l\'11 ... 
Partei-. oder Parlamentspolitik ":;:',_,Ji\ 
soll. Eme Kooperat10n von Ze1tsc ... , .... ,,; •, 

• . '-~1, .• :.-:,, ... ; 
kann da nur der Anfang sem, Phan .. !".i -· ' 
für weitt,rgehende Proj ekle freizusetzen.· 
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Just ,,Lafontainement''? 
Der SPD-Bundesparteitag 1995 in Mannheim 

Die Lage der SPD vor dem Partei 
tag war desolat, die Gefühlslage 
der Basis geprägt von Depres

sion, Wut und Orientierungslosigkeit. 
Die Hoffnung war, der Parteitag und ins
besondere der Vorsitzende könne viel
leicht doch noch einen Impuls nach vor
ne und hinaus aus dem „Tal der Tränen" 
geben. Doch Scharpings Aufarbeitung 
der Lage war zu zaghaft und vor allem 
schaffte er es nicht, Perspektiven für so
zialdemokratische Reformpolitik zu ver
mitteln. Es verfestigte sich der Eindruck: 
der Mann bzw. die SPD mit ihm. an der 
Spitze packt es einfach nicht. Die über 
viele Stunden andauernde Aussprache 
zur· Lage der Partei spiegelte die Orien
tierungslosigkeit der Delegierten wider: 
viel Kritik - vor allem an Personen und 
deren Verhalten - aber wenig nach vorne 
gerichtete Ansätze. 

Lafontaines Rede 
und die Folgen · 

Am Mittwoch dann die Rede, die den 
bis dahin eher depressiven Parteitag aus 
seiner Lethargie riß. Was als Einleitung 
in die Antragsberatung durch denVorsit
zenden der Antragskommission ange
kündigt war, geriet zu einer rhetorisch· 
vehement vorgetragenen Grimdsatzrede, 
die die Delegierten begeisterte. Der Kon
trast war überdeutlich: Nach Scharpings 
Rede erhob sich zunächst der Vorstands
tisch zur „standing ovation" und zöger
lich folgten die Delegierten, nach Lafon
taines Rede erhoben sich spontan die De
legierten und der Vorstand blieb sitzen. 
Psychologisch war damit alles klar. Os
kar Lafontaine hatte geschafft, was die 
Partei von ihrem Vorsitzenden erwartete 
und gezeigt, daß er der eigentlich richtige 
sei. Die Frage war für die meisten Dele
gierten nur noch, ob er schon auf diesem 
Parteitag auch zum Vorsitzenden ge
wählt werden würde oder erst zu einem 
späteren Zeitpunkt. Eine Delegierte for
derte zum Abschluß ihres Debattenbei
trags Lafontaine zur Kandidatnr auf -

Ralf Krämer, Dortmund, Mitglied Im SPO·Lan
desvorstand NRW und spw-Redaktion; Benja

. min Mikfeld, Bochum, Juso-Bezirksvorsitiender 
......... WesUIChes Westfalen und neugewähltes Mit

glied des SPD-Parteivorstands; Joachim Schu-
. :·ster, Bremen, spw-Redaktion · 

, 
von Ralf Krämer, Benjamin Mikfeld und Joachim Schuster• .. ' 

1 . f 
Applaus-, andere begannen, Unterschrif
ten dafür zu sammeln. 

Bereits im Vorfeld hatte Lafonatine 
deutlich gemacht, daß er zur Verfügung 
stünde, aber eine konsensuelle Lösung 
im Sinne einer Ämterteilung anstrebe. 
Dieser Ausweg war durch die starre Hal
tung Scharpings und der ihn im besonde
ren stützenden NRW-Spitze verhindert 
worden, die wohl selbst am Mittwoch 
abend noch meinten, Scharping sei zu 
halten. Andererseits wäre die Lage für 
Scharping ohne eine klare Entscheidung 
noch prekärer als bisher geworden. Die 
Alternativkandidatnr Lafontaines und die 
Abwahl Scharpings als Parteivorsitzen
der war damit zwar vom Verfahren her 
unsanft und für die SPD zutiefst unge
wöhnlich, aber die einzig verbliebene 
Möglichkeit einer Lösung. Die große 
Mehrheit von 321 zu 190 zeigte zu
gleich, wie sehr Scharping, Rau und an

sten der Gewinne und die Steuervorteile 
der Großverdiener. Als Beispiel für not, 
wendige technische Innovation forderte 
er, ,,die Brücke ins Solarzeitalter zu bau
en", statt weiter Kernenergie zu fördern.·· 'I! 
Er betonte die ökologische Steuerreform , 

1 

als ein Kernprojekt der Sozialdemokratie ': 
und die Notwendigkeit weiterer Arbeits- · 
zeitverkürzungen; um die Massenarbeits
losigkeit zu bekämpfen, und lobte die ._ 
Gewerkschaften für ihre dahingehenden . 
Kämpfe. Und er hob den internationali
stischen Ansatz sozialdemokratischer 
Politik· hervor, die Tradition der Ent- · 
spannungspolitik und die Aufgaben 
Deutschlands als Friedensmacht, die sich 
bei militärischen Kampfeinsätzen zu
rückhalten sollte. 

Antragsberatung: 
keine Impulse 

dere unter Realitätsverlust litten und Dabei sagte Lafontaine gar nichts be
. nicht in der Lage waren, Sµmmungen in sonders Neues. Aber er sagte; was die 
der Partei. einzuschätzen und .daraus Delegierten dringend brauchten und hö
Konsequenzen zu ziehen. Über ein Drit- ren wollten, nämlich für welche Ziele es 
tel auch der Delegierten aus NRW dürfte sich noch lohne, politisch zu kämpfen, . 
für Lafootaine votiert haben, gegen den was sozialdemokratische (und nicht nur 
Willen illrer Führungsriege. angeblich ,,moderne") Politik ausmach~ · 

Anc!<,n:rseits. ist. es symptomaiisch für und was sie von den Konservativen un
die psychische. Lage der Partei und ihrer terscheide. Und das stand in deutlichem 
Funktionärlnnen, daß Lafontaines Rede Kontrast nicht nur zur in der letzten Zeit 
in · einem solchen . Maße für glänzende vorherrschenden· Argumentationsweise 
Augen, Ovationen . und z. T.. imtionale der führenden Repräsentanten der Partei, 
Heilserwarturigen sorgen konnte. Es sondern auch des von Lafontaine selbst 
wäre aber falsch, dies nur auf Oskars un- maßgeblich verantworteten Jnitiativan
bestrittene rhetorische 'Fähigkeiten zu- · trags zur Wirtschafts... um) Sozialpolitik. 
rückzuführen und auf d.ie Erwartung der Dessen Logik ist geprägt vom Primat der 
Delegierten, er sei viel l)esser als Schar- Siandortfllrderung und weltrnarlctorien~ 
ping in der Lage; die Bedingungen der tierterModernisierung, dergegerjl)ler so
Mediengesellschaft für sich und die SPD ziale .und ökologische Ziele un,tergeord
zu nutzen ünd aucniimetjiaiteilich~Kon~ riet 'sind, Entgeg~ii der ;;voii~lieii" ver
kurrenten (v,a Schröder) im Zaum zu hal- · .breileteten: ~iilchte. ist 4iese!'.'.'t\,ntrag 
ten. Entscheidend war vielmehr der:Jn- . · .. auch Iceiµeswegs. lleS<>rid~ ~pkret, son
halt seiner Rede. . ·. .:. ;,,.'. ' ~rn,~p#lgt,#iµ'cll ~~~igiformu-

Lafontaine unterstrich .. gesati!twii't, :Jierte);'~g"",: <li~: a,uch il~oliberale 
schaftliche gegenüber einseitig betriebs- . 1'!terpn:tiilibrien zumindest miassen. La
wirtschaftlichen Gesichtspunkten und . · foo1aine ßl!hni stattdessen Argumentat1-
setzte sich kritisch mit der Standortde- onslinien auf, wie sie im vom Frankfurter 
batte auseinander. Er betonte die Not- Kfeis derPärteilinkenvorgelegteil Initia
wendigkeit und Zielrichtung einer sozial, tivantrag „Soziale, ökologische und öko- ·:j 
demokratischen Alternative zur Politik nomische Erneuerung" dargestellt wur- ,: 
der Regierung und den Dissens zur Posi- den, . . . . -· 
tion der Arbeitgeber in wichtigen Fragen. Einige Debattenredner forderten d:s- :J 
Er kritisierte die Umverteilung zugun- halb, daß der wirtschaftspolitische Jrut1a- ::;;: 

'III\! 
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: -Leitantrag . zugunsten der Rede 
1 taines zurückgezogen werden 

. : 11:_ Die äußerst chaotisch _verlaufende 
.~ tragsberatung (zig überwi~_gend mcht !:i schriftlich vorliegende_ Anderungs
·lmträ e waren sozusagen die Rache des 
.parteftags für 11 Seiten Initiativantrag) 
·: bte aber deutlich, daß von emer 
""f.tischen Umorientierung oder Lmks

·: : :~de der SPD durch die Wahl Lafon
·. :[ taines nicht die Rede sem kann: Der An
'':trag wurde nach einer Debatte, m der die 
\ wesentlichen Kontroversen kaum er
;,ienobar wurden, letztendlich ~it großer 

Mehrheit ohne substanzielle . Ande~
gi:n angenommen. I?' Erg~brus ~an1fe
,stiert der jleschluß eme we.'tere Öffn\J\lg 
'der SPD in Richtung neohbera(er W1rt
$i:haftskonzepte, Schlagworte smd etwa 
:die Senkung der Kosten der Unterneh
men und die Flexibilisierung von Tanf
verträgen und Arbeitszeiten sowie Dere-

. gulierung und Reduzierung der Ansprü
cbe an den Staat. 

· j: : Symptomatisch für die Debatte war 
!!er Umgang mit der insbesondere für die 
'jlJ!'OS zentralen Forderung nach einer ge
iietzlichen Umlagefinanzierung in derbe
ruflichen Bildung, die von etlichen Be
zirksparteitagen bereits beschlossen 
'.worden war. Diese wurde zugunsten ei
:ner schwammigen sozialdemokrati
schen Dreifaltigkeit der Positionen ge
setzlicher Ausgleich zwischen ausbil

::denden Betrieben, Lösungen auf Kam
imerebene und Steuererleichterungen für 
., r Bedarf ausbildende Betriebe abge
lehnt. Dabei wußten die Delegierten of

. ';fenbar zum großen Teil nicht und wur
:: :den vom Präsidium auch im unklaren 
:; gelassen, .. worüber sie eigentlich ab
, stimmten, und folgten routinemäßig 

.:' · dem Votum . der Antragskommission. 
,:; Unabhängig davon ist dieses Ergebnis 
.i typisch für.die inhaltliche Positionsbil
/; dung in der,Partei: bloß nicht festlegen -
;c~en wohl und niemand wehe. Ähnli

.. · bes vollzog sich bei der Überweisung 
.. , relativ konkreten Anträge zur ökolo-
gischen Erneuerung und Öko-Steuerre
·: . .· ·. - mit :der bemerkenswerten Be

i] if:~i ~, Ann:agsko~ission, _die 
.,,,, ·, ·, .,1\b!g i:lu,ser -: fristgemäß emgere1ch
. ·. ,·~>steile eine Überforderung 

.· ~s .~jdar - im Unterschied zu 
· Ä=r'*i!,~tivanträgen offenbar. 
_!lern;~.~ den Debatten a':18"r: 

.. ". .• . , .. .. .., Jlber Grundsätze d1sku 

.:~~,i~ waren die meisten 
',..,.,".~e .Ge1'ci:liie,4er Fraktions-"Fach

····· .•~!!!!!li!t;jlie_ftlr die Delegierten 
,, .. um nacbvollziehbar waren. f,,., .. , .. 1., , ....... , .... ,,,,! ,,, .. 

i:::,,Li;;,:_i· 
. :r::,.:::::il:.::\ .. 

. ' ... :1-; 

. ··::::::::.;{(::;},\\!i·· 
:::··/!."'.; 

Internationales: 
Bestätigung bisheriger 

Positionen 

Im Themenbereich Internationales 
beherrschten zwei Streitpunkte die De
batten. Erstens bekundet nun auch die 
SPD die Sorge um die Geldwertstabilität 
in einer eventuellen europäischen Wirt
schafts- und Währungsunion. Es gelang 
zwar, einige unsägliche Formulierungen 
in den entsprechenden Anträgen zu ver
hindern. Herausgekommen ist aber eine 
Positionsbestimmung, die in populisti
scher Manier Geldwertstabilität zum her
ausragenden Ziel der Wirtschaftspolitik 
erklärt und dabei gleichzeitig vergißt, 
welche Folgen dies für eine aktive Be
schäftigungspolitik im europäischen wie 
auch im nationalen Rahmen hat. Es zeugt 
nicht gerade von wirtschafts- und euro
papolitischer Kompetenz, daß solche 
Widersprüche nicht einmal bemerkt wer
den. So wird in dem entsprechenden An
trag auf den ersten Seiten zwar die Auf
wertung der DM beklagt, gleichzeitig 
aber am Ende des Antrages mit den For
mulierungen zur Wirtschafts- und Wäh
rungsunion eine Politik gefordert, die die 
Aufwertung der DM noch verstärken 
wird. 

Den zweiten Schwerpunkt bildete die 
x-te Auflage der Debatte über out-of
area-Einsätze der Bundeswehr. Wieder 
einmal mußte vorn Parteitag beschlossen 
werden, daß die SPD gegen Kampfein
sätze der Bundeswehr ist, soweit diese 
nicht zur Landesverteidigung dienen. 
Notwendig wurde dies, weil ein Teil der 
sogenannten außenpolitischen Sprecher 
der Partei in den letzten beiden Jahren 
konsequent nicht die Beschlüsse der 
SPD, sondern ihre eigene Position ver
traten und dabei immer wieder versuch
ten, eine Zustimmung der SPD zu einer 
letztlich militärisch geprägten Außenpo
litik zu erlangen. Im Zuge dieser Ent
wicklung hat die SPD ihre außenpoliti
schen Kompetenz weitgehend aufgege
ben. Dieses spiegelte besonders deutlich 
der "Leitantrag" zur Sicherheitspolitik 
wider. Hier wurden zwar wichtige Fra
gen gestellt - zur Osterweiterung der 
NATO, zur gesamteuropäischen Sicher
heitsstrnktur etc.-, aber eben nicht beant
wortet. Die Beschlußlage der Partei 
bleibt somit auf dem Stand von Wiesba
den. Positiv neben der begrüßenswert 
klaren Position des neuen Vorsitzenden 
in dieser Frage stimmt nur, daß die E~
richtung einer Kommission lnternallo-
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nale Politik mit dem Auftrag zur Weiter
entwicklung der außenpolitischen Pro
grammatik beschlossen wurde. 

Alibiverjüngung 
Im Vorfeld des Parteitages ist die 

Verjüngung des Parteivorstandes selbst 
von wichtigen Führungspersonen der 
Partei als wesentliches Anliegen darge
stellt. worden. Müntefering sprach von 
fünf, Scharping von vier jüngeren, die in 
den Parteivorstand gewählt werden soll
ten. Alle schönen Worte .und Unterstüt
zungen galten aber nur bis zum zweiten 
Wahlgang. Im ersten konnten lediglich 
Kerstin Griese und Benny Mikfeld v.a. 
durch die Unterstützung aus NRW die 
erforderliche Mehrheiterlangen. Thomas 
Westphal (Juso-Bundesvorsitzender 
1993-1995) und Christian Lange traten 
zwar· im zweiten Wahlgang noch an, ihre 
Kandidaturen wurden aber durch · die 
Absprachen zwischen NRW, Hannover, 
Hessen und · anderen Bezirken/Landes- · 
verbänden nahezu aussichtslos. Als es 
einst wurde, galten die hehren Vorsätze 
kaul)l noch etwas, vor allem ging es um 
die Absicherung der eigenen Leute und 
det bislang Jlicht gewählten Ministerprä.
sidenten (Schröder, Eichel, u.a.). Dies 
gilt auch für wesentliche Teile der Par
teiliriken. Die Kandidatur des spw-Mit
herausgebers Thomas Westphal wurde 
darüberhinaus vor · dem Hintergrund 
juso-interner Auseinandersetzungen in 
einigen Bereichen aktiv hintertrieben. 

s 

Chancen und Risiken 
für die Linke 

Lafontaines Wahl zum Parteivorsit
zenden schafft der SPD zunächst auf der 
psychologischen Ebene und in den Me
dien die Möglichkeit, aus der Defensive 
herauszufinden und Kohl wieder ernst
haft in Bedrängnis,zu bringen. Das zeigt 
auch dessen scharfe Reaktion. Wenn 
man die von ihm mit durchgesetzten Be-

Lafontaines Rede hat 
gezeigt, daß linke Posi
tionen mobilisierungs
fähig sind, wenn sie 
profiliert vorgetragen 
werden. 

schlüsse und seine reale Politik betrach
tet, vertritt aber auch Lafontaine keine 
linke Alternative zum Kurs der kapital
orientierten Standortmodernisierung. 
Seine Rede auf dem Parteitag, seine Per
spektive einer linken Mehrheit in Ver
bindung · mit Lockerungsübungen ge
ge!lüber der PDS - der einzige Weg, ei
ner sowieso unvermeidbaren SPD-PDS
Kampagne der Konservativen frühzeitig 
den Wind aus den Segeln zu nehmen -, 
das bietet auch den Linken in der SPD 
größere Spielräume, ihre Positionen 
wieder wirksamer zur Geltung zu brin
gen. Sie müssen es allerdings auch tun, 
und zwar selber. 

Inhaltliche Schwerpunkte der 
Tagung waren der gesellschaftliche 
Strukturwandel und die Veränderungen 
des Parteiensystems und ihre Kon
sequenzen für die Möglichkeiten linker 
Politik. Zentrales Projekt der nächsten 
Zeit ist die „Crossover"-Konferenz, die 

. . . in einem gesonderten Artikel vorgestellt 
, · wird. · 

'. li~~r~eserinne~ k.dLeser, Im November ist das erste Jahrbuch 
. '{ _<jie ~~'lv;Jahrestagung in, Oktober hat des ispw, Institut für angewandte Sozial
~ :P"[Jq'lelle Ye~änderungen ge- und Politikwissenschaften e.V., erschie
~~::,lJwe ;Kremer;wechselt aus der nen. Es wird herausgegeben von Edel

. ~;\11:cl~ ~1$ cler Herausgebe- gard Bulmahn, Peter von Oertzen und 
· r.,, ·• ;die-langjllhrigen Redakti- Joachim Schuster und trägt den Titel 
· i',J~\~la Becker und Fiete ,,Jenseits von Öko-Steuern". Es. kostet 

'!fie;'Reitäktion verlassen.Ih- DM 35,- und kann beim spw-Ver(ag be
,Mitarbeit. Auf stellt werden. 

· · :~ Ulldibt'.· Wenn alles klappt, wird spw noch in 
'";, beide .aus Bi>-· diesem Jahr mit einer eigenen „ homepa-

:m]lj~-~;' . !::!:n~:~:'(e'ir::~_:e,;;1!~::r:~ 

Dabei muß es für die Linke darum 
gehen, inhaltliche Alternativen und 
Kontroversen in der innerparteiliche 
und öffentlichen Debatte offensiv deut- · 
lieh zu· mach_en und zu vertreten. Ein 
Ausgangspunkt dafür ist der wirt
schaftspolitische Initiativantrag des 
Frankfurter Kreises auf dem Mannhei
mer Parteitag. Dieser ist in etlichen 
Punkten mit dem beschlossenen Leitan
trag nicht vereinbar, sollte aber - da er 
längerfristige Perspektiven aufzeige -
auf Vorschlag Lafontaines gleichfalls 
,,angenommen und überwiesen" wer
den, um problematisch erscheinende 
Punkte weiter zu diskutieren. Letztlich 
wurde er „mit großer Sympathie über
wiesen", was immer das_ sein mag. Hier
bei wurde jedoch weniger die grund
sätzliche Sympathie mit dem Antrag 
deutlich, als das Bestreben, die Partei
linke ruhigzustellen. Aus Angst oder 
Unfähigkeit, eine offene Kontroverse 
gegen den Initiativantrag der Parteifüh
rung auszutragen, hatten führende Re
präsentanten derselben das allerdings 
selbst bereits vorweggenommen und be
hauptet, die Anträge seien miteinander 
vereinbar. Solches Verwischen von 
Kontroversen kann die inhaltlichen Po
sitionen der Linken letztlich nur schwä
chen. Lafontaines Rede hat gezeigt, daß 
linke Positionen mobilisierungs- und so
gar mehrheitsfähig sein können, wenn 
sie profiliert vorgetragen werden. Daran 
mangelt es gegenwärtig in der SPD-Lin-

. ken am meisten. 

ben wir ja schon seit geraumer Zeit). 
Neben der Inhaltsübersicht und ausge
wählten Artikeln wird es die Möglich
keit geben, direkt Hefte oder andere 
Publikationen zu bestellen oder sonstige 
Nachrichten an den spw-Verlag · zu 
senden. Dieser· service wird uns von 
„Köln-Online" ermöglicht. Also, wer 
Interesse hat, kann es ja demnächst 
einfach mal versuchen, ob .die Sache 
schon steht, die Adresse der homepage 
ist http:/www.koeln-online.de/spw/ 

Im Januar findet der Lasteinzug für 
das Abonnenement 1996 statt, die Preise 
bleiben gegenüber 1995 unverändert. 
Um sinnlosen Aufwand zu vermeiden 
bil!en wir um Mitteilung, falls sich di~ 
Kontoverbindung geändert hat (ebenso 
Adressenänderungen) und um Beach
tung, daß das Konto hinreichend ge
deckt ist. 

Ralf Krämer 
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c1~iialdemokratie als Lebenssinn? 

f~J~nsion zu: Susanne Miller: Sozialde
.· mokratie als Lebenssinn. Aufsätze zur 

, · Geschichte und Gegenwart der SPD. 
• , ; Zum 80. Geburtstag herausgegeben von 
· :. JJenui Fau/enbach, Bonn 1995. Verlag 

J.H.W. Dietz Nachfolger, 384 Seiten, 
DM48,-. 

,··11. 

•·•., '.· ine nicht ganz gewöhnliche Fest-
. schrift ist zum 80. Geburtstag der 

. sozialdemokratischen Historike-
.... rfü-__ -ef·schienen: Keine Sammlung von 

· wissenschaftlichen Aufsätzen anderer 
Historiker mit mehr oder weniger Bezug 
zu ihrem Werk, sondern eine Reihe von 
Aufsätzen der Susanne Miller selbst. Sie 
sind verständlich geschrieben und um
fassen zeitlich eine Spanne von der Mit
te des neunzehnten Jahrhunderts bis 
1990 und thematisch ein breites Spek
trum grundsätzlich bedeutsamer Fragen: 
Es geht um die ideellen Grundlagen, den 
ideologischen Standort der Sozialdemo
kratie, ihre Geschichte im Kaiserreich, 
in der Weimarer Republik und in Öster
reich, den sozialdemokratischen Wider
stand und die Nachkriegsentwicklung. 
Susanne Miller war ISK-Mitglied, Emi
grantin, die Lebensgefährtin Willi Eich
lers, aktiv in der Kölner Sozialdemokra
tie und die Sekretärin der Godesberger
Programm-Kommission; die Themen 
ihrer Aufsätze bilden oft einen Teil ihrer 
eigenen Lebensgeschichte. 

Kann die Sozialdemokratie „Lebens
sinnH sein? Die Frage erscheint nicht 
zeitgemäß, in Anbetracht dessen, was 
die real existierende SPD heute so treibt. 
Da wird von vielen in erster Linie „Re
gierungsfähigkeit" demonstriert, immer 
mit einem Blick auf die eigenen Auf
stiegschancen; der Lebenssinn aber, das 
ist gutes Essen, Urlaub (in Italien), je
denfalls Außerpolitisches . 

Sekte mit Bedeutung 
Damit soll nichts gegen die persönli

che Selbstverwirklichung gesagt sein, 
aber wie anders liest es sich doch, wenn 
Susanne Miller vom Internationalen So
zialistischen Kampfbund (ISK) erzählt, 
dessen Mitglieder in den 20er und 30er 

Christoph Meyer, Köln, Historiker und Mitglied 
der spw-Redaktion 

Jahren aufopferungsvoll für ihr Ziel, 
eine menschenwürdige und gerechte 
Gesellschaft, eingetreten sind, dabei auf 
Alkohol, Fleischgenuß und ihr Privatle
ben verzichtend, was jedoch „durch das 
Erleben einer solidarischen Kampfge
meinschaft für ein ethisch begründetes 
Ziel" (S. 236) ausgeglichen wurde. 

Aus zwei Gründen war der kleine 
ISK mehr als eine politische Sekte: 1. 
Struktur und ethischer Anspruch befä
higten seine Mitglieder während der Na
zizeit zu einem verhältnismäßig wir
kungsvollen Widerstand, und 2. brachte 

Eine Grundhaltung, die 
meint auf eine ethische 
Motivation, auf Grund
werte verzichten zu kön
nen, bleibt reichlich blut
leer. 

er mit Willi Eichler den - als Leiter der 
Programmkummission - bedeutendsten 
geistigen Vater des Godesberger Pro
gramms von 1959 hervor, welches - an
stelle einer Gesellschaftsanalyse und 
Zukunftsprognose - mit ethisch moti
vierten „Grundwerten des Sozialismusu 
begann (S. 360), was seither für sozial
demokratische Programmatik gültig ge
blieben ist. 

Im Nachhinein sieht Miller . die 
Nichterwähnung des Marxismus als Tra
ditionslinie der SPD im '59er Programm 
als - dem Kalten Krieg geschuldete -
Fehlleistung an. Es ist jedoch unver
kennbar, daß sie der marxist!schen Ge
sellschaftstheone sehr reserviert gegen
übersteht. Diese Distanz führt an einzel
nen Stellen des Sammelbandes zu ein
seitigen Urteilen. Andererseits öffnet sie 
aber den Blick für Schwächen der SPD 
während ihrer „marxistischen" Ph~e 
(etwa von den 1890ern bis zu den 
l 950er Jahren). 

Offene Fragen bei Marx 
So lieferte die Theorie_ offensichtlich 

für die Einschätzung vieler .,,konkreter 
Situationen", z.B. die Bewilligung der 

von Christoph Meyer* 

Kriegskredite 1914, ,,keine zwingenden 
Kriterien" (S. 96). Des weiteren schien 
sie den Geschichtsdeterminismus nahe
zulegen, welcher den größten Teil der 
SPD dazu verleitete, auf die Revolution 
wie auf ein Naturereignis zu warten, 
während ihre Praxis bestenfalls als re
formistisch betrachtet werden kann. Die 
Partei war damit auf den Ausbruch der 
Revolution von 1918 nicht vorbereitet 
und nur in unzureichendem Maße in der 
Lage, sie zu einem erfolgreichen, die 
Demokratie auf Dauer sichernden Ab
schluß zu bringen. (Wo bei allerdings die 
Frage ist, ob es nicht eher die Art der Re
zeption des Marxismus als die Rezepti
on an sich war, die die SPD in ihrer 
Handlungsfähigkeit beeinträchtigte.) 

Bei Marx, so ein .Fazit, seien „ent
scheidende Fragen" offengeblieben 
wie die nach dem Wesen des Staates, 

der Demokratie, der Revolution, d~r 
Klasse, der politischen Partei, vor ~!~. 'i 
aber die nach der Rolle der Pcrs?n_._,.1_, _.:_;_;_;_;:;: 

keit in der. Geschichte und damit,. , .,; 
das Problem von Moral und Politik:,~_l$_;· 
96). Ob dem nun in allen Punkten zuzu
stimmen ist, sei dahingestellt. Jedenfalls 
bleibt eine Grundhaltung, die meint, auf 

. eine ethische Motivation, auf Grundwer
te verzichten zu können, reichlich blut
leer. 

Reichlich Stoff 
zum Abarbeiten 

Die ökonomische Analysefähigkeit 
allein oder der pure Karrierismus ma
chen vielleicht einen Teil der SPD, nicht 
jedoch das aus, was unter Sozialdemo
kratie im eigentlichen Sinne zu verste
hen ist. Diese nämlich basiert auf dem 
,,kategorischen Imperativ, alle Verhält
nisse umzuwerfen, in denen der Mensch 
ein erniedrigtes, ein geknechtetes,. ein 
verlassenes, ein verächtliches Wesen 
ist'', den Grundwerten Freiheit, Gerech
tigkeit und Solidarität sowie einer gehö
rigen Portion Geschichtsbewußtsein. 

Hierfür lohnt es sich, in den hier zu
sammengestellten Aufsätzen der sozial
demokratischen Historikerin Susanne 
Miller nachzulesen. Reichlich Stoff zum 
Abarbeiten ist gegeben, auch wenn die 
Kritik der Autorin am Marxismus so 
nicht zu teilen ist. 
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This is a man's world? 
Rückblick auf die 4. Weltfrauenkonferenz in Peking 

Af 
ata Traore aus Mali sagte vor 

app einem Jahr in einer Dis
sion: ,,Für die Afrikanerinnen 

ist das Wesentliche momentan nicht die 
· Spülmaschine, sondern fließendes Was
ser." Und vor einigen Jahren hatte Isabel 
Allende noch formuliert: ,,Bildung, Ge
sundheit und wirtschaftliche Unabhän
gigkeit für alle Frauen. Nur eine Hand
voll in den industrialisierten Ländern 
kann davon profitieren. Aber über neun
zig Prozent aller Frauen leben. in einer 
rückstijndigen Welt voller Armut und 
Leid. Sie werden noch wie Sklaven ver
kauft, verstümmelt, mißhandelt, ausge
beutet, prostituiert, sie müssen· ihrem 
Mann gehorchen, den sie nicht lieben, 
und Kinder gebären, die sie nicht wol
len~" 

Weltweiter 'roll-back' 
Doch der weltweite 'roll-back' macht 

eben nicht vor den industrialisierten 
Ländern halt; Frauenarbeitslosigkeit, 
Ausgrenzung von Frauen aus Entschei
dungsprozessen und sexuelle Gewalt 
sind auch bei uns noch an der Tagesord
nung. 

Die Globalisierung von Weltmarkt
strukturen, die immense Ausweitung des 

adversely affecting warnen." Oder mit 
anderen Worten: Wenn Staaten zur Be
kämpfung ihrer Verschuldung Ausga
ben im sozialen Bereich zurückfahren 
müssen oder wollen und der soziale Be
reich dereguliert wird, sind die Leidtra
genden vor allem Frauen und (ihre) Kin
der. Was langfristig möglicherweise zur 
Stabilisierung des Haushalts beiträgt, 
verschärft zunächst die Lebenssituation 
von weit mehr als der Hälfte der Bevöl
kerung ganz erheblich. · 

An einigen Beispielen läßt sich das 
besonders deutlich machen: 
• Am Zugang zu schulischer Grund
ausbildung oder beruflicher Qualifizie
rung werden Frauen durch vielfältige 
Diskriminierungsformen gehindert. Von 

Die Aktionsplattform legt 
in vielen Punkten wich
tige Strategien fest; wie 
dies auf nationaler 
Ebene umgesetzt wird, 
bleibt abzuwarten. 

Finanzkapitals, die Zunalune von Krie- den weltweit 960 Millionen erwachse-. 
gen und bewaffneten Konflikten, die nen Analphabetinnen sind zwei Drittel 
Marginalisierung von Regionen· in der Frauen, von weltweit über 130 Millio
pritten Welt und Deregulierung im so- .nen Kindern, die keine Grundschulaus
zialen Bereich hatten insbesondere auf bildung haben, sind 81 Mio. Mädchen. 
die Lebenssituation von Frauen ausge- • Das Voranschreiten fundamentalisti
sprochen negative Auswirkungen. So scher Bewegungen verschärft die ge
wird dies auch in der zur Weltfrauen- schlechtsspezifische Rollenzuweisung 
konferenz in Peking vorgelegten ·,,Plat- und richtet sich massiv gegen die sexu
form for Action", dem Schlußdokument, eile Selbstbestimmung von Frauen. Ge
dargestellt, Zitat: ,,Recent international walt gegen Frauen, Zwangsprostitution 
economic developments have had in und Sextourismus nehmen weltweit zah
~y cases a disproportionate impact on lenmäßig zu. 
:,vomen and children, füe majority of • Die Mehrheit der neugeschaffenenen 
~om live in: developing countries. For und besserbezahlten Arbeitsplätze geht 

· ~ose'; Staies · that have carried a !arge an Männer, aber es wird immer unwahr
'~~ <,>f for;eign debt, structural adjust- scheinlicher, daß dieses Einkommen der 
}!le,rtp!}>~es andmeasures, though Männer für die Familie ausgegeben 

·"·'" ·· ':'"~'id~~:::r~s::::a ;r~ie Mobilität der Männer ist höher 
· '",,,,;~;;,,;:'.'li'i·;:a.t·.~:- .. ,.· · · .• l?Y .als die der Frauen, sowohl was Wohnor

., ··· '· · ·"""~: .. !"}'.~ a~ch was Arbeits-Plätze angeht, 
·· :·::uiicliii,~· :: und· ilen ·'Frauen· wird es· oft· völlig· .: al

h\:~: .. lCin'~ Dberlas$en, sich um die Kinde~ zu 
,:1' .i ') ' 

:1:·t" ·>:! 

von Anlje Trosien* 

kümmern. Frauen in der Dritten Welt tra
gen eine doppelte oder dreifache Last, 
wenn sie versuchen, Hausarbeit, Kinder
versorgung, Landwirtschaft, eventuell 
noch schle~htbezahlte Lohnarbeit mit
einander zu vereinbaren. 
• Der An.teil von Frauen (und ihren 
Kindern) an Flüchtlingsströmen über
schreitet den der Männer erheblich, in 
manchen Ländern liegt ihr Anteil 'zwi
schen 80 und 90%, dennoch kommen sie 
weitaus seltener in den Genuß von Asyl 
in Europa. 

NGO-Forum und Welt
frauenkonferenz 

Um dies zu thematisieren, Gegen
strategien zu formulieren und auch zur 
Bewußtseinsbildung beizutragen, hatte 
die Generalversammlung der UN be
schlossen, daß 1995 die 4. Weltfrauen
konferenz stattfinden soll. In der Nach
folge von Mexico City 1975, Kopenha
gen 1980 und Nairobi 1985 sollte nach 
zehn Jahren wieder der Versuch unter
nommen werden, Bilanz über erreichte 
frauen- und gleichstellungspolitische 
Erfolge und Einbrüche zu ziehen. 

Allerdings ist festzustellen, daß ge
genwärtig die Einbrüche, Rückschritte, 
der 'roll back' überwiegen; die Rahmen
bedingungen, unter denen die vorherge
henden Weltfrauenkonferenzen stattge
funden haben, waren zwar auch nicht ro
sig gewesen, aber es war noch ein ge
wisser Trend zum Besseren erhoffl wor
den. Vor allem hatte frau damals noch 
angenommen, daß die vereinbarten Stra
tegien von den nationalen Regierungen 
bereitwilliger aufgenommen und umge
setzt würden. Dies war jedoch nicht der · 
Fall. Ein weiteres Hindernis bei der 
Durchsetzung von nachhaltiger Frauen
politik sind die nach wie vor undemo
kratischen Strukturen der UN, die politi
sche Forderungen der Vertreterlnnen 
aus Entwicklungsländern, aber auch der 
N GOs ausklammern. 

Vom 30. August bis zum 8. Septem
ber fand im Vorfeld der eigentlichen 
Weltfrauenkonferenz das NG02Forum 
statt, eine Konferenz aller nichtisstaatli
chen InStitutionen und Fraueninitiati
ven. Dieses Forum sieht sich unter ande
rem als Gegenpol und Korrektiv .. zum 
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Regierungsforum; die Nicht-Regie
rungsorganisationen engagieren sich 
stark in der Diskussion vernachlässigter 
oder problematischer Themenbereiche 
und versuchten entsprechende Positio
nen in das Schlußdokument, die „Plat
fonn", einzubringen. 

ten, Gerüchten zufolge steht aber zur 
Diskussion, daß Nachbereitungskonfe
renzen stattfinden sollen, um die einzel
nen Regierungen in die Pflicht zu neh
men. 

eine offensive Frauenpolitik eingefor
dert werden - wenn, ja wenn, der politi
sche Wille dazu da wäre. Der muß aber 
auch erstmal auf nationaler Ebene be
wiesen werden. Der CDU-Parteitag hat 
das Frauen-Quorum abgelehnt. Die Re
gierungskoalition stellt auch den Mini
ster für wirtschaftliche und Entwick
lungszusammenarbeit. Über 30000 Frauen nahmen für ver

schiedenste Organisationen und (Frau
en-)Bewegungen an dieser Konferenz 
teil. Wenn auch in unzähligen Work
shops, Meetings, Veranstaltungen so 
ziemlich alle Aspekte der Diskriminie
rung von Frauen diskutiert werden konn
ten, und von den Medien auch dieses 
Treffen aufmerksam beobachtet wurde, 
letztendlich „entscheidend" war die offi
zielle. Weltfrauenkonferenz der Regie
rungsvertreterlnnen. 

Hier liefen dann die maßgeblichen 
Diskussionen ab, die sich um die vorge
legte „Aktionsplattform" drehten, wel
che Analyse und Forderungen zusam
menfaßt. 

Und wie schon bei der Weltbevölke
rungskonferenz letztes Jahr in Kairo, 
bildete sich wieder eine wertkonservati
ve Allianz, bei der fundamentalistische 

. islamische und erzkatholische Kräfte 
.-Versuchten, crgebnisorientierte Diskus
sionen zu blockieren und von der Lö
sung der eigentlichen Probleme abzu
lenken. Offensichtlich wurde dies bei 
Diskussionen über die Rolle der Frau in 
der Familie oder um das Recht auf sexu
elle Selbstbestimmung. Lediglich das 
entschiedene Auftreten anderer Vertre

(erinnen, die mit derartigen Interventio
nen bereits gerechnet hatten, führte 
dazu, daß noch Kompromisse geschlos-

.. s.en ... werden konnten und die Debatte 
riic~t im Chaos oder in der Selbstblocka
de endete. 

Was bleibt? 
---Bei dieser 4. Weltfrauenkonferenz in 
"''"{Peking ist der ernsthafte Versuch unter
.... :.~J:.~9.J?:lffien worden, eine Bilanz zu ziehen 

'. ,:i; "•~r die Ralunenbedingungen, unter de
·,r·:;-"f rauen in den einzelnen Ländern le
. ,:,:Auf.dieser Grundlage wurden ein 

. greicher Aktionsplan aufgestellt, 
. ;59wohl eine generelle Veränderung 

;,+.,.,;J1rdert als auch einzelne Maßnahmen 
::·•JIAAehnt, die die Lebenssituation von 

. -.. lleh verbessern könnten. Die in Pe
"'.beschfossene Aktionsplattform legt 
:·e/en Punkten wichtige Strategien 
,y;,rbesserung der Lebenssituation 
}f#uen:fest; .wie dies auf nationaler 

-·---~tiiwfr,r;-bleibi abzuwar'. 
:·,\.1;:.:i:·:!. :, ·, .' 

Letztendlich positiv war das immen
se, in diesem Ausmaß nicht erwartete In
teresse der Medien. Zahlreiche Fernseh
übertragungen, ausführliche Berichter
stattung zumindest in einigen überregio
nalen Zeitungen (BILD: Claudia Nolte 
im Bordell: Entsetzt!), all dies hat hof
fentlich zur Folge, daß zumindest in ei
nigen Köpfen noch ein klitzekleines biß
chen Bewußtsein für die Diskriminie
rung der Frauen entsteht. Und die Be
reitschaft, politisch dagegen zu kämp
fen. Doch immer wieder bestätigt sich in 
entwicklungspolitischen Debatten der 
Eindruck, daß der einzige Grund, aus 
dem sich westliche Staaten derzeit via 
UN mit den Frauenrechten in Entwick
lungsländern auseinandersetzen, der ist, 
daß mann Angst vor der Bevölkerungs
explosion und erkannt hat, daß es einen 
Zusammenhang zwischen Familienpla
nung, Bildungsniveau und Lebenssitua
tion der Frauen gibt. 

Das ist eine kapitalistisch und patri
archalisch geprägte Sichtweise, die mit 
dem Recht der Frauen auf Partizipation 
in allen gesellschaftlichen Bereichen 
und sexueller Selbstbestimmung nichts 
zu tun hat. Zweifelsohne, es ist'positiv, 
wenn Frauen gerade in den Entwick
lungsländern Zugang zu Bildung erhal
ten - schon Marie von Ebner-Eschen
bach meinte: ,,Als die erste Frau lesen 
lernte, trat die Frauenbewegung in die 
Welt." Doch trotz alledem: ginge es bei 
der aktuellen entwicklungspolitischen 
Debatte wirklich um Frauenrechte an 
sich, so würden zum einen auch die poli
tische und gesellschaftliche Partizipati
on von Frauen ebenso stark thematisiert 
wie die Bildungsfrage. Und es gäbe 
mehr Bereitschaft, auch im eigenen 
Land die Gleichstellung von Frauen vor
anzutreiben. Dies ist jedoch nicht der 
Fall. 

Ginge es um die glaubwürdige Be
kämpfung von Armut, so wäre es sinn
voll gewesen, statt der mit großem Po
panz durchgeführten Weltkonferenzen 
im Internationalen Währungsfond, der ja 
auch eine Organisation der UN ist, eine 
andere Politik im Umgang mit der 
Schulden:krise einzufordern. 

Durch „Druck" der Bundesrepublik, 
die 1995 immerhin zu 8,93% den.UN
Haushalt mitfinanziert, könnte. eine 
nachhaltige Entwicklungspolitik und 

Wer liest schon hundert Zei~ 
tungen? ·und wer tut sich -~ , 
deswehrpostillen ebenso an•',,.9. 
Fachblätter der Rüstungswirts<~ 
und die wissenschaftlichen Studien .der 
Friedensforschung? 

Wir. 
Die ami berichtet monatlich 

über Krieg und Frieden; Rü
stungswirtschaft, Militärbündnis
se, Gewaltapparat, Waffentechnik, Be
schaffung, Ideologie. Waffenhandel, Frie
densforschung, Friedensbewegung. Und dalln 
sind da unsere 

Themenhefte: 
• Krisenregion Asien (10/95) 
• Medien und Krieg (6/95) 
• Non-Proliferation (12/94) 

Jabmu1bo (9 Normal../] Themenhefte): DM 43.
(ab 1996: DM 50,-; Auslandsabo: DM 60,-). 

Themenheft: DM 4,50, zzgl. Porto. 
lntitmd: hltp://fub46.zedat.fu-ber 

lin.de:8080/-arcnd/ami.hlml 
Bezug; Tclcfön/Fax: (030) 213 "lO 35 

E18hol7.str. 11. 10781 ~lin 

antimilitarismus 
information . ' . ·'.'' ... " .. ,., .:: : .. , 
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-Mühsame Schritte 
auf einem langen Weg ••• 

»ltaca« Kultur-Kongreß »Solidarität kennt keine Grenzen« in Hamburg 

Während die offiz_ ielle Arbeitslo
sigkeit immer neue Rekord
marken erklimmt und nahezu 

alle europäischen Staaten mit Sozialkür
zungen, Arbeitszwang und Repression 
darauf reagieren, während das Armuts
geflille zwischen europäischen Regionen 
ebenso wächst wie die Gewinne der 

-Großunterneliinenund Bänken, während 
die Drohung der Unternehmen, ihre Pro
duktion ins »billige Ausland« zu verla
gern, zur multifunktional-nationalisti
schen Rundumschlag-Keule gegen jegli
chen sozialen Widerstand sowohl der 
Gewerkschaften als auch der Basisinitia
tiven ausgebaut wird und viele Bewe-

. gungen ihre verzweifelten Hoffnungen 
offenbar an irrationale Ethnisierung und 
Nationalisierung sozialer Widersprüche 
knüpfen, gibt es so etwas wie ein »Euro
pa von unten« in zaghaften Ansätzen tat
sächlich - kleine Netzwerke des Erfah
rungsaustauschs, der Solidarität und 
praktischen Zusammenarbeit unterhalb 
und an der europäischen Bürokratie vor
bei. 

fes für eine gerechte Um'(erteilung von 
Arbeit und Einkommen und eine Welt 
ohne Arbeitslosigkeit und Armut 

Dieses Jahr nun, vom 5. - 8. Oktober, 
veranstaltete ITACA in Zusammenar
beit mit »buntstift e.V. - Föderation der 
grünnahen Landesstiftungen und Bil
dungswerke« den europäischen Kultur
kongreß gegen Armut und Arbeitslosig
keit »Solidarität kennt keine Grenzen<< 
in den Räumen der Hamburger Univer
sität 

Kultur-Austausch: 
spannende Ansprüche ... 

An zwei Abenden gab es kleinere 
Theater- und Kulturbeiträge sowie Kon
zerte. Die Kultur hat innerhalb der In
itiativen, die mit ITACA gegen Armut 
und Arbeitslosigkeit kämpfen, einen be
sonderen Stellenwert Kleidung, Spra
che und Musik sind wieder verstärkt 
zum Ausdrucksmittel unterschiedlicher 

-Szenen geworden. Mit Reggae, Punk, 
Rap und HipHop hat seit einigen Jahren 

, Eins von ihnen nennt sich »ITACA- eine Repolitisierung kultureller Aus
'ftir eine Welt ohne Armut und Arbeitslo- drucksmittel besonders armer, arbeitslo
'.~igkeit«. ITACA ist ein europäisches ser und ausgegrenzter Jugendgruppen 
Netzwerk von nationalen Zusammen- stattgefunden. Musik- und Theatergrup
'schlüssen (BALADRE/Spanien; »Kon- pen sind Mitglieder der jeweiligen In
:taktnetz für aktive Arbeitslose«/Däne- itiativzusammenschlüsse. Ihre Texte und 
'mark; . BAG-Erwerbslose/Deutschland) kulturellen Ausdrucksformen befassen 
sowie einzelnen Arbeitslosen- und so- sich mit ihrer sozialen· und politischen 

. zialen Initiativen verschiedener europäi- Realität und beziehen radikal Stellung. 
}eher Länder. Grundlage der 'Arbeit ist BALADRE z.B. ist selbst Verteiler-Or
_eine gemeinsame Plattform, die in fünf ganisation von CDs, Kassetten, Videos 

,.Sprachen vorliegt und init deren Analy- und anderen Materialien der Musik- und 
· · }i!li;n" und Positionen weitere Kontakte Theatergruppen aus ihrem Umfeld. 

Jhergestellt wurden zu Basisinitiativen Die Kulturveranstaltungen sollten 
.. j]!~t in Polen, Finnland, England, Irland, bewußt auch sehr unterschiedliche 

Jtugal, Frankreich, Norwegen, Hol- »Richtungen« kulturellen Ausdrucks 
.. ,:im41iillien,i,; ::.: , : ,. , . _.. miteinander konfrontieren, um Vorurtei

:iet;vo,U;TAC::A ist,:die Organisie- le und Spaltungen zwischen den ver
~Jei'!,es,,iri~onwei(Erfahrungs- schiedenen »Szenen« zu überwinden 
Hnf~onsal/5ta~hs, !lie Orga, und gegenseitige Hilfe und Austausch 

.. ~ger-"Hilfe,:und·die · zunrganisieren. 

.-,.,. ' · ... ··#ie1iieio~li~Pc-· ·-ni~fii:::i~&~~r;~~;~~o::i'n~~~~ 

, .. ,.o~n;ition Jlllterschiedlicher Bands aus 
, T"";verschiedenei\' Lllndern'Ober unsere liF 

. ,,, 'veil!«>ittiikte war zu mühselig- her-

von Michael Bättig* 

auskam, daß der Saal' (Audi-Max) zu 
groß und ungemütlich war, zu viele 
Bands pro Abend vorgesehen waren, nur 
drei Länder und unterschiedliche Stil
richtungen nur ansatzweise vertreten 
waren und wir aufgrund organisatori
scher Überlastung und Ausfälle kaum 
noch vernünftig Werbung in der Stadt 
machen konnten. So kamen zu wenig 
Zuhörer, und mit diesem Teil des Kon
gresses bescherten wir uns ca. 14.000,
DM Defizit. 

Erfahrungsaustausch: 
Verschiedene 
Mentalitäten ... 

Tagsüber wurde in fünf Arbeitsgrup
pen parallel an fünf verschiedenen 
Themen gearbeitet: 
• Feminisierung der Armut (Vorberei
tung durch eine Initiative aus Gasteiz) 
• »Leben im Stadtteil« (Vorbereitung 
durch eine Stadtteilinitiative aus Valen
cia) 
• Internationaler Widerstand gegen 
Sozialkürzungen und Zwangsarbeit 
(Vorbereitung durch die Arbeitslosenin
itiative in Mannheim) 
• »Arbeit«: Tariflicher Arbeitsmarkt 
und nichtexistenzsichernde Beschäfti
gungsverhältnisse (Vorbereitung durch 
Arbeitsloseninitiativen aus Frankfurt 
und Oldenburg) 
• Antimilitarismus und Unterdrückung 
(Vorbereitung durch BALADRE) 

Ein geplanter »Kulturworkshop« 
mußte wegen mangelnder Beteiligung 
ausfallen . 

An den Arbeitsgruppen beteiligten 
sich außer den Deutschen Vertreterin
nen aus Dänemark, Österreich, Italien 
und Spanien. An der Art der Vorberei
tung und Moderation der Arbeitsgrup
pen wurden recht unterschiedliche An
sprüche und Herangehensweisen an die 
inhaltliche Arbeit deutlich: während die 
(»deutschen«) Arbeitsgruppen zu 
Zwangsarbeit und der Entwicklung der 
Arbeitsverhältnisse mit Thesenpapieren 
und Referaten ( der Kongreß-Reader 
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kann noch bestellt werden!), Diskussi
onsleitung und Protokoll durchgeführt 
wurden, gingen die spanischen Kolle
ginnen davon aus, daß zu einem Erfah
rungsaustausch die Ankündigung eines 
groben Themas genüge; in zwei »ihrer« 
AGen blieben die Teilnehmerinnen völ
lig sich selbst überlassen und mußten 
sich zu allererst einmal über Verfahren 
und Diskussionspunkte verständigen. 
Die mühselige Übersetzungsarbeit ins 
Spanische, Englische oder Italienische 
erschwerte den Diskussionsprozeß na
türlich noch zusätzlich. 

Zwischen Staats-Zwang ... 
In der Arbeitsgruppe zu Soziallei

stungskürzungen und Zwangsarbeit 
wurde viel Zeit benötigt, um die doch 
sehr länderspezifischen Begriffe richtig 
zu übersetzen, mit denen die unter
schiedlichen sozialen Leistungen und 
Institutionen bezeichnet werden. 

Es zeigte sich, daß - neben den in al
len Ländern stattfindenden Kürzungen 
sozialer Einkommen und Privatisierung 
staatlicher und sozialer Dienstleistungen 
- die Tendenz zur Ausweitung von 
Zwangsarbeit in allen vertretenen Län
dern zu beobachten ist. Was in Deutsch
land die sogenannte »gemeinnützige 
und zusätzliche« Arbeit für 2,- bis 4,
DM pro Stunde ist, zu der immer mehr 
Sozialämter Sozialhilfeberechtigte unter 
Androhung der Leistungskürzung, ohne 
Kranken- und Sozialversicherung, ohne 
gewerkschaftliche Vertretung, zwingen, 
ist in Dänemark bereits flächendeckend 
eingeführt und in Österreich und Spanien 
noch sehr lokalspezifisch und willkürli
cher verbreitet. In allen Ländern werden 
die Arbeitslosen in die Zange zwischen 
Einschränkung ihrer sozialen Einkom
men, prekarisierten Billig-Arbeitsplät-

~ze_n und staatlichen Zwangsarbeitsmaß
nahmen genommen. 

... und Markt-Freiheit 
. Am Beispiel der Razzien, die Ar

beits- und Zollämter in Deutschland auf 
Baustellen durchführen, um angeblich 

... ::ill~"ii,ile: Beschäftigung zu bekämpfen, 
entzündete sich am ersten Tag die De
batte über die unterschiedlichen Funk

--tionen von illegalen Arbeitsmärkten, 
-: Schwarzarbeit und prekärer Arbeit. 

·, .. Wähiend in Spanien und Österreich 
· ~chwarzarbeit und illegale Beschäfti

:·::·--·:.bis,:zu einem gewissen Grad - auch. 
t~en,~iterlnnen (solange es sich 

um Arbeit handelt, die sonst keiner ma
chen will) - geduldet wird, meinten die 
italienischen Kollegen, daß zumindest 
die Schwarzarbeit inzwischen ein not
wendiger Bestandteil sowohl der italie- · 
nischen Volkswirtschaft als auch zur 
Einkommenssicherung der (arbeitslo
sen) Arbeiterinnen sei. Staatliche An
griffe gegen Schwarzarbeit würden Pro
teste der italienischen Arbeiterbewe
gung hervorrufen. 

Interessant ist, daß inzwischen priva
te Agenturen Arbeitskräfte in Italien, 
Spanien,' Portugal z.B. für Baustellen 
oder Saisonarbeiten auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt anwerben, während in die
se Länder Arbeitsmigrantinnen aus dem 
Süden (vor allem Nordafrika) nachrük
ken, so daß eine internationale Hierar
chisierung und Prekarisierung der Ar
beitsmärkte stattfindet, auf denen die 
Arbeitskräfte gespalten und gegeneinan
der ausgespielt werden können. 

Am zweiten Tag referierte Wolfgang 
Schaumburg über die Umstrukturierung 
der Produktion am Beispiel Opel/Bo
chum - lean production, Auslagerung 

. von Betriebsteilen, Arbeitszeiten und 
Lohnhöhen: Die Umstrukturierung der 
großen Betriebe sei erstens ein Angriff 
auf die ehemalige »Großbetriebsstruk
tur« mit 80-90%iger gewerkschaftlicher 
Organisierung und entsprechender 
»Kampfkraft« der Beschäftigten, zwei
tens eine Hierarchisierung der Produkti
onsstruktur durch Auslagerung und Kon
kurrenz der einzelnen Bestandteile un
tereinander und drittens ein Organisati
onsmodell, das auf andere gesellschaftli: 
ehe Bereiche übertragbar sei: Schlanke 
Verwaltung, Privatisierung staatlicher 
und sozialer Dienstleistungen nach Maß
gabe der Rentabilität. Mit dem Erpres
sungsargument der »Standortsicherung« 
und der Notwendigkeit der »internatio
nalen Konkurrenzfähigkeit« der Betriebe 
würden Gewerkschaften, Betriebsräte 
und Belegschaften gefügig gemacht für 
weitere Entlassungen, Leistungsver
schärfungen, Arbeitszeitverlängerungen 
und relative Lohnkürzungen - »Wenn 
ihr nicht wollt, darm verlagern wir die 
Produktion eben ins Ausland!« 

Neue Wege 
des Widerstands? 

Kontrovers diskutiert wurden zu bei
den Blöcken die Fragen, ob eine weitere 
Orientierung auf die Gewerkschaften 
sinnvoll sei, oder ob diese nil'11!:notwen°. 
dig nationalstaatlich in .die »Standortsi: 

MAGAZIN 

cherung« eingebunden seien, ob die Ori
entierung auf den Staat als Adressaten 
von Forderungen und Kampagnen und 
z.B. die Verteidigung des »sozialen Sy
stems« nicht Illusionen in die Funktion 
staatlicher Institutionen nachhänge, viel
mehr das sogenannte »Normalarbeits
verhältnis« und die dazugehörige Sozi
alversicherung sowieso nie für alle und 
wenn nur für eine eingegrenzte histori
sche Phase gültig war und es deshalb 
richtiger wäre, sich auf konkrete Kämp
fe direkt vor Ort (z.B. auf den illegalen 
Baustellen) zu beziehen, neue interna
tionale Kontaktnetze aufzubauen und zu 
beobachten, an welchen Stellen die Um
strukturierung von Produktion und Ge
sellschaft neue Widersprüche, Bruch
stellen und Ansatzpunkte für neue 
Kämpfe produziere. Demgegenüber 
wurde davor gewarnt, allzu schnell und 
leichtfertig bestimmte Standards sozia
ler Absicherung - auch als Terrain für 
Widerstand - sowie Bündnispartner im . 
gewerkschaftlichen und anderen Berei
chen aufzugeben, ohne daß Alternativen 
einer Organisierung von breitem Wider~ 
stand in Sicht seien. . , 

Aus allen Ländern berichtete11,i~i 
Vertreterinnen aber über Bemühq;iii!ih 
ihrer Initiativen, bestehende Spaltuii.f 
und Grenzen zwischen Arbeitslosen=, 
gewerkschaftlichen, Frauen- und Jobbe
rlnnengruppen aufzuheben und gemein
sam gegen die aktuellen Angriffe zu 
kämpfen. 

Die Diskussionsbeispiele mögen ge
zeigt haben, daß ein lohnender und span
nender Anfang internationalen Erfah
rungsaustauschs mit diesem Kongreß 
gemacht worden ist, neue Kontakte wur
den aufgebaut, weitere Zusammenarbeit 
verabredet. Itaca wird daran weiterarbei
ten . 

Ein großes Problem: trotz aller auch 
positiven Erfahrungen bleibt uns ein De
fizit von ca. 14.000,- DM. Wir bitten 
deshalb an dieser Stelle ausdrücklich 
um Eure Spenden: 
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Einheitslügen, Wendejammern 
und ein Stück Literatur 

Zum Streit um den neuen Roman von Günter Grass 

Rezension zu: Günter Grass: Ein 
weites Feld. Roman. Göttingen: Steidl 
Verlag, 1995. 784 Seiten. 49,80 DM 

meint Reich-Ranicki. Gerhard Henschel 
bringt in der taz die gesammelten Entri!
stungen um den Grassehen Roman auf 
die gültige Formel: ,,Literatur ist das, 
was nie geÜngt; Kritik ist das, was knallt 
und stinkt." 

Es war kaum anders zu erwarten Die Gräben indes, aus denen solcher
gewesen. Einen guten Monat vor maßen publizistische Stinkbomben bin
den eher lustlosen und bedenken- und hergeschleudert werden, sind längst 

reichen Feierlichkeiten zum fünften ausgehoben. Vor fünf Jahren schon ein
Vereinigungstag legt der „Möchtegern- mal wurde in der Christa-Wolf-Debatte 
Nationaldichter" (Bild) Günter Grass ei- ein Stück Literatur zum Anlaß, vielleicht 
nen ge'Wichtigen- Roman vor, das Buch auch nur zum Vorwand genommen, um 
zum Ereignis. Sein opus magnum, kol- ,,den Intellektuellen" - und das heißt in 
portieren Kennerinnen und Bewunderer Deutschland zuvörderst immer „den 
im Vorhinein, ein Jahrhundertwerk gar, Schriftsteller" - als sich eimnischende, 
annonciert sein Verleger, ein Fontane- öffentliche Figur, als Statthalter der Uto
Roman und zugleich ein Roman zur pien und als Sinnstifter in unübersichtli
deutschen Wende, so wissen Besuche- eben Verhältnissen auf die Anklagebank 
rinnen von Vorab-Lesungen zu berich- zu rücken. Nicht anders jetzt, wenn 
ten. Die Enttäuschung - gespielte und, Grass zugerufen wird, er solle seine 
mag sein, auch echte - folgt prompt: ,,alte Stellung als Lehrmeister der Nati
„eine Totgeburt, ein Monstrum" (FAZ) on" doch endlich aufgeben (Fuld, Die 
sei das Buch, ,,unlesbar" und „armselig" Woche). Die moderne Gretchenfrage 
(Zeit), ,,ganz ·und gar mißraten" (Spie- lautet dabei: ,,Wie hast Du's mit dem 
gel). Der „Spiegel" erscheint zudem mit neuen Deutschland, Christa/Günter?" 
einer Fotomontage als Titelbild: der . Die unveränderte Frontstellung markie
Großclown der deutschen Literaturkri- ren Signalwörter wie „SED-Unrecht", 
tik, · Reich,Ranicki, zerreißt im heiligen „Utopien, Abschied von den" und natür
Zorn des Gerechten ein Exemplar des lieh „Nation" auf der einen Seite, ,,Platt
inkriminierten Werkes. machen", ,,Anschluß" und natürlich 

. Und nun kann das Spektakel erst „Nation" auf der anderen. 
richtig beginnen. Vor dem Hamburger Seltsam nur, damals wie heute, die 
Verlagshaus .des „Spiegel" protestieren Aufgeregtheit um die Schärfe der Aus
Demonstrantinnen gegen das Titelbild, einandersetzung in diesem neuen Kul-

°" es erimiere ·an die nationalsozialistischen turkampf. Wer vermeint! ichen Vereini
. l3@herverbrenntingen - eine Einschät- gungsgewinnlern und Legendenstrik
. iiuig/der sich Grass, Staeck und andere kern derart munter ans Standbein pin-

\{i·späterhi11 anschließen. Nicht um Litera- kelt, wie Grass seit der Wende immer 
., · ·, :i:~~t4~~_r.i;(~:'.'po°I_i_tische Denunziati- wieder und nun auch mit seinem neuen 

,,:· ' .. ,,.·Pf~f gehe es der Krit_ik, eine Roman, der wird. sich kaum beklagen 
· .... "i!C\'~.gestartetworden, ein dürfen, wenn ihm dies mit Wadenbeiße

/~ls~~~ifh~i!i ~b,,lismus''. reien vergolten wird. 
,l,~ge hier vor. Die Kri- Bedauerlich - aber vermutlich auch 

:' mit Grass verteidige unvermeidlich - ist etwas anderes. Die 
'.',f"""s konservativ Literatur verschwindet in diesem Streit, 
... ;. i.. h.,-:~e~i9;·· -wird allenfalls noch pauschal abgeurteilt 

:ili!i'Kritili~<;r~i:e, (das ,,Literarische Q~ett" gibt hier das 
., .. ,c:!li'set- Muster ab). Bedenklich, daß. auch die 
,.. . ... "' , Verteidigerinnen Grassens von literari

.' ,, .... ''9~itäten'kätini-iioch sprechen 
'~·~d dies völlig zu Unrecht. 
·,I·• ·.::i.,' 

von Jens von Finte/* 

Versuchen wir's also mit Literatur. 

II 
„Ein weites Feld" und zunächst eine 

deutsche Lebensgeschichte. Theo Wutt
ke, Jahrgang 1919, unter den Nazis 
Kriegsberichterstatter in Diensten der 
Luftwaffe, zu Zeiten der DDR Vortrags
reisender im Auftrag des Kulturbundes 
und mitunter Stasi-Zuträger, dann Ak
tenbote im Haus der Ministerien. Die
sem monströsen Gebäude in Berlin-Mit
te - bei Grass symbolischer Ort einer 
Kontinuität der Macht jenseits aller Sy
stemwechsel - bleibt Wuttke auch dann 
noch verbunden, als es nach der Wende 
zum Sitz der Treuhandanstalt wird. 
Nunmehr Faktotum der Treuhand, soll 
er _unter anderem ein freundlicheres und 
sozialverträglicheres Kennwort für die 
treuhänderische Tätigkeit des ,,Abwik
kelns" finden. 

Ihm als „Tagundnachtschatten" zur 
Seite gestellt ist eine Figur, die Grass ei
nem Roman Hans Joachim Schädlichs 
entleiht: Tallhover, der ewige Spitzel, zu 
allen Zeiten, vom Vormärz.bis zur Ge
genwart, stets deri wechselnden Herr
schaften in Deutschland als Agent 
dienstbereit. . 

Dieses seltsame Paar nun durchstreift 
das Berlin und Ostdeutschland der Wen
de- und Nachwendezeit, kommentiert, 
verwirft, glossiert und nimmt resigniert 
zur Kenntnis, was sich dort zuträgt in je
nen Monaten des Umbruchs. Am Verei
nigungsgeschehen lassen beide kaum 
ein gutes Haar: ,,Von diesem Einigvater
land erhoff "ich mir wenig" und „Deut
sche Einheit ist immer die Einheit der 
Raffkes und Schoffelinskis", heißt es. 

In ihren Dialogen und Reflexionen 
immer präsent ist der Dritte im Bunde -
Theodor Fontane. Wuttke, wie sein 
Spitzname „Fonty" bezeugt. ist ein 
glühender Verehrer Fontanes. Aber 
nicht nur das, geboren am gleichen Ort, 
am gleichen Tag wie sein „Einundalles", 
lebt Wuttke dessen Biographie nach, 
imitiert seinen Sprachgestus, sein 
Aussehen, seine Schriftzüge - und er 
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entwirft die Welt, richtet den Blick auf 
. die deutschen Verhältnisse nach den 
Vorgaben seines Meisters. Wuttke/Fon
ty wird schließlich als dessen „Zwe1t
geborener", als „Wi~derg~nger" ~m 
Ausweis der Unsterbhchke1t des Dich
ters. 

· Diese Konstellation zweifacher Un
sterblichkeit - in der „die Spitze_! un
sterblich sind wie die Dichter, die ~1e be
spitzeln" - weist nicht nur auf die für
sorglich,feindliche Beziehung von 
Schriftstellerinnen und Macht, von Lite
ratur und Zensur, sie ermöglicht zu
gleich, den Einigungsprozeß. 1989/90 
vor den Hintergrund von gut ememhalb 
Jahrhunderten deutscher Geschichte zu 
halten. ,,Jenseits aller Zeitbarrieren" 
wird in den Reden und Widerreden Fon
tys und Tallhovers „Ver!angenes in~
kunftstrunkener Präsenz vergegenwar
tigt und Gegenwärtiges mit Hilfe des 
Vergangenen kommentiert. Vor allem 
die Reichsgründung 1870/71 dient 
durchgängig als Folie für die Schilde
rung der Vereinigung 1989/90. Mehr 
noch: die Gegenwart. wird so zu emer 
Art Neuauflage der Geschichte: ,,Eini
ges ändert sich, doch nichts im Prinzip", 
sagtfonty. 

Kernstück der Handlung ist zunächst 
einmal eine west-östliche Hochzeit; ejn 
Motiv ohne das literarisch kein. Aus
komm~n zu sein scheint, wenn es um die 
Wiedervereinigung geht. Wuttkes Toch
ter vermählt sich mit einem westdeut
schen Immobilienspekulanten, Grund
mann. Die Ehe wir ahnen es, scheitert, 
bietet aber Gel~genheit für einige satiri
sche Seitenhiebe auf die deutsch-deut
schen Fremdheiten. Ein weiteres Motiv 
ist das Auftauchen einer illegitimen 
Tochter, die hier allerdings eine Enkelin 
Wuttkes ist. ,,La petite", Spätfolge einer 
Liaison Wuttkes im Frankreich des 
Zweiten Weltkrieges, markiert die Ge-

··-·-geriposition zu Fontys und Tallhovers 
Geschichtspessimismus, ohne sich dabei 

.... jedoch gegen deren Gewicht behaupten 
zu können. 

· ~: .. t:·;-Die Figuren-werden gezeichnet in er
ster Linie in Vergleichen mit Fontanes 

:R9mantiguren und Zeitgenossen, und 
···ihre-Geschichten berühren sich in man

nigfaltiger Weise mit den Geschichten 
Fontanes. Die Fontane-Obsession Wutt

- lces/fontys bleibt so das kompositori-
sche .Zentrum dieses Geschichts- und 

·· :::-:·Gegenwartspanoramas. Folgerichtig ist 
· · es auch das Kollektiv des Potsdamer 

i:: • ,.,., .. t·Eontane.Archivs. das als-Erzählinstanz 
ä --··---,···1'"'. • . führt. wird ' ,, . i ,,..,,, emge .. . 
H ,,,,,,11•1!··••,•<"· , " · · 

:;i:\!i\;!~!ii'.:!:' 

Grass arrangiert mit souveräner Vir
tuosität Versatzstücke aus Leben und 
Werk Fontanes, erfindet sie neu un~ ver
längert sie in die Gegenwart. Dabei ent
steht ein komplexes Geflecht mtertextu
eller Bezüge, reich an Rückkopplungen, 
Querverweisen, Doppelböd(gkeiten. 
Wegstrecken linearen und realistischen 
Erzählens wechseln mit ausgreifenden 
Dialogpartien, Briefen und Augenzeu
genberichten. Die ebenso lebendige wie 
präzis kalkulierte Vielfalt der Erzähl
techniken wird dabei stets reflektiert un
ter Rückgriff auf Fontanes Prosastil 
(dessen „Kunst der Aussparung", seine 
Dialogtechnik, sein „Plauderton"). 

Man hat Grass zum Vorwurf machen 
wollen, er erzähle nicht mehr, sondern 

Günter Grass 
Ein weites Feld 

MAGAZIN 

derung an den Leser" sei das Buch, eine 
Zumutung'' hat Grass bei Erscheinen 

des Werkes verkündet. Und in der Tat, 
die Lektüre ist mitunter mühsam, es er
fordert einige Anstrengung, in diesen li
terarischen Kosmos hineinzufinden. 
Auch versierte Fontane-Leserlnnen und 
Kennerinnen der deutschen Geschichte 
werden des öfteren ein Lexikon zu Rate 
ziehen das eine oder andere Fontane
Buch ~ Hand nehmen müssen, um sich 
in diesem Labyrinth zurechtzufinden. 
Wem diese Art der Lektüre widerstrebt, 
wird mit diesem Roman kaum glücklich 
werden. 

111 

Trotz aller literarischer Stärken: es 
geht eben nicht nur um Liter~tur, es geht 
auch um Politik - und das ist nun der 
Jammer. 

,,Aus Sicht der Betroffenen" sei der 
Roman geschrieben, ,,aus Respekt vor 

· diesen beschädigten Leben", versiche_rt 
Grass. Nun, natürlich nutzt Grass die 
knapp 800 Seiten des Romans_, um seine 
Sicht der deutschen Verhältrnsse kim.d
zugeben - ohne daß man ihm jed~ ,~".· 

.. · R manfi .,... '• zeine Außerung emer o . ~::::•·, ~,:.,.;: 
rechnen dürfte. Und es Wird bei ... ,. , 
niemanden überraschen, daß diese :Sicht 
gekennzeichnet ist von einiger Bitterkeit 
und Düsterheit: Wuttke wie Tallhover 
·bleibt am Ende nur die Auswanderung 
aus einem „ungastlich" gewordenen 
Deutschland. Mag auch sein, daß Grass 
mit seinem Einspruch gegen Schönfär
berei und Harmonisierungsgesäusel m 

STEIDL Sachen Einheit seine Verdienste hat. 
S Aber dieser Roman bestätigt damit le-behaupte nur, es gebe da keine tory, nur 

endloses Gerede, seine Figuren seien le- diglich die in Langeweile erstarrten 
diglich Marionetten, flach, ohne Eigen- Frontstellungen der deutschen_ Deb~tte 
leben kaum mehr als Sprachrohre und fällt in seiner politischen D1men~10n 

' A„ h 1· h d · weit hinter seine ästhetischen Möghch-Grassscher Thesen. n 1c wur e 1m 
übrigen weiland schon Fontanes „Stech- keilen zurück. 
lin" attackiert, ein „Versiegen der Ge- In dieser politischen Dimensionfs~tzt 

d. Grass auf Eindeutigkeit, anstatt au e_me 
staltungskraft" des Autors meinten ie verwirrende Vielstimmigkeit, eine Viel
Kritikerinnen damals ausmachen zu h d 
können. Diese Vorwürfe sind nicht in heit der Perspektiven und übeh~ e~e 
erster Linie falsch, sie sind schlicht al- Perspektivierungen der Wahr e1t. .

statt dadurch die sture Selbstgerechthe1t 
bern. Mit ihnen wird eine dem Rom_an der Legendenbildner und Einheitslügner 
fremde ästhetische Doktrin - als „sozia- wie der· Vereinigung~kritiker und man
listischen Realismus, minus Sozi~lis-

k h eher poststalinistischer Apologeten, gar mus" hat Grass sie einmal ge ennzeic - b nstatt 
net -. zum absoluten Maßstab erhoben; Wendejammerer zu untergra en, a 

L·te dessen bietet ,,Ein weites Feld", bei aller 
ein Maßstab,.der einem Gutteil der 1 - literarischen Kunstfertigkeit, am Ende 
ratur nicht nur des 20. Jahrhunderts 

d kann doch nur eine mächtig angeschwollene, 
kaum gerecht wer ~n der Leserin alier~ . aufc.llomanmaß gestreckte und litera-

din~:::ii~s:; c:,. mit .. rue~.!1! . .!\.~c ,:j!!<:_lt._y~I,l~i.d.e_ll; ':'ariangskrite ~.: bekannten 
wahrlich nicht leicht. ,,Eine Hera~f°cr;.. Grassehen Verem1gun t . 
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Towards Sustainable Europe 
Zusammenfassung einer Studie aus dem Wuppertal-Institut 

Die Zielbestimmung "Sustainability" 
findet heute Zustimmung in einer Breite, 
die nur durch ihre Unschä,fe, verbun
den mit dem Charme der Absicht, die 
lange Zeit als antagonistisch angesehe
nen Konzepte von Umwelt und Entwick
lung resp. Gerechtigkeit zu harmonisie
ren, erklärbar ist. Die mangelnde Ope

. rationalisierbarkeit, d.h. auch das Feh
len einer angemessenen politischen In
strume11tierw1g, beruht zumindest teil
weise auf der Zielunsicherheit, die ihrer-

. seits wiederum auf den Mangel an 
Quantifizierung der stojjlichen Restrik
tionen wie der zeitlichen Vorgaben zu
rückgeht. Die Studie "Towards Sus
tainable Europe" stellt einen ersten Ver
such· dar, langfristig zukuriftsfähige Um
weltnutzw:,gsniveaus unter der normati
ven Annahme gleicher Zugangsrechte zu 
Umweltressourcen zu bestimmen sowie 
deren fmpUkationen .fur _ Wirtschaft und 
Wachstum, Arbeitsplätze und Sozial
staat sowie fiir die notwendige ,i'nde
rimg der Konsummuster zu bestimmen. 

Sustainable Europe -
Das Konzept 

Der verfügbare Umweltraum ist be
grenzt und zumindest teilweise und an
nähernd quantifizierbar. Dieses Kriteri
um ist Nutzungs-/Input-orientiert, d.h. 
es basiert auf der quantitativen Erhe
bung der Entnahme von Ressourcen aus 
d.er Umwelt (beim Übergang von der 
Okosphäre = "wert" -lose ungenutzte 
Natur zur Anthroposphäre ider Techno
sphäre = Natur als Rohstoff) und mißt so 
die Ressourcenintensität unseres Wirt
schaftens als den zentralen Faktor für 
die Entwicklung der Umweltbelastung. 
Folgerichtig werden für eine zukunftsfä
hige Wirtschaftsweise an dieser Stelle 

Es gilt, durch Steigerung 
von Effizienz und 
Suffizienz Lebensquali
tät und Ressourcenver
brauch zu entkoppeln. 

Begrenzungen festgesetzt werden müs
sen, die begrenzte Verfügbarkeit und 
Regenerationskapazität natürlicher Sy-

Die. Studie "Towards Sustainable steme als eine der unverzichtbaren 
· Europe" baut auf zwei grundle- Grundlagen unseres Lebens und Wirt

genden Konzeptionen auf: Dem · schaftens abbilden. Einige dieser Be
"Environmental Space" oder Umwelt- rechnungen von Input-Nutzungsgrenzen 
raum ünd dem Grundziel der globalen basieren auf Output-bezogenen Überle
V:erteilungsgerechtigkeit. Das Umwelt- gungen, wie z.B. die Zielzahl für den re

. ll!.um-Konzept, so wie es in dieser Studie duzierten Energieverbrauch, die aus den 
verwandt wird, stelltden Versuch dar, in tolerablen Grenzen für C0

2
-Emissionen 

Kenntnis der mit solchen Abschätzun- mit Hilfe eines Energie-Szenarios ge
geii'iiiimer verbundenen Unsicherheiten wonnen wird. 
:richtungssichere Abschätzungen der . Reduzierte Ressourcenverfügbarkeit 

, .~~11 lJ1]1W~ltin;mspruchnahme zu durch begrenzten Umweltraum bedeutet 
:C~~d:.<!ar~us in Verbindung mit jedoch keineswegs zwangsläufig weni

., i';., .. ,.'!lL ..... P der Oleichverteilung poli- ger Lebensqual1·tä·t ·v1·e1mehr g1'lt es 
,,,,,. ·· '''~bb~e Zielvorgaben abzu- durch.Steigerung ~on Effizienz (me~ 

1 !E;}~i:i(::,.:L.::-~:, ;:: ... · -: . Dienstleistung aus weniger Ressourcen) 
· l;, '!",~ergie; nicht-erneu- und Suffizienz (mehr Befriedigung aus 

~riälie_n, _: ~odt:n und . weniger Dienstleistungen) Lebensquali-
'"' .~~nal.~ einer zu- tät und ~essource~verbrauch zu entkop
,, ,,,,., ... ,)Ve!Se nulz<;~ ·-· peln. ~1e Ausschopfung der Potentiale 

- -.MUiiiwellräüm .. "?rSte1gerung der Ressourcenprodukti
"~·-v1tät zusammen ntit einem. veränderten 

Dienstleistungsangebot und Nachfrage-
. . :J<1•@.dann.fi1r.die. Mehrheit 

.X~l~.~I!; , eine gleichwertige 

von Joachim H. Spangenberg* 

Versorgung mit Dienstleistungen und 
eine bessere Lebensqualität bei insge
samt drastisch vermindertem Ressour
cenverbrauch ermöglichen. 

Verteilungsgerechtigkeit besteht im 
Rahmen unserer Studie darin, einen pro 
Kopf (und nicht etwa pro Einheit BSP!) 
einheitlichen Anspruch auf Umwelt
raum zu postulieren, der - darin ähnlich 
den Menscpenrechten - ein globales An
recht darstellen soll. Das Postulat· der 
„gerechten Verteilung" ist damit nur auf 
internationaler Ebene quantifizierbar, 
innerstaatlich wird es spezifische Diffe
renzi_erungen geben. 

1. Die physikalisch
stoffliche Dimension. 

Energie und Stoffströme 
Obwohl die im folgenden referierten 

Ergebnisse einen erheblichen Unsicher
heitsfaktor aufweisen, zeigen sie die 
Größenordnung der notwendigen Ände
rungen und sind so als ein richtungssi
cheres Grobmaß zu gebrauchen. 

Im Energiesektor baut die Studie auf 
den Ergebnissen des International Panel 
for Climate Change (IPCC) auf, die 
langfristig eine 50%ige Verringerung 
der C0

2
-Emissionen weltweit fordern. 

Für Europa (ohne die Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion) bedeutet das wegen 
der bisher überdurchschnittlichen Höhe 
eine Reduzierung der C0

2
-Emissionen 

pro Kopf von 7,3 t/a auf 1,7 t/a, also um 
77% (bis 2050). Als weitere Annahme 
kommt hinzu, daß wir von einem Aus
stieg aus der Nutzung der Atomenergie 
in Europa bis zum Jahre 2010 ausgehen. 
Die Reduzierung der Emissionen soll 
durch eine kontinuierliche Energieein
sparung und den Ersatz fossiler Brenn
stoffe (75% Reduzierung) durch erneu
erbare erfolgen. Durch Abschätzung des 
Potentials erneuerbarer Energien ergibt 
sich die Notwendigkeit, rund die Hälfte 
des derzeitigen Energieverbrauchs ein
zusparen. 

Während in vielen Sektoren die·En
ergieeinsparungserfordernisse durch 
technologische Innovationen erfüllt 
werden können, ergibt sich insbesonde-

,, ,.. . . . 
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. re:im Verkehrssektor die Notwendigkeit 
einer deutlichen Reduzierung der Mobi
lität (von Gütern, aber auch von Men-
schen). 

Noch dramatischer sind die Anforde
rungen im Bereich nicht-erneuerbare 
Rohstoffe: Da die derzeitigen Stoffflüs
se, die Entnahme aus der Umwelt, nach 
ersten Abschätzungen das ökologisch 
zulässige Maß um rund das Doppelte 
übersteigen, ergeben sich zusätzlich zur 
Halbierung der globalen Fördermengen 
durch das weltweite Gleichverteilungs
kriterium je nach Stoff Reduzierungs
notwendigkeiten von 80-90%1• Derartig 
ehrgeizige Ziele können ohne erhebliche 
Einbußen an Lebensqualität dann erfüllt 
werden, wenn hohe Recyclingquoten 
mit verringerten Durchflußmengen 
(zum Beispiel durch Materialeinsparun
gen) und verlangsamten Durchflußge
schwindigkeiten durch die Ökonomie 
(zum Beispiel durch langlebige und 
leicht reparierbare/modernisierbare Pro
dukte) kombiniert werden, mit dem Ziel 
einer Verzehnfachung der Ressourcen
produktivität bis 2030/2050. Hinzu 
müssen sich wandelnde Konsumge-· 
wohnheiten kommen, wie Güterteilung 
und gemeinsame Nutzung statt individu
ellem Besitz. 

Die so bestimmten Reduzierungszie
le beruhen nicht auf der ~eil dem ersten 
Bericht des Club ofRome die Wahrneh
mung prägenden Ressourcenknappheit; 
vorhandene oder erschließbare Vorräte 
sind kein Argument gegen die hier auf
gestellten Anforderungen. 

Landnutzung und Wasser 
Die Gesamtfläche Europas wurde 

1990 zu 59% landwirtschaftlich und zu 
24% forstwirtschaftlich genutzt. 8% wa
ren bebautes Land, davon rund ein Drit
tel für Verkehrswege. Zusätzlich impor
tiert' Europa (EU 12! netto, d.h. nach 
Abzug des Flächenbedarfs für seine 
/).grarexporte, ca. 127.000 km2 fruchtba
retl _Bodens, entsprechend der gesamten 
fruchtbaren Landfläche Panamas, Vene
zuelas, Guayanas, Ecuadors und Kolum
biens. Zählt man die für die Gewinnung 
mineralischer Rohstoffe genutzten Flä
chen mit, wird der Import noch größer. 

Noch wichtiger als diese quantitati
- ven Veränderungen ist die qualitativ 
neue Bedeutung der Landnutzung: das 

-. ?\el, von max. 0, 1 'C Erhöhung der 
d11rchschnittlichen Temperatur pro 10' 

. ::::tl~~~zeitraum zur Geschwindigkeitsbe
::,~g der Klimaänderungen hat den 

"I' 

Ressource Derzeitiger Umweltraum notw. Zielwert Zielwert 
Verbrauch pro Kopf Anderung 2010 2010 

pro Kopf (%) (%) 

COi - Emissionen 7,3 t/a 1,7 t/11 -77 5,4 t/a,cap -26 

Primarenergie 123 GJ/a 60 GJ/a -Sff 56,5 EJ/a -21 

Fossile 100 GJ/a 25 GJ/a -75 45,0 EJ/a -22 

Nuklear 16 GJ/a 0 GJ/a -IOO 0 EJ/a -IOO 

Erneuerbare 7 GJ/a 35 GJ/a +400 11,5 EJ/a +74 

Rohstoff-Verbrauch, 
Nicht-erneuerbare 

Zement 536 kg/a 80 kg/a -85 423 kg/ucap -21 

Roheisen 273 kg/a 36 kg/a -87 213 kg/a•cap -22 

Aluminium 12 kg/a 1,2 kg/a -90 9 kg/ucap -23 

Chlor3 23 kg/a 0 kg/a -100 17 kg/a•cap -25 

Landnutzung 0,726 ha - - 0,64 ha/cap - 12 

Bebaute f1ache 0,053 ha 0,0513 ha - 3,2 0,051 ha/cap - 3.2 

Binnengewasscr 0,009 ha - - 0,009 ha/cap 0 

Schutzaebiete 0,003 ha 0,061 ha + 1933 0,064 ha/cap + 19334 

UngeschGtzte · 0,164 ha 0,138 ha -16 0,138 ha/cap - 16 
Waldfllchen 

Ackerland 0,237 ha 0,10 ha · 58 0,15 ha/cap .37 ' 
: :!: 

Weideland 0,167 ha 0,09 ha - 47 0,113 ha/cap ,9g .•. 

Holz 0,66 ml/a 0,56 m3/a - tS% 0,56 m3/a .• ~11·· 
.. 

Wus..- Europtische Zielzahlen sind aufgrund de, lokalen Charutcn ••• 
Wasserproblemen nicht &11gebbar 

GJ = Gigajoule, EJ = Etajoule, Ja= pro Jahr, /cap = pro Kopf 

Zweck, Waldökosystemen · die Anpas
sung durch Migration zu ermöglichen. 
Diese ist jedoch nur möglich, wenn auch 
die entsprechenden "Wanderwege" be
reitstehen, also Biotopverbundsysteme, 
die die Wanderung von ökologischen 
Systemen ermöglichen. Heute ist unsere 
Landschaft eine Kultursteppe, und auch 
die Ökologisierung der Landwirtschaft 
ändert nichts daran, daß Felder "Migra
tionswüsten" sind und bleiben. Die zu
künftige Infrastruktur- und Raumpla
nung (insbesondere die Verkehrspla
nung) müssen sich deshalb der natur
räumlich orientierten Planung der o.g. 
Biotopverbundsysteme unterordnen, 
wenn die Bemühungen um Klimaschutz 
durch Emissionsreduzierung nicht ihr 
Ziel verfehlen sollen. 

Nicht Wasser an sich, sondern saube
res Wasser droht in Europa knapp zu 
werden. Diese insgesamt ausgewogene 
Wasserbilanz überdeckt jedoch regio
nale Differenzierungen, insbesondere 
zwischen den Ballungszentren und ih-

rem wasserliefernden Umland, die im 
Einzelfall diskutiert werden müssen. 

Verkehr 
Die Entwicklung des Verkehrs kon

terkariert alle Energieeinspar- und Luft
reinhalte-Szenarien, der Verkehrszu
wachs hat bisher alle technischen Ver
besserungen überkompensiert. überdies 
trägt jedes Auto einen immensen "öko
logischen Rucksack" mit sich herum -
das 15- bis 20fache seines Eigenge
wichts. Das beinhaltet auch Parkplätze, 
Tankstellen, Autobahnen (moderne 
Hochgeschwindigkeitsstrecken . der 
Bahn schneiden übrigens unter Stoff
stromaspekten kaum besser ab). Kanal
bauten sind keineswegs umweltfreund
lich, sondern verursachen immense 
Massenströme'. Höher, schneller, wei
ter: Verkehr ist die· olympische Jeder
mann-Disziplin. 
· . · S_Qll,:wie .o.ben ausgeführt, der Ener
gieverbrauch unserer Gesellschaften um 
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rund 75%, -der Materialverbrauch um 
80-90% und auch der Flächenverbraucli 
spürbar sinken, so bedeutet dies unver
meidlich scharfe Reduktionsanforderun
gen für den Verkehr. Insgesamt ist auf
grund der Analyse recht eindeutig, wel
che qualitativen Ziele gesetzt werden 
müssen: 
• deutliche Reduzierung (z.B. um die 
Hälfte) des gesamten Transportaufkom
mens, 
• Wahl der optimalen Verkehrsträger 
(Schadensminimierung) und 
• deutliche Steigerung der Öko-Effizi
enzfür alle Transportmittel. 

II: Die ökonomische 
Dimension 

Im Gegensatz zu der Analyse der 
physisch'stoftlichen Faktoren im ersten 
Teil geht es hier nicht um das Setzen von 
Standards ( z.B. betreffs Wirtschafts
wachstum, Vollbeschäftigung etc.), son
dern um eine Folgenabschätzung für die 
in Teil I als notwendig erkannte Umge
staltung der Ressourceninanspruchnah-

. me. 
Die "Unübersichtlichkeit" der anste

henden Umsteuerungsprozesse droht · 
unsere politisch-ökonomischen Erfas
sungsysteme zu überfordern, so daß zur 
Schaffung von Transparenz und zur De
finition. von· Steuerungsinstrumenten 
eine systematische Komplexitäts-Re
duktion, z.B. mit Hilfe von Indikatoren 

, für nachhaltige Entwicklung notwendig 
ist, die trotzdem über die ad-hoc-Pro
blemlösung hinaus richtungssichere 
Entscheidungen erlaubt. 

· Zur Entwicklung eines Sets rich
. _tungssicherer Indikatoren schlagen wir 

als ersten Schritt vor, neben den drei 
physischen Dimensionen der Zukunfts: 

· fä.higkeit (Energie, Masse, Land) die 
llinkommensverteilung und die Trans
portintensität zu benutzen. 

..•• ,'.i\!Virtschaft; Wachstum 
.. ' ' ' !;( :Zukllnftsfähi keit ' . ,._,,,., .. ,,., ... ,.•, .. ,, '·'· . g 

~iildest -.langfristig _steht jede 
... · · . iientierte Ökonomie vor der < ... • }•<lurch stetig • zuneh

. ~~' 'der Ressourcenpro
•, ,.1•!W(i!lie Dematerialisie-

. : :1,!aktor.•10 zu ermöglichen 

wachstum von nur zwei Prozent pro Jahr 
binnen 50 Jahren eine Dematerialisie
rung um einen Faktor 27 erfordert; bei 
einem Wirtschaftswachstum von drei 
Prozent ergibt sich bereits eine notwen
dige Dematerialisierung um einen Fak
tor 45. 

Eine derartige Erhöhung . der Res
sourcenproduktivität Jahren ist allein 
durch einen Strukturwandel hin zu einer 
stärkeren Dienstleistungsorientierung 
mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht zu . 
bewältigen, da jeder derartige Struktur
wandel in der Vergangenheit durch Zu
wachs im Dienstleistungsbereich bei 
Stagnation im produzierenden Gewerbe 
gekennzeichnet war, also nur eine relati
ve und keine absolute Reduktion des 
Ressourcenverbrauchs mit sich brachte. 
Da zudem auch Dienstleistungen auf 

Umweltpolitisches Ziel 
ist der Übergang von der 
Produktions- zur Erhal
tungsgesellschaft (Be
standspflege statt Neu
produktion). 

eine materielle Infrastruktur angewiesen 
sind, kann eine Demateria'lisierung in 
der angestrebten Größenordnung nicht 
als Nebeneffekt des sowieso ablaufen
den Strukturwandels erwartet werden, 
vielmehr bedarf es einer gezielten, tief
greifenden Umstrukturierung insbeson
dere des Produktionssektors. 

Für diese scheint aus heutiger Sicht 
eine Begrenzung der Materialnutzung 
auf ca. 10% der gegenwärtigen Durch
sätze binnen 50 Jahren durchaus mach' 
bar, eine Reduzierung auf 4% resp. 2% 
dagegen weitgehend unrealistisch, so 
daß - früher oder später - die Begrenzt
heit der zulässigen Energie- und Materi
alströme auch zu einer Begrenzung des 
Wirtschaftswachstums führen muß. Um
weltpolitisches Ziel ist der Übergang 
von der Produktions- zur Erhaltungsge
sellschaft, in der verglichen· mit heute 
sich das Verhältnis von Durchfluß 
(flow) und Bestand (stock) zugunsten 
des letzteren verschiebt (Bestandspflege 
~-Neuproduktion). 

. . . '.. .· . ----;-iurumsiwtii" 
·· · ···· -· · · )~~ ' Steuern mit Steuern 

.,•·;· lc:,,:, ~m;inzwischen .. :im: Grundsatz .. breit 
· · •, :J11strument für eine um-

weltverträgliche Umsteuerung in einer 
Marktwirtschaft ist die Ökosteuer, die fi
nanzielle Anreize für weniger Umwelt
verbrauch und die verstärkte Nutzung 
der menschlichen Arbeit setzt und damit 
die Erhöhung der Ressourcenprodukti
vität rentabel macht. Vollständige Inter
nalisierung der Umweltkosten wird oft 
in der Hoffnung angestrebt, sie könne 
wirtschaftsintern die Berücksichtigung 
von Umweltbelangen garantieren, und 
so ohne weitere staatliche Steuerung 
auskommen. Diese Selbststeuerung des 
Marktes kann jedoch aus mehreren 
Gründen nicht ( oder zumindest nicht 
vollständig) funktionieren. 

Setzt man andererseits Umweltsteu
ern als Steuerungsinstrument ein, statt 
sich auf die möglichst detailgenaue In
ternalisierung externer Koster zu kapri
zieren, setzt man also auf mehr statt auf 
weniger Politik, so kann eine ökologi
sche Steuerreform effizient wirken und 
zusätzlich zu einer Vereinfachung des 
Steuersystems beitragen. 

Bei der Auswahl der zu besteuernden 
Substanzen liegt das Hauptinteresse auf 
Grundstoffen (einschließlich Energie
trägern), deren Nutzung ein Systemch
akteristikum darstellt, d.h. deren Ein
satzreduzierung das Gesamtsystem in 
Richtung Dematerialisierung treibt (ggf. 
durch Besteuerung von Stoffgruppen, 
d.h. Schlüsselsubstanzen plus ihrer 
möglichen Substitute, z.B. Energieträ
ger, Baustoffe, etc., sowie durch eine fi
nanzielle Belastung des Flächenver
brauchs). 

Für die Einnahmen aus einer Öko
steuer präferieren wir die autkommens
neutrale Rückverteilung durch Senkung 
anderer Steuern' oder Abgaben, insbe
sondere der Lohnnebenkosten mit 
Schwerpunkt auf den unteren Lohn
gruppen, da dies nach dem Stand der Er
kenntnis die höchsten arbeitsplatzschaf
fenden Effekte mit sich bringt ( und auch 
am ehesten durchsetzbar ist). Daraus re
sultierede positive ökonomische Folge
wirkungen sind kurz- und mittelfristig 
die Steigerung der Massenkaufkraft ge
rade il11 unteren Einkommensbereich, 
ein erhöhtes Steueraufkommen und sin
kende Ausgaben für Sozialversicherung/ 
Sozialhilfe. Dadurch werden in den öf
fentlichen Haushalten insbesondere 
auch auf kommunaler Ebene Mittel für 
Infrastrukturinvstitionen frei, die zu
sammen mit einer sozial-ökologischen 
Revision und deutlichen Reduzierung 
der derzeitigen Subventionen und Schat
tensubventionen z.B. des Automobilver-
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kehrs und der verstärkten Anwendung 
des Verursacherprinzips die für die öko
logischer Erneuerung der Infrastruktur 
notwendigen Finanzmittel freisetzen. 

Strukturen im Wandel 
Dauernder Strukturwandel ist ein 

Kennzeichen jeder marktwirtschaftli
chen Ordnung. Läuft ein derartiger 
Strukturwandelprozeß über dreißig "und 
mehr Jahre, so kann das Ergebnis "eine 
Wirtschaft mit einem konstanten Be
stand an Menschen und Gijtern [sein], 
funktionsfähig erhalten auf einem ge
wünschten und zufriedenstellenden Ni
veau bei geringstrnöglichem Erhaltungs
aufwand bzw. -durchsatz". Eine derarti
ge Ökonomie bezeichnet Herman Daly 
in Abwandlung des traditionellen Ver
ständnisses' als eine dynamische Gleich
gewichtsökonomie (Steady State Econo
my) - eine stofflich basierte Definition, 
die noch der weiteren ökonomischen 
Entfaltung bedarf. 

Eine solche Wirtschaft wird wirt
schaftliches Wachstum nur in Höhe der 
Zunahme der Ressourcenproduktivität 
kennen, wird eine stärkere Wettbe
werbsorientierung aufweisen als heute 
(denn jeder kann nur noch zu Lastenei
nes anderen wachsen, riicht mehr zu 
Lasten der Umwelt), kann marktförmig 

-organisiert sein (mit der Notwendigkeit 
von steuernden Rahmensetzungen so
wie Umverteilungsinstitutionen), und 
braucht zur. Überwindung sozialer 
Gegensätze eine starke Ziyilgesellschaft 
(z.B. Gewerkschaften, Verbraucherver
bände) ebenso wie zur Beschleunigung 
des Strukturwandels Wettbewerbs
situationen mit hoch innovativen und ri-
sikofreudigen Unternehmer/innen in 
weitgehend entmonopolisierten Märk
ten - also nicht Deregulierung im Sinne 
·voß: __ Steuerungsverzicht, sondern klare . 

·. rechtliche wie ökonomische und fiskali
- sehe Rahmensetzungen und Anreize. 

Gleichzeitig muß die Rolle des öffentli
chen Sektors neu überdacht werden 
denn die Anforderungen an die staatli'. 

:, .. ·eh~ ,,paseinsvorsOrge ··werden sich im 
:,,.:\ :! .;: ~: 'ii~~: ·.· .: ~e;r. Transformation zur 

, ;~~~gkeit lindem und mit (hnen 
, '·i-··:·' , .,. , . erungen an den öffenthchen 

,, ::r~~:<ii:~. . .. ·. . . 
., ., .. ,,,u •..... , ....•. , . umhche Reorgantsahon -· ":liiilliiii""-'"""- . -···· ....... . 

bisherigen Entwicklung eine Strategie 
der kurzen Wege und damit eine Wie- · 
derkehr der Lokalwirtschaft begünstigt. 
Die Kostengründe werden voraussicht
lich eine Tendenz zur Zweiteilung der 
Wirtschaft auslösen: in einen vom über
regionalen/internationalen Wettbewerb 
weitgehend abgekoppelten Sektor einer
seits, in dem die begrenzte Wertschöp
fung der Produktion finanziell keinen · 
weiten Transport rechtfertigt, und einen 
Hochqualitäts- und Hochpreissektor im 
"globalen Binnenmarkt", mit weltwei
tem Austausch, scharfer Konkurrenz, ho
hen Qualifikationen und Spitzengehäl
tern. 

Wenn eine Aufteilung der Erwerbstä
tigen in Arbeitnehmer/innen erster und 
zweiter Klasse droht, und wenn Sozial
konflikte nicht mehr durch Umvertei
lung aus dem Zuwachs gelöst werden 
können, stellen sich Verteilungsfragen 
erneut und verschärft. Zufriedenheits-

Werden die alten und 
neuen gesellschaftlichen 
Ve rtei I u n gs konfl i kte 
nicht 1m Sinne des 
Gerechtigkeitsp ri nzi ps 
gelöst, steht die Akzep
tanz des ökologischen 
Wandels zur Disposition. 

Befragungen' haben ergeben, daß das 
Gefühl von Lebensqualität oberhalb ei
nes ge~issen Sättigungsniveaus,· das in 
den Industriestaaten für die meisten Bür
ger/innen weit überschritten ist,. mehr 
von der relativen Einkommenssituation 
im Vergleich zur jeweiligen Gesell
schaft als von der absoluten Einkom
menshöhe abhängig ist. Da überdies 
nach einer Untersuchung von R. Free
man, Harvard University,' die Einkom
mensungleichheiten in den Ländern am 
geringsten sind, die über starke Gewerk
schaftsbewegungen verfügen, haben die
se offenbar eine zentrale Funktion bei 
der Gestaltung des Übergangs zur zu
kunftsfähigen Gesellschaft. 

Demokratieverträglichkeit ,. , .,,, .... , .. _ ...... aus ökolo~hen. 
···· · _,;"~~;;c~"verlbidene · vs. Luxusökologisierung 

· ··, , ,,,,., ,:,,~;, ~ILS!ri•:. : .,_.,. :,,Eiye weitere Konsequenz betrifft die 
't:~o.!cratie-:Vertragtichkeit--des---Struk

, ,,~Is:, 'Y~rd~ !lie alten. und neuen 
,!i':,!~]1:'.tf;{ L:J, 

gesellschaftlichen Verteilungskonflikte 
nicht im Sinne des Gerechtigkeitsprin
zips gelöst, steht die Akzeptanz des öko
logischen Wandels zur Disposition und 
damit entweder die Realisierung des 
notwendigen Strukturwandels oder aber 
die demokratische Staatsform als Gan
zes. 

Sozialer Ausgleich, Partizipation und 
Demokratie sind damit schon aus Grün
den der Umsetzbarkeit konstitutive Be
standteile jeder Strategie der Zukunfts
fähigkeit; dazu gehört auch die Stärkung 
der Rolle derjenigen gesellschaftlichen 
Institutionen, die diese Elemente garan
tieren (Gewerkschaften, Verbraucher, 
neue soziale Bewegungen). 

Ein ähnlich konstitutives Element ist 
das Eintreten für internationale Vertei
lungsgerechtigkeit, da die Alternative, 
das Andauerns eines Zustandes der "glo
balen Apartheit" nur mit militärischer 
Gewalt aufrechterhalten werden kann, 
was nicht nur ethischen Gründen abge
lehnt werden muß, sondern auch, weil 
die dann unvermeidliche Militarisierung 
der Gesellschaften die o.g. Bedingungen 
eines Übergangs zur zukunftsfähigen 
Gesellschaft untergräbt. 

III: Die Sozio-kulturelle 
Dimension. 

Nachhaltig Konsumieren 
Die heutige Situation ist gekenn

zeichnet durch einen stetig zunehmen
den Durchsatz von Produkten, ohne daß 
die Sunune v~rfügbarer Dienstleistun
gen oder die Lebensqualität vergleich
bar ansteigen würden. Die sich wandeln
den Konsununuster der letzten Jahre ge
hen auf die unterschiedlichen Funktio
nen des Konsums und deren wechselnde 
relative Bedeutung zurück: Kaufent
scheidungen haben in zunehmendem 
Maße symbolischen Charakter, die reine 
Bedürfuisdeckung tritt zurück - häufig 
ist der Kaufakt als solcher wichtiger als 
der resultierende Besitz eines bestimm
ten Produkts. 

Analysiert man die diesem kompen
satorischen Konsum zugrunde liegen
den Wertemuster, so zeigt sich, daß der 
vielbeschworene Wertewandel de facto 
nicht existiert'. Statt dessen gibt es eine 
relativ konstante Aufteilung der Gesell
schaft in Wertegruppen, die sich in sich 
immer weiter differenzieren. Ein höhe
res Bildungsniveau, noch mehr aber die 
Prägung durch das soziale Umfeld in 
Richtung "Autonomieorientierung" sind 
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dabei die Grundlagen der Entwicklung 
eines zukunftsfähigen Konsumverhal
tens uqd damit einer zukunftsfähigen 
Wirtschaft und Gesellschaft. 

Mehr Akzeptanz und Anerkennung 
statt Rechtfertigungsdruck, Selbstbe
stimmung statt Vorgaben, Verantwor
tung statt Kontrolle im sozial prägenden 
Umfeld erweisen sich damit als notwen
dige Grundlagen zur Entwicklung einer 
Persönlichkeit, die auf kompensatori
schen Konsum nicht angewiesen und 
damit ohne Verlustgefühle zu zukunfts
fähigem Verhalten in der Lage ist. 

Arbeit der Zukunft 
Eine Verringerung der Rohstoff- und· 

Energieverbräuche um 75-80% läßt sich 
nicht durch schrittweise Verbesserungen 
der bestehenden Produktionsinfrastruk
tur erreichen, sie erfordert vielmehr ei
nen umfassenden Modemisierungs- · 
schub für die gesamte Infrastruktur. 
Quantitativ bedeutet dies neue Aufga
ben und zusätzliche Aufträge für viele 
vor- allem "klassische" Branchen wie 
Bau, Maschinenbau, Werkstoflherstel
lung etc. Insofern ist in der Übergangs
phase zur zukunftsfähigen Wirtschaft 
mit hoher Wahrscheinlichkeit ein 
Wachstumsschub zu erwarten, verbun
den mit der Schaffung einer nicht uner
heblichen Anzahl zusätzlicher Arbeits
plätze. Langfristig ist jedoch eine Ver
ringerung des Arbeitsvolumens im heu
tigen formalen Sektor wahrscheinlich; 
wie sich dies auf die Anzahl der "Nor-

- malarbeitsplätze" auswirkt, wird weitge
hend von der Gestaltung der Arbeitszeit 
(verkürzte Arbeitszeit bei hoher Zeitau
tonomie, nicht zu verwechseln mit vom 
Arbeitgeber bestimmter Flexibilität) und 
dem Ausmaß der Verschiebungen zwi-

' sehen formalem und informellem Sektor 
abhängen (Flexibilisierung der formalen 

-- und Formalisierung der informellen Ar
. beit sowie Mischformen). Dabei schnei
. _det unter Effizienzkriterien die Arbeit 
im formalen Sektor i.d.R. ökologisch 

· günstiger ab, während unter Suffizi
enzaspekten die Eigenarbeit Vorteile ha

·- ben kann. Verb~nden mit dieser Ände-
. ··· · rung der Arbeitsformen ist auf jeden Fall 

eine deutliche Verschiebung der geseU
schaftlich notwendigen beruflichen 
Qualifikationen wahrscheinlich". 

Aus Gründen der Umsetzbarkeit zu
·:: l\_unftsfähigen Wirtschaftens ergeben 

·· ··. sich auch deutliche Hinweise auf eine 
, '#twend(g;e qualitative Neugestaltung 

.. -ie:!lb,~r Arbeitswelt: Selbst- und Mitbestim-
· ''!!·11:·r:w1:·-::·· 

mung am Arbeitsplatz, Entscheidungs
autonomie (auch z.B. über die Gestal
tung der Arbeitszeit), Selbstorganisati
on statt Kontrolle, Motivation und 
Übertragung von Verantwortung statt 
Auftragserfüllung sowie umfassende 
Weiterbildungsmöglichkeiten (betrieb
lich/fachlich wie allgemein, Bildungs
urlaub) sind Kriterien einer zukunftsfä
higen Arbeitsorganisation im formalen 
Sektor. 

Technik und Design 
Einen weiteren Grund zur Neugestal

tung von Produkten und Infrastruktur 
bilden die aus der Steigerung der Res
sourcenproduktivität resultierenden 
technischen Sachzwänge. Technik, die 
solche Produktivitätssprünge ermög
licht1 1, existiert zwar in Einzelfällen, 
muß aber überwiegend noch entwickelt 
werden. Das konstituiert den Bedarf an 
einer neuen, gestaltenden Forschungs
politik, die durch die Konzentration auf 
öffentliche Belange sich aus der Rolle 
des Subventionsgebers löst und so ihre 
Gestaltungskraft zurückgewinnt. 

Aus den obigen Abschätzungen erge
ben sich Notwendigkeiten für die Pro
dukte und Dienstleistungen der Zukunft: 
Sie müssen material- und energie
extensiv, service-intensiv, flächenspa
rend und lokal verfügbar sein. Die Infra- · 
struktur muß° eine "Präferenz für kurze 
Wege" nahelegen und ermöglichen. Pro
dukte müssen langlebig, reparierbar, 
wiederverwendungs- und recyclingfähig 
gestaltet werden. Nicht nur die Produkti
on, auch die Produkte ( und ihr Konsum, 
s.o.) müssen also den Kriterien der Zu
kunftsfähigkeit genügen. Elemente ei
nes Leitfadens für Designer/innen sind 
deshalb ein wichtiger Teil der Studie. 

Wandel 
sozialer Strukturen 

Mehr Reparatur statt mehr Einweg
produktionen erfordert eine andere, 
mehr „handwerkliche" Ausbildungs
struktur, die ih Verbindung mit erhöhter 
Freizeit gegebenenfalls zu verstärkter 
Eigenarbeit und mehr Subsistenzarbeit 
in Nachbarschaftshilfe führen könnte. 
Mit anderen Worten: eine stärkere 
Raumbindung (unterstützt durch gezielt 
erhöhte Raumwiderstände" in Verbin
dung mit größerer Zeitautonomie kann -
nicht ceteris paribus, sondern Wandel 
der Lebensstile vorausgesetzt - zu einer 
verstärkten Entkoppelung von Wohl-

ÖKO-UMBAU 

fahrt und Geldeinkommen führen. 
Auch die räumliche Organisation von 

Leben und Arbeiten wird sich ändern. 
So entsteht ein erhöhter Bedarf nach ei
nem gestalteten Nahbereich, nach einer 
Renaissance der Orte, mit verstärkter 
lokaler Partizipation und lokalen Ar
beitsplätzen. 

Diese und andere Arbeitsergebnisse 
sind selbstverständlich keine Pläne oder 
abzuarbeitenden Zielvorgaben; sie sol
len vielmehr dazu dienen, Diskussionen 
darüber anzuregen, wie wir ein Leben 
und eine Wirtschaft gestalten wollen, die 
Zukunftsfähigkeit nicht als Leerformel 
benutzt, sondern als Zielsystem für ge
sellschaftliche Reformstrategien ver
steht. 

1 Vgl. F. Schmidt-Bleek: Wieviel Umwelt braucht 
der Mensch, Berlin 1994 

2 Als Landimport wird hier die dauerhafte Inan
spruchnahme von Flächen außerhalb Europas 
in der Nettobilanz bezeichnet; dort jährlich _neu 
in Anspruch genommene Flächen stehen der 
Versorgung der eigenen Bevölkerung und der 
Produktion für den Binnenmarkt strukturell nicht 
mehr zur Verfügung. 

3 H. Stiller: Material Consumplion in Transport ln
frastructure, in: Fresenius Env. Bulletin 2/1993, 
s. 467-472. 

4 Siehe z.B. Wolfgang Schäuble: Und der Zulamtt 
zugewandt, Bonn t 994. S. t 48 ff. Das g:,: 
tal-lnstitut-gibl (auf deutsch und engli .,·. ' ... ·_ !; 
"Wuppertal Bulletin zur ökologischen St ·· · ·. , 
form" heraus, das über die nationale uncf' ''·';' 
nationale Entwicklung in diesem Berelch·f>äiicti. 
tet. ·· 

5 Einschließlich einer Verteilung Ober eine negati
ve Einkommenssteuer oder ähnliche Modelle 
auch an die Nicht-Arbeitsptatzbesitzer/innen.· 

6 Vgl. H.E. Daly, J.B. Cobb jr: For the eom·mon 
Good,Boston1989. · 

7 Veenhoven, R.: The Study of Life Satisfaction, 
Erasmus University, Amsterdam 1993. · 

8 Zitiert nach: The Economist, 5. November 1994. 
9 Scherhorn, G.: Kaufsucht. Bericht über eine em

pirische ·Untersuchung, Stuttgart 1991. Ders.: 
Über Konsumentenverhalten und Wertewandel 
- Die Notwendigkeit der Selbstbestimmung, In: 
Politische Ökologie, Sept./Okt. 1993. 

10 F. Manske: Umweltpolitik und Beschäftigung, in: 
WSI Mitteilungen 4/1995, S. 255ft. 

11 Zusammen mit geänderter Rohstoffauswahl 
{Recyclate), effizienterer Rohstoffgewinnung, 
neuen Distributions- und Redlstributionssyste
men sowie veränderter Nutzungs-Organisation. 

12 D.h. die gezielte Erschwerung der Raumüber
windung für P.ersonen und Güter durch lnfra
strukturumgestattung und (teilweJsen) Rückbau, 
Preisges!altung etc. 
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STAATS-POLITIK---------'-------------------

Die Bedeutung des Staates 
für linke Politik 

Strategische Differenz zum Beitrag von Joachim Hirsch in spw 85 

TI seinem Artik~l zum „nationalen · 
Wettbewerbsstaat" in spw 85, 5/95, 

ommt Joachim Hirsch nach einer 
Darstellung der Krise fordistischer Ent
wicklung und der damit zusammenhän
genden Veränderung der Rolle des Staa
tes zu strategischen Konsequenzen für 
die Linke, die m.E. den Realitäten nicht 
gerecht werden können. Es geht dabei 
im Kern um eine grundlegende Diffe
renz bezüglich der strategischen Rolle 
des· Staates für linke Politik. Zwar weist 
er gelegentHch auf die anhaltende Be
deutung staatlicher Institutionen im na
tionalen und internationalen Rahmen für 
demokratische Politik hin, aber im Kern 
lasse „sich eine demokratische Verände

lieh (de-)formiert durch ökonomische 
Bedingungen und Kräfteverhältnisse und 
die ebenfalls dadurch geprägten Struktu
ren des Mediensystems. Und die Mög
lichkeiten der Umsetzung solcher Kräfte 
auf die politische Ebene hängen in ho
hem Maße von den unterschiedlichen 
Zugängen und Verbindungen zu den auf 
diesem Terrain agierenden Kräften in 
Parteien und Staatsapparat ab, deren 
Handeln wiederum wesentlich von Ei-. 
genlogiken des politischen Systems ge
prägt wird. 

Staat: unverzichtbare · 
Regulierungsinstanz 

rung von Produktions- und Herrschafts- Diese Logik ist sicherlich u.a. darauf 
strukturen nicht mit Hilfe des staatlichen gerichtet, artikuliertem Veränderungs
Institutionensysterris, sondern nur gegen druck die Radikalität zu nehmen, um ihn 
dessen Mechanismen und Zwänge in ,,mehrheitsfähige" Politik zu integrie
durchsetzen". ren. Aber das ändert nichts daran: Dieser 

Zwar schreibt Hirsch selbst, die „vorpolitisch" formierte Druck ist zwar 
Hoffuung auf „eine neu entstehende 'in- entscheidend für die Einleitung gesell
ternationale Zivilgesellschaft' könnte schaftspolitischer Veränderung, und lin
sich also als ebenso blauäugig und ver- kes Engagement muß sich primär auf 
gebens erweisen wie die ·der Apologeten seine Mobilisierung für fortschrittliche 
einer 'demokratischen Zivilgesellschaft' Ziele richten, aber der Staat ist und bleibt 
auf nationalstaatlicher Ebene", aber den- entscheidende Mittel der Umsetzung lin
noch beruht seine strategischen Orien- ker Politik. Nur durch ihre Umsetzung in 
tierung m.E. im Kern auf solcher Blau- allgemeine Gesetze und staatliches Han
äugigkeit bei gleichz.eitiger gravierender dein, deren Autorität - die sich in letzter 
Unterschätzung der Bedeutung von Instanz auf das staatliche Gewaltrnono

. Staatlichkeit auf den verschiedenen pol stützt - sich alle gesellschaftlichen 
Ebenen von der kommunalen bis zur Subjekte von den Individuen bis zu den 
globalen. Dabei geht es mir überhaupt kapitalistischen Unternehmen zu unter
riicht darum, etwa den (demokratischen) werfen haben, können politische Gestal

! _Staat zum eigenständigen Subjekt zu er- tungsziele und Projekte gesellschaftlich 
··klären, der an Stelle und für die Massen verallgemeinert und durchgesetzt wer-
gesells<:haftlichen Fortschritt durchsetzt. den. In dieser Auffassung besteht der 
Tatsächlich ,vollzieht· sich die Formie- Kern der Differenz zu Hirsch. 

, :rwig : :gesellschaftlicher Kräfte und Dabei geht es nicht nur um den Na
i(Qt:lii;~ für soziale und politische Verän- tionalstaat, sondern um alle Ebenen, auf 
·'" ::::': : :' ··,pri@lr äuf dein Terrain der vor- denen sich Staatlichkeit manifestiert. Ich :::,.~n Pfl'.enilichkeiten und Orga- will aber gleich dazu sagen, daß dabei 

···· ······ · ·~,,Zivilgesellschaft" - und m.E. der Nationalstaat weiterhin im Mit
~llUl&~l'Viderstreitender,. .telpunkt steht, solange die materiellen 
· · ··· 'rechtet Kräfte · um es B.edii,gungen sozialer Mobilisierung 

.. ,. ,~ ,.·;,-~ ii,nät.,;., aber und politischer Gestaltung sich haupt
. ''N~ ~- . sllchlich auf. dieser Ebene darstellen: 

· , ; ;: i e.~ gewisse Kohärenz der gesellschaft-
1:,,Jj.~ .. 4,l>elll!l>edingungen .und .der In-

. : "';!~1il,':1' is:J~sen und Gruppen, 
,I,; 

von Ralf Krämer* 

die Möglichkeiten demokratischer Ein' 
flußnahme über allgemein und frei" ge
wählte Parlamente mit realer Kompe
tenz der Gesetzgebung und der. Wahl 
und.Kontrolle einer Regierung, und des
halb - ein anderer wichtiger Faktor dabei 
ist gemeinsame Sprache - Öffentlichkei
ten und Verbände etc. Diese Bedingun
gen spiegeln sich auch im .Bewußtsein 
und Verhalten der individuellen Subjek
te und Organisationen wider sind nicht 
mittels international kooperierender 
selbstorganisierter linker Basisstruktu
ren, wie Hirsch sie in den Mittelpunkt 
stellt, zu überwinden .. 

Einige dieser Bedingungen stellen 
sich allmählich übernational im Zusam
menhang der Europäischen Union· her -
einer der Gründe, weshalb deren Demo
kratisierung und die Ausweitung ihrer 
sozialpolitischen Kompetenzen von zen° 
traler ·Bedeutung sind Aber gerade im 
internationalen System und in Bezug auf 
den Weltmarkt sind es die Nationalstaa
ten, die als Völkerrechtssubjekte Regu
lierungen vereinbaren und - ggf. im Rah
men regionaler oder globaler supranatio
naler Institutionen und insbesondere der 
UN - durchsetzen und die Handlungs
spielräume der transnationalen Konzerne 
als der dominierenden „global player" 
einschränken können. Daran ändern auch 
Vorgänge wie z.B. um „Brent Spar" 
nichts, das sind bestenfalls Nadelstiche 
und Anstöße für solche Regulierungen. 

Es wäre ein großer Fehler, bei aller 
Abhängigkeit und Bezogenheit des ka; 
pitalistischen Staates auf die Gewährlei
stung der Herrschaft und Förderung der 
Akkumulation des Kapitals das politi
sche Eigengewicht und die überragende 
Bedeutung demokratisch-rechtsstaatli
cher Verfaßtheit für di~ Linke zu unter
schätzen. Dies sind nicht nur die Bedin
gungen, unter· denen sich Zivilgesell
schaft und fortschrittliche Bewegungen 
entfalten können, sie bieten auch die 
einzige Handhabe, gesamtgesellschaftli
che Regulierung durchzusetzen und not
wendige oder fürderliche Rahmenbedin
gungen zu schaffen für dezentrale Ge
staltung. für Mitbestimmung und Gegen
macht der abhängig Beschäftigten, für 

/.:.;'ZEfl"SCHA1FT FOA SOZIALISTISCHE POLITIK UNO WIRTSCHAFT, HEFT 88, 1995 ..... ,, ... ,.,;,.,· .,.,,, ,- .'..', : : .. 
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Klagerechte und Einflußnahme sozial 
und ökologisch ausgerichteter Verbände 
und Individuen, für die Entwicklung re
gionaler Kooperation und Netzwerke im 
ökonomischen und sozialen Bereich 
usw. Dabei ist klar, um das staatlichen 
Institutionensystem dazu nutzen zu kön
nen, muß zugleich der Staat selbst demo
kratisiert, müssen bürokratische Eigenin
teressen und kapitalistische Einfluilnah
men zurückgedrängt werden. 

Bedingungen demo
kratischer Gestaltung 

Nun macht Hirsch - m.E. zutreffend -
geltend, daß die verstärkte Krisenhaftig
keit fordistischer Ökonoll)ie und die In
ternationalisierung des produktiven Ka
pitals und der Finanzmärkte sowie die 
zunehmende Ungleichheit der Entwick
lung in den verschiedenen Weltgegen
den - und die wachsenden ökologischen 
Belastungen, wäre zu ergänzen - zu ei
ner Krise des keynesianisch-sozialstaat-:
lichen Regulationsmodells geführt ha
ben. Zugleich stellt er aber auch - m.E. 
ebenfalls zutreffend - fest, die durch die 
neoliberale Politik in den letzten Jahr
zehnten vorangetriebene „Aushöhlung" 
des Staates und Zurückdrängung seiner 
sozialstaatlichen Funktionen zugunsten 
des unbedingten Primats der „Standort
politik" sei „kein schlichter 'Sach
zwang', sondern nicht zuletzt das Ergeb
nis einer politisch durchgesetzten Strate
gie der Krisenlösung". Diese kann auch 
interpretiert werden als eine politische 
Offensive dominierender Fraktionen der 
kapitalistischen Klassen in den entwik
kelten Ländern', für die auch erhebliche 
Teile der Mittelschichten und der Lohn
abhängigen mobilisiert werden konnten. 

Es ist daher mehr als problematisch, 
in einem Atemzug vom Scheitern der,,
sowohl westlich-sozialdemokratischen 

_ wie östlich-stalinistischen - Varianten 
eines Staats-Sozialismus" zu sprechen. 
Mir scheint vielmehr der relative Erfolg 
des keynesianischen Wohlfahrtstaates 
interessant zu sein und die Bedingungen 
für gesellschaftspolitische Fortschritte 
der Arbeiterinnenbewegung und der · 
Linken deutlich zu machen. Dazu rei
chen nämlich Basisinitiativen und Ge-
genöffentlichkeit nicht aus, erforderlich 
sind eine materielle Machtbasis und ein 

· gesellschaftspolitisches Gestaltungspro-
··· c· -jekt Dies waren insbesondere starke Ge

,· . : Werkschaften mit Verweigerungsmacht -
'";. .. ~.~:~~-;<~-: ::.~Jnstitutionalisiert im Koalitions- und 

Streikrecht - und auf der poliiisch-parla-

mentarischen Ebene starke sozialdemo
kratische Parteien, die sich auf die Ge
werkschaften und weiteres gesellschaft
liches Vor- und Umfeld stützen konnten, 
und als Projekt die reformistische Aus
weitung der Teilhabe der Lohnabhängi
gen am gesellschaftlich produzierten 
Reichtum und an der Macht, ihre soziale 
Absicherung und Stärkung ihrer Beteili
gung in allen Bereichen von Gesell
schaft und Politik. Auf dieser Basis und 
in diese Richtung wurden erhebliche 
Fortschritte und eine staatlich und „sozi
alpartnerschaftlich" vermittelte Eingren
zung der Kapitalmacht und Regulierung 
der Akkumulation erreicht - die aller
dings den kapitalistischen Charakter der 
Gesellschaft zu keinem Zeitpunkt infra
ge stellte. 

Um den Staat kämpfen! 
Nun haben sich wie oben festgestellt 

die Bedingungen in vielerlei Hinsichi er
heblich verändert und lassen eine Foit-

Die Linke braucht eine 
offensive Strategie zur 
Rückeroberung des 
Staates für fortschritt
liche Politik, die sich auf 
gesellschaftliche Mobili
sierung stützen muß. 

schreibung oder bruchlosen Anschluß an 
diese Entwicklungsetappe nicht zu. Es 
wäre aber m.E. kein Ausweg aus der De
fensive der Linken, wenn sie darauf 
mit der einseitigen Orientierung auf 
staatsferne Basisbewegungen teagierte. 
Im Gegenteil: m.E. braucht die Linke 
eine offensive Strategie zur Rückerobe
rung des Staates für fortschrittliche Poli
tik, die sich natürlich auf gesellschaftli
che Mobilisierung stützen muß. Dies 
muß die konsequente und konfliktberei
te Nutzung und Wiederausweitung sei
ner Handlungsmöglichkeiten insbeson
dere zur Regulierung ökonomisch-so
zialer Prozesse unabdingbar einschlie
ßen. Neue Probleme und Herausforde
rungen müssen zum Gegenstand linker 
Politik gemacht werden, aber das erfor
dert nicht etwa weniger, sondern mehr 
gesellschaftlich bewußte Regulierung. 
Die Komplexität der zu bearbeitenden 
Prozesse und die notwendige Entfaltung 

der Kompetenzen und Initiative der in 
den verschiedensten Bereichen tätigen 
individuellen Subjekte und anderen Ak
teure erfordern eine verstärkt dezentrale 
und teilautonome Organisierung und 
Umsetzung der notwendigen sozialen 
und ökologischen Aktivitäten und Um
gestaltungen. Aber nur der Staat kann 
den Rahmen dafür definieren und ge
währleisten und etwa die notwendigen 
Finanzmittel für solche Zwecke aufbrin
gen bzw. die dafür notwendigen Struktu
ren implementieren. 

Die Linke sollte sich nicht einreden 
lassen, der Staat sei überholt oder pe se 
nicht leistungsfähig. Diejenigen, die das 
von rechts her vortragen und nur ganz 
bestimmte Leistungen des Staates mei
nen, haben dabei eigene partikulare In
teressen und Ziele im Blick. Die das von 
links her vortragen, haben m.E. keine 
hinreichende Vorstellung davon, 
• wieviel es noch zu verlieren gibt -
dazu ist der Blick in Länder aufschluß
reich, in denen die Staatsmacht (von So
zialstaat ganz zu schweigen) in einigen 
Bereichen nur auf dem Papier steht oder 
zur Beute von Cliquen geworden ist, 
sich wechselseitig verstärkend mit fo,;t0 
schreitender Zersetzung . des g~~~s: 
schaftlichen Zusammenhangs, sozi~r 
Ausgrenzung und zunehmender Gewalt; 
förmigkeit von Konfliktaustragung; ·· 
• welche Möglichkeiten und Spielräu
me gerade ein Staat wie die BRD und 
erst recht im Zusammenwirken in der 
EU hat und sich bei entsprechenden po
litischen Bedingungen schaffen könnte -
das zeigen die Regulierungen auf Gebie
ten, auf denen die Interessen der domi
nierenden kapitalistischen Staaten, der 
Schutz des Eigentums und des ökonomi
schen Austausches, es erfordern; 
• daß jede Strategie, die Interessen der 
Beherrschten und die Erhaltung der na
türlichen Lebensgrundlagen gegen die 
Akkumulationslogik des national wie 
global unangefochtener denn je domi
nierenden Kapitals durchsetzen will, 
ohne die Möglichkeit, die Mittel der . 
Staatlichkeit auf den verschiedenen 
Ebenen dafür einzusetzen, von vornher
ein zum Scheitern verurteilt ist. 

Die Linke muß den Kampf um den 
Staat - und das ist verdammt. mehr als 
um die Beteiligung an irgendeiner Re
gierung - wieder aufnehmen. Es gibt 
dazu keine fortschritliche Alteniative. 
1 Vgl. dazu Norberto Bobbio: Rechts und links. 

Gründe urid Bedeutung einer politischen Unter· 
scheldung, Berlin 1994 

2 Vgl. zu dieser Sicht Uwe Kremer: Klassen im 
Umbau, i.n, spw 80, 6194, s. 18·23. 
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MITTELMEER--------------------~----

Einleitung zum Schwerpunkt 

Daß wir mit diesem Schwerpunkt „euro-mediterranes" und ein „euro-öst
just nach der Mittelmeerkonfe- liches Ensemble", wobei jedes Ensem
renz von Barcelona erscheinen, ble ein eigenes ökonomisch-kulturelles 

ist ehrlich gesagt mehr dem Zufall als Profil aufweise. 
der Planung zu verdanken. Gleichwohl Dieses Bild ist schließlich in den 
ein glücklicher Umstand, signalisiert vergangenen Jahren noch aufgeladen 
diese Konferenz doch die wachsende worden durch die Problematiken der 
Aufmerksamkeit, die auch in Zentral- Migration, des ethnisch-religiösen Na

. europa dem Mittelmeerraum,wieder ge- tionalismus und Fundamentalismus und 
widmet wird - wenngleich die Ursachen Sichtweisen, in denen sich das „euro
dieser Aufmerksamkeit schon das Pro- mediterrane Ensemble" immer mehr als 
blernatische an dem ganzen Vorgang Konfliktraum unterschiedlicher ,,Zivili
beinhalten. Doch dazu etwas später. sationen" darstellt - zugespitzt in Samu-

Der Gedanke, dem Mittelmeer einen el Huntingtons Auffassung vom „ Clash 
Heftschwerpunkt zu widmen, ist eigen!- ofCivilizations ". In der Praxis geht dies 
lieh schon zwei Jahre alt und hatte seine mit einem Verständnis ei her, das den 
Ursprünge im 93er Kongreß des damali- Mittelmeerraum v.a. Schutzgürtel für 
gen Projektes Moderner Sozialismus, das „zivilisierte" Europa gegenüber reli
der unter dem Titel „Die Linke in Euro- g10sem Fanatismus, Bürgerkriegen, 
pa - Perspektiven und Projekte" stand. Kriminalität, Zuwanderung usw. ver
Letztendlich aber finden sich die Wur- steht und so auch organisieren will. Ge
zeln in den „53 Thesen· des Projektes rade hier liegen aber auch die Wurzeln 
Moderner Sozialismus" aus dem Jahre für das verstärkte Intetesse für den Mit-
1989, in denen in der These 43 (,,Ge- telmeerraum und seine Entwickl\Jllg 
meiilsames Ha:us EUropa") nicht nur die und das ist das Problematische~ von 
Ost-West-Dimension thematisiert wur- dem eingangs mit Blick auf die Barcelo
de, sondern auch „ein Zukunftsinvestiti- na-Konferenz die Rede war. 
onsprqgramm und eine Investitionslen- Diese Hintergründe des neuen Inter
/cung, die sich vor allem auf die Ent- esses am Mittelmeer und die damit ver
wicklung des Mittelmeerraumes kon- bundenen Inhalte sind im Vorfeld der 
zentrieren müssen." Perspektive: Die Barcelona-Konferenz von Rainer Falk 

· "relative Verschiebung in den außen- · analysiert worden: Mittelmeerpolitik als 
wirtschaftlichen Beziehungen zulasten Kombination von Freihandel und 
des intra-industriellen Handels (gleich- Cordon· Sanitaire, flankiert durch Aus
artiger Güter) mit den USA und Japan gleichszahlungen und Investitionspro
und wachsende Bindung des EG-Wirt- gramme. Man bekommt dabei langsam 
schaftspotentials im gesamtafrikanisch- den Eindruck, als sei das EU-Projekt -
eurQpäischen Bereich." · ausgehend vom Kern der Währungsuni-

1993 erschien zudem eine Reihe von on bis hin zu den umgebenden Freihan
.instruktiven Texten in der spw: siehe delszonen - ein Projekt wellenförmig 
v .. a. die Hefte 69 (,,Eurovisionen") und sich ausbreitender Sanierungs- und Mo-
71"(,,Abgrenzungen"}. In einem Grund- dernisierungskahlschläge. Z.B.:· ,,In Tu
satzru;tikel von Bonder .und Röttger so- nesien beispielsweise werden nach ei
~e in d_en auf dem Kongreß vorgeleg- ner europäischen Studie bis zu 2000 

···ten,:,Eüro-Theseti" wurde dabei zum ei- Firmen aufgrund der starken Konkur
. i~ iuf,;die Ambivalenz des ökonomi- renz aus Europa ihre Tore schließen 
&!:~!'!' ~jektes der „EU verwiesen, näm- müssen, weitere 2000 dürften in 

;,.;)~!!C'~'!!l>i!Ja\i\)n von neoliberalem Schwierigkeiten geraten." (Handelsblatt 
·· ·· ··· ... ·· .· .,.W,ichstumsmodell und vom 9.6.1995; für den islamischen Fun

, lftil!Cheni: .: .Inventionismus. damentalismus zweifellos eine frohe 

.. ·~:::;!~~~~~:~~~ Bo~~:11k~~~lexen historisch-räumli-
ictr-··· h · ff tergr11n· ·d rd I if .,,,.;.-:,-""=-i .. :.,, .• °',;7. c _e.~ 111_ _ _ e we en von Det e .dom-w·~, ll1~ herausgearbeitet, anknüpfend 

1-~~ , . ~-d1~ ,Arbeiten von Ferdinand Braudel 
,e.,;Jran7.l!sische Historikerschule 
_., •.. , •. """'K'" De"' .. d" C • . -

,,,, ... ,.., .. :.~~,J-:.
11 

•. ,.r. __ ~e. _1terrane Raum 
als•IG>mpl'°""vori·Schnittstellen 

•1," L ' ' • ' 
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von Uwe Kremer• 

in ökonomischer, sozialer, kultureller 
und politischer Hinsicht. Fragen des 
ökonomischen Umbaus zwischen Nord 
und Süd, der Migrationsbewegungen, 
der Beziehungen zwischen „christlich
abendländischen" und „islamisch-orien
talischen" Weltsichten, der Überschnei
dung zwischen „antiimperialistischer 
Befreiung" und „nachholender Moder
nisierung". 

Allerdings tauchte hier ein Problem 
auf - nämlich das der bewußten räumli
chen Sichtweisen, die insbesondere der 
marxistisch geprägten deutschen Lin
ken recht fremd ist, konzentriert sie sich 
doch mehr auf generelle Gesetzmäßig
keiten und Tendenzen der Ökonomie 
und Gesellschaft. (Unbewußt sind 
räumliche Sichtweisen natürlich immer 
präsent und so hält auch die deutsche 
Linke den Mittelmeerraum vor allem für 
ein Sorme-Wasser-Tourismusgebiet.) 
Der interessante Punkt besteht aber in 
der Frage, in welcher Wechselwirkung 
derartige Trends zu historisch gewach
senen und strukturierten Räumen ste
hen, wobei diese Räume im Sirme von 
Balibar eine Einheit von Ökonomie und 
Kultur darstellen. 

In diesem Zusammenhang sei auf 
den Aufsatz von Sabine Kebir verwie
sen, die den hierzulande grassierenden 
anti-islamischen Mythos entschleiert 
und die Ansätze für eine konstruktive 
Beziehung zwischen Islam und westli
cher "Moderne 11 herausarbeitet. Hierbei 
stehen offenkundig ihre früheren Arbei
ten zur Zivilgesellschaft Pate. Damit lei
stet sie zugleich einen Beitrag dafür, 
den Mittelmeerraum nicht als Konflikt
raum für den „clash of civilizations" zu 
konstruieren, ·sondern als Entwicklungs
raum einer derartigen konstruktiven Be
ziehung. Der Text von Heiko Kretsch
mer schließlich zieht die verschiedenen 
Facetten nochmals zusammen, um vor 
diesem Hintergrund einige Aspekte zu 
beleuchten, die die Entwicklung einer 
mediterranen Linken betreffen. Bei der 
so entstandenen Schwerpunktsetzung 
dieser spw geht es also um nicht weni
ger, als einen kleinen Beitrag zu leisten 
• zur Veränderung deutsch-linker 
Welt- und Raumsichten, 
• zur Diskussion von Umbauperspek
tiven in der Nord-Süd-Perspektive, 
• zur Entwicklung eines neuen Inter
nationalismus der Euro-Linken. 
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Euro-Mediterraner Wirtschaftsraum 
Die neue Strategie der EU für die Südflanke 

m 27./28. November 1995 findet 
n Barcelona eine :Konferenz der 
uropäischen Union (EU) statt, 

auf der die „größte Freihandelszone der 
Welt" vorbereitet werden soll. Der Zu
sammenkunft ist eine zentrale Rolle bei 
der Umsetzung der EU-Strategie zuge
dacht, im Zuge derer die südlichen Mit
telmeeranrainer und die Länder Mittel
und Osteuropas zu einem gleichsam äu- . 
ßeren F estungsring zusanunengeführt 
werden sollen. 

„Euro-mediterrane 
Partnerschaft'' 

Während der Anfang September 
1994 durch das „Kerneuropa"-Papier 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion aus
gelöste Streit um die Zukunft der Euro
päischen Union bislang kaum greifbare 
Ergebnisse gezeitigt hat, wird die „varia
ble Geometrie'' Europas um weitere Fa
cetten angereichert: Der auf dem EU
Gipfel in Essen im Dezember 1994 ver
abschiedeten „Heranführungsstrategie" 
für die sechs beitrittswilligen Länder 
Mittelosteuropas entspricht eine neue 
Strategie für die südlichen und östlichen 
Mittelmeeranrainer, die langfristig zu ei
nem „Euro-Mediterranen Wirtschafts
raum" (Euro-Mediterranean Economic 
Area - EMEA) führen soll. Parallel zur 
wirtschaftlichen Integration wird eine 
„Euro-Mediterrane Zone der Politischen 
Stabilität und Sicherheit" ins Auge ge
faßt; beides unter dem Slogan, daß es 
gelte, eine neue „euro-mediterrane Part
nerschaft" zu etablieren. 

Die ökonomisch-politischen Kernele
mente der neuen Strategie hatte die Eu
ropäische Kommission bereits vor dem 
Essener Gipfel in einem unter F ederfiih
rung des für die Mittelmeerbeziehungen 
zuständigen EU-Kommissars Manuel 
Marin erarbeiteten Dokument (Commu
nication 1994) für den Rat und das Euro
päische Parlament festgehalten. Die 

Dr. Rainer Falk ist Dipl.-Soziologe und Vor
- standsmitglied von WEL TWIATSCHAFT, ÖKO· 

~OGIE & ENTWICKLUNG (WEED) e.V. Der Ar
tikel beruht auf einem Beitrag, der ursprünglich 
Im Informationsbrief WEL TWIATSCHAFT & 
ENTWICi<LUNG (W&E-Sonderdienst Nr. 2/95) 
erschien. 

Strategie bezieht sich zum einen auf die 
nordafrikanischen Maghreb-Länder 
(Marokko, Algerien, Tunesien und Li
byen) sowie den Raum des arabischen 
Mashrek (Ägypten, Jordanien, Libanon 
und Syrien), zum anderen auf Israel, die 
Türkei, Malta und Zypern. Diese sollen 
langfristig (bis zum Jahr 2010) mit der 
(um Österreich, Schweden und Firm
land) erweiterten EU und den Ländern 
Mittelosteuropas (soweit sie bis dahin 
nicht bereits selbst Mitglieder der EU 
sind) zur „größten Freihandelszone der 
Welt~' zusammenwachsen - ein Binnen
markt mit 600-800 Millionen Einwoh
nern in 30-40 Ländern. 

Im Unterschied 'zum Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR), den das EG
Europa im Gefolge des Birmenmarkt
projekts seit 1992 mit den EFTA-Län
\iem bildete, beinhaltet das EMEA-Kon
zept für die bisherigen Nicht-Mitglieder 
des südlichen und östlichen Mittelmeer-

Von Rainer F alk* 

raums jedoch keine Beitrittsperspekti
ve. Nw; für die Türkei, Zypern und Mal
ta wird die Möglichkeit eventueller Bei
trittsverhandlungen offengehalten. 

Die Interessenlage der EU 
Es ist nicht zum erstenmal, daß sich 

die EG/EU den südlichen und östlichen 
Mittelmeerländern zuwendet. Ihr „star
kes Interesse" an der Region hat sie 
öffentlich schon auf den Gipfelkonfe
renzen in Lissabon (Juni 1992) und 
Korfu (Juni 1993) bekundet. Gleich
wohl ist die EU bislang in ihrer Mittel
meerpolitik nicht über Stückwerkhaftes 
hinausgekommen (vgl. z.B. Wiemarm 
1993). 

Hinzu kommt, daß sich die Interes
senlage der EU-Mitgliedsländer sei~ 
dem Zerfall des realsozialistischen 
Blocks stark differenziert hat. w~:.! 
sich das Gravitationszentrum dei'

01E!)f 

Europäische Union, MittelmeerdrittUioder (MDL)•l 
und Mittelosteuropa (MOE)'l im Vergleich 

EU MDL MOE 
Bevölkerung in Mio. 347 209 110 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Mrd. US-$ 6677 332 212 

Bruttoinlandsprodukt pro Einw. in US-$ 19242 1589 1927 
Außenhandel (in Mrd. Ecu, 1993) 

EU-Exporte nach: 45,6 26,1 
EU-Importe von: 33,2 20,3 

EU-Handelsbilanz + 12,4 + 5,8 

EU-Energieabhängigkeit in% der Importe: 

Gesamt 24 1 
Erdgas 32 0 

Erdöl 25 0,5 

EU-Direktinvestitionen (in Mio. Ecu) in: 751 1612 

Immigranten (in Mio.) in die EU aus: 4,6 0,7 

Kredite aus dem EU-Budget für (in Mio. Ecu): 

1992 419 1000 

1993 407 1036 

1994 473 985 

a) Marokko, Algerien, Tunesien, Liby~r,. ~gypt!3:n,}f!.11!1-el, ~I~. ~n. ~yii_el'l,·TQft(el, Zypern, Malta 
b) Polen, Ungarn, Tschechien, Slowakel,.Bulgarien, Rumänien, ~anlen: .. 
Quellen: Eurostat; Weltbank · · · 
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durch den Be.itritt der skandinavischen 
Länder ohnehin nach Norden ver
schoben hat, konzentriert sich das 
Hauptinteresse etwa Bonns, was die 
Erweiterungsperspektive der EU be
trifft, auf die mittelosteuropäischen 
Staaten Polen, Ungarn, Tschechische 
Republik, Slowakei, Rumänien und 
Bulgarien. 

Aus der Sicht der südeuropäischen 
Mitgliedsländer, die durch die aufeinan
derfolgende Präsidentschaft Frankreichs 
(1. Halbjahr 1995), Spaniens (2. Halb
jahr 1995) und Italiens (!,. Halbjahr 
1996) zusätzlichen Auftrieb bekommt, 
ist das neue Mittelmeerkonzept vor al
lem ein Versuch, der seit geraumer Zeit 
zu beobachtenden geographischen Ge
wichtsverlagerung der EU entgegenzu
wirken. Sie können nicht zuletzt darauf 
verweisen, daß die Mittelmeerdrittlän
der bei einer Reihe ökonomischer und 
politischer Indikatoren. heute schon so 
bedeutsam, wenn nicht bedeutsamer für 
die EU sind als die Länder Mittelosteu
ropas (siehe Tabelle). 

Das auf dem Essener Gipfel im 
Grundsatz abgesegnete Mittelmeer
KQnzept drückt freilich auch gemein
schaftliche Interessen der Union aus. Es 
geht von der Pfämisse aus, die mediter
rane Region sei für die Europäische 
Union ein ,,Raum von strategischer Be
deutung", dessen Frieden und Stabilität 
von „höchster Priorität'' für Europa sei
en. ,,Die Lage im gesamten Mittelmeer
raum etwa ist für Deutschland nicht we
niger wichtig als für Frankreich, Spani
en, Italien und Griechenland", formu
liert beispielsweise der außenpolitische 
Sprecher der CDU, Karl Lamers. ,,Der 
Unterschied ist nicht einer von Interes
s_en, sondern von schärferer oder weni
ger scharfer Wahrnehmung, von mittel
barer oder unmittelbarer Betroffenheit." 
(Lamers 1994: 1466) Diese gemeinsa
men EU-Interessen können sowohl auf 
die politische als auch auf die wirt-

.. schaftliche Ebene bezogen werden. 

• Sicherheits- und 

der Instabilität dar, die zu massenhafter, 
Migration, fundamentalistischem E,ctre
mismus, Terrorismus, Drogen urid orga
nisiertem Verbrechen führen. Dies hat 
schädliche Auswirkungen sowohl für 
die Region selbst als auch für die Uni-
on." 

Breit ausgemalt hat die Kommission 
ein Szenario neuartiger Bedrohungen, 
die künftig von der Mittelmeerregion 
ausgehen könnten: Die Bevölkerung in 
den mediterranen Nicht-Mifgliedslän
dern der Union könnte bis zum Jahr 
2035 auf 400 Millionen Menschen an
wachsen, wenn die derzeitige demogra
phische Entwicklung nicht schnell durch 
„einen raschen ökonomischen take-off 
und e.ine adäquate Bevölkerungspolitik" 
eingedämmt werde. Selbst bei einer 
Verdoppelung des regionalen ßruttoso
zialprodukts bis zum Jahr 2010 würde 
sich - Weltbank-Schätzungen zufolge -
das Wohlstandsgefälle zwischen den 
Maghreb- und Masohrek-Ländern einer
seits und der EU andererseits aufgrund 
des „Bevölkerungsfaktors" .von heute 
1 : 10 auf 1 :20 verdoppeln. Die Kommis
sion verweist darauf, daß heute schon 
ein beträchtlicher Anteil der Immign!n• 
tlnnen in die Union aus den sog. lv{ittel
meerdrittländern stamme (s. auch Ta
belle). Wenn dieser Migrationsdruck 
nicht sorgfältig durch „planvolle Zu
sammenarbeit" mit den betroffenen 
Ländern ,;gemanaget" werde. könnte es 
sehr schnell zu Spannungen und „Re
striktionen'" kommen. 

Angesichts der sich abzeichnenden 
Zuspitzungen an der „heißesten Nord
Süd-Grenze", wie Entwicklungsfor
scher das Mittelmeer inzwischen be: 
zeichnen (Nuscheler 1992), plädierte 
die Kommission für einen „schnellen 
Start", auch wenn die angestrebte 
„Euro-Mediterrane Partnerschaft" ein 
langfristiges Ziel sei. Bei dem Streben 
nach einer „Euro-Mediterranen Zone 
politischer Stabilität und Sicherheit" 
wird - anknüpfend an die Fortschritte 
bei der Regelung des Nahost-Konflikts -
folgenden Instrumenten Priorität beige-

Stabilitätszone messen: 
, : ;, . , . · ,, · · · · ·· · • der Förderung des· politischen Dia-

·• ·: •:c·; : l'rie<letrund:Stabilität ,in der Mittel- logs auf der Basis der Achtung der Men
. :)~gion, so.betont das Papier, sollten schenrechte sowie der Prinzipien der 
i);t~i/lJI~ ~ Uni<m zur Verfügung ste- Demokratie, der verantwortungsvollen 
,,;JJ,!inden Mitteln verf<!.!gt_J.Y.!'J.<!en, ein, Regierungsführung (,,good gover-

"''"'·' . . . ,:i~:.,i~.lti.·.'.,sc .... :,en," .. ·.p.=,'.t.~.,,~.~.-~ .. •·· ;m;:; =: ~:~hg:;\=~~ Au-
""' •~u, ~u, , Ben- und Sicherheitspolitik (GASP) 

, auch, gegenüber den südlichen und östli-
' '. ,~~~.M!ttelni'l"nuiraineni., die seit dem 

',, 

,, .. , .. , 

Lissaboner Gipfel als „vorrangiger 
Raum gemeinsamen Handelns" betrach
tet werden; 
• der ausdrücklichen Verstärkung und 
Ausweitung des politischen Dialogs 
auch auf Sicherheitsfragen; darunter 
dem Bemühen, die „Partner" im süd
lichen und östlichen Mittelmeer zum 
ausdrücklichen Verzicht auf Atom
waffen zu bewegen; 
• der Schaffung eines Verhaltens
kodex' der Mittelmeerländer fiir die 
Konfliktlösung, einschließlich der 
Entwicklung eines Frühwamsysteins zur 
Aufdeckung potentieller Quellen für 
Instabilität und Konflikte seitens der 
EU. 

Euro-Mediterraner 
Wirtschaftsraum (EMEA) 

Das ökonomische Kernstück der 
neuen Mittelmeerstrategie besteht zwei
fellos in dem mittelfristigen Plan eines 
Euro-Mediterranen Wirtschaftsraums 
(EMEA). Dessen Hauptelement soll in 
einer bis zum Jahr 2010 zu verwirkli
chenden Freihandelszone mit folgenden 
Merkmalen bestehen: 
• gegenseitiger Freihandel bei allen In
dustrieprodukten zwischen der erweiter
ten Union und den Mittelmeerländern; 
• bevorzugter . und gegenseitiger 
Marktzugang für Agrarprodukte, soweit . 
dies im Interesse beider Seiten liegt; 
• Freihandel zwischen den Mittelmeer
ländern selbst. 

Die Ratio und Zielsetzung'der in die
sem Zusammenhang mit den Partnerlän
dern bereits geführten oder angestrebten 
Verhandlungen beschreibt die EU
Kommission wie folgt: 
• Angleichung ihrer wirtschaftspoliti
schen und rechtlichen Ralunenbedin
gungen; 
• Stärkung ihrer langfristigen Wettbe
werbsfähigkeit; 
• Anziehung von wesentlich höheren 
privaten Direktinvestitionen, speziell 
aus der EU; 
• Verbesserung der gegenseitigen Ver
ständigung; und schließlich 
• Beschleunigung der nachhaltigen 
wirtschaftlichen und sozialen Entwick
lung. 

Letzteres, so die Kommission, sei 
wegen des og. Wohlstandsgefälles be
sonders wichtig in den Maghreb- und 
Mashrek-Staaten, die dafür zu Recht 
Unterstützung durch die EU erwarten 
könnten. Aus diesem Grund hält die EU 
eine „substantielle Steigerung" ihrer Fi-

' · ; .. :.:;: ... ,. ZEITSCHRSFT fOR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, AEFT 86, 1995 
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nanzhilfe für die Region erforderlich. 
Diese soll künftig auf fünf Ziele konzen
triert werden: 
• Unterstützung der wirtschaftlichen 
Modernisierung und Umstrukturierung 
in den Ländern, die zur Öffnung ihrer 
Märkte im Rahmen neuer Assoziie
rungsabkomrnen bereit sind; 
• Unterstützung der Strukturanpassung 
in weniger fortgeschrittenen Ländern, 
um diese auf den Freihandel mit der 
Union vorzubereiten~ 
• Unterstützung der regionalen Koope
ration, besonders auf dem Feld des Um
weltschutzes; 
• Stärkung der wirtschaftlichen und fi
nanziellen Nord-Süd-Kooperation auf 
kulturellem, sozialem und wirtschaftli
chem Gebiet (Unternehmen, Universi
täten und Forschungseinrichtungen, 
Kommunalverwaltungen, Medien, 
Nichtregierungsorganisationen usw.); 
• Unterstützung des Friedensprozesses 
im Nahen Osten. 

Um die Wirtschaftshilfe künftig im 
Sinne der Union effektiver zu gestalten, 
empfiehlt die EU-Kommission deswei
teren die Einrichtung eines ständigen 
wirtschaftspolitischen Dialogs mit den 
Mittelmeerdrittländern, die Verstärkung 
der Zusammenarbeit zwischen der EU, 
vor allem der Europäischen Investiti
onsbank (EIB), und den internationalen 
Finanzinstitutionen, insbesondere dem 
IWF und der Weltbank, sowie eine ver
besserte Koordination zwischen den An
strengungen der Union und ihren Mit
gliedsländern. 

Jenseits von Freihandel und Finanz
hilfen sieht die Brüsseler Kommission 
schließlich ein breites Feld von Koope
rationsmöglichkeiten und -erfordemis
sen mit den Mittelmeerländern, etwa auf 
den Gebieten Industriekooperation, En
ergiepolitik, Umweltschutz, Informati
ons- und Komffiunikationstechnologien, 
Liberalisierung von Dienstleistungen 
und Kapitalbewegungen, Wissel\Schaft 
und Technologie, Drogenhandel, illega
le Einwanderung und Tourismus. 

Zeit- und Fahrplan 
Das ehrgeizige Unterfangen einer 

neuen „euro-mediterranen Partner
schaft" wird durch den Zeitplan unter
strichen, den die Kommission vorgelegt 
hat und der vom Essener Gipfel grund-

: :- -sätzlich gebilligt wurde. Schon 1995 hat 
die EU die Verhandlungen mit Tunesien 

, ,.. und Israel über neue Freihandelsabkom
' '' · inen zum· Abschluß gebracht, sozusagen 

als ersten Schritt auf dem Weg zu der 
anvisierten Freihandelszone. Ein ent
sprechender Vertrag mit Marokko soll 
folgen, wird aber derzeit durch den an
haltenden Fischereistreit mit Spanien er
schwert. Ähnliche Verhandlungen strebt 
die EU mit Ägypten und „anderen, in 
Betracht kommenden Mittelmeerlän
dern, die dies wünschen," an. In Bezug 
auf die Türkei wird - trotz der Kritik des 
Europäischen Parlaments an der Miß
achtung der Menschenrechte durch die 
dortige Regierung - nach wie vor an dem 
Ziel einer Zollunion festgehalten. Malta 
und Zypern schließlich sollen in die 
nächste Phase der EU-Erweiterung ein
bezogen werden. 

Mittelfristig strebt die Kommission 
an, ein dem PHARE-Prngramm für Mit
telosteuropa nachempfundenes MED
Programm aufs Gleis zu setzen. Eine 
,,substantielle Steigerung der techni
schen und finanziellen Hilfe" der Union 
für die Mittelmeerländer sei erforder
lich, ,,um die nachhaltige sozio-ökono
mische Entwicklung dieser Länder zu 
unterstützen, ihre Strukturanpassung und 
regionale Zusammenarbeit zu ermuti
gen". Das Gesamtvolumen der im Rah
men dieses Programms notwendigen Fi
nanzhilfe aus dem EU-Etat in den Jahren 
1995-1999. hatte die Kommission zu
nächst auf 5,5 Mrd. Ecu beziffert, unjl 
zwar zusätzlich zu steigenden Leistun- · 
gen der Europäischen Investitionsbank 
und der internationalen Finanzinstitutio
nen für die Region. Auf dem EU-Gipfel 
in Cannes im Juni 1995 konnten die me
diterranen EU-Mitgliedsländer aller
dings nur 4,6 Mrd. Ecu durchsetzen. 
Darüber hinaus geht man davon aus, 
daß sich die privaten Direktinvestitio
nen aus EU-Ländern in dem Maße erhö
hen werden, wie die euro-mediterrane 
Freihandelszone Gestalt annimmt. 

Migrationspolitischer 
Cordon Sanitaire 

Während für die Realisierung einer 
vollständigen Freihandelszone im er
weiterten Mittelmeerraum eine Zeit
spanne von 10-15 Jaluen veranschlagt 
wird, sehen die .meisten EU-Offiziellen 
urunittelbaren Handlungsbedarf in Be
zug auf die wirtschafts- und finanzpoliti
sche Stabilisierung der Region. Als sei 
die vordergründig sicherheitspolitische 
Motivierung der neuen Strategie nicht 
auch so aus den Dokumenten herauszu
lesen, wurde bei der Vorstellung in 
Brüssel betont, eine substantielle Erhö-
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hung der Hilfe sei unvermeidlich mit 
der Bereitschaft der südlichen EU
Nachbarn verbunden, die EU bei der 
Kontrolle illegaler Einwanderer und des 
Drogenhandels zu upterstützen. ,,Wenn 
wir rund 5 Mrd. Ecu bereitstellen", so 
Marin, ,,werden viele Länder darauf be
stehen, daß die Drogen- und Einwande
rungskontrolle eine zentrale Rolle dabei 
spielt." (Zit. nach: Financial Times v. 
20.10.1994) 

Die Absicht ist offensichtlich: Die 
südlichen und östlichen Mittelmeeran
rainer sollen - ähnlich wie das östliche 
Europa - eine Art migrationspolitischen 
cordon sanitaire an der südlichen Flan
ke der EU bilden. Als einen der „explo
sivsten Teile der Welt" charakterisierte 
denn auch der Londoner „EconomisC' in 
seiner Vorausschau für das Jahr 1995 
die nordafrikanischen Staaten. Was da 
alles als „gefährlich" eingestuft wird, 
beschreibt das Magazin so: ,,Alle sind 
Diktaturen; alle sind überbevölkert, mit 
einem beängstigend hohen Bevölke
rungsanteil unter 25. Keiner hat seinen 
Frieden mit der modernen kapitalisti
schen Welt gemacht. Alle sprechen,(uüt 
verschiedenen Akzenten) arabisch;,:, 
sind natürlich Anhänger des Isl · 
diese Länder befinden sich an de' 
schwelle Europas. Und es gibt gen· 
Zündstoff, der 1995 hochgehen könnte 
wie ein Pulverfaß." 

Nicht viel zurückhaltender in der 
Diktion beschreibt die EU-Kommission 
diese Lage: ,,Unter der gegenwärtigen 
politischen Bedingungen gibt es in einer 
Reihe dieser Länder Quellen der Instabi
lität, die zu massenhafter Migration, zu 
fundamentalistischem Extremismus, zu 
Terror, Drogen und organisiertem Ver
brechen führen können." 

Entwicklungspolitische 
Phantasielosigkeit 

Die Crux der neuen Strategie scheint 
freilich zu sein, daß „die Partner", die 
die migrations- und sicherheitspolitische 
Pufferzone bilden sollen, in der Mehr
heit erst gewonnen werden müssen. 
Gerade deshalb ist es erstaunlich, daß 
auch das wirtschafts- und entwicklungs
politischen Angebot von vordergrün
digen ökonomischen Interessen der EU 
geprägt ist. Ob das Konzept „Freihandel 
plus Hilfe" ein geeignetes Gegenmittel 
zur wachsenden Nord-Süd-Desintegrati
on im Mittelmeerraum ist, wie Manuel 
Marin m_einr, oder nur die mühsame 
· Überbrückung traditioneller Interessen-
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gegensätze innerhalb der EU, deren 
nördliche Mitglieder den Freihandel und 
deren südliche Mitglieder mehr Finanz
hilfe favorisieren, wird sich allerdings 
erst noch herausstellen müssen. 

Sieht man sich die entwicklungspoli
tische Rhetorik der neuen Mittelmeer
strategie näher an, dann ist von dem ein
stigen Bemühen der EU um eigenständi
ge Akzentsetzungen im internationalen 

28 

Geberkonzert kaum noch etwas zu spü
ren. Es ist ein kruder Modernisierungs
kurs, verbunden mit einer vorbehaltslo
sen Anpassung der Mittelmeerdrittlän
der an die europäischen Marktbedingun
gen, der unter den tonangebenden Ent
wicklungsexperten der EU die Oberhand 
gewonnen hat. Die offensichtlichen zu
sammenhänge zwischen Prozessen ra
santer Modernisierung und der Zunah-

me von gesellschaftlichen 
Destabilisierungstenden
zen werden in delil Brüsse
ler Strategiepapier zur Mit
telmeerpolitik mit keiner 
Silbe erwähnt. 

Indem die EU aller
dings heute auf die unge
brochene Beschleunigung 
dieses Modernisierungs
prozesses setzt, so ist zu 
befürchten, wird sie schon 
morgen argumentieren 
können, daß man um den 
Einsatz auch militärischer 
Stabilisierungsmittel nicht 
mehr herumkommt. Dies 
ist die innere Logik der 
neuen Strategie für die 
Südflanke, nach der Frei
handel, ökonomische Sta
bilisierungshilfe und Ko
operation auf dem Gebiet 
der militärischen Sicher
heitspolitik letztlich zu
sammengehören werden. 
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MITIELMEER 

Das Mittelmeer -
im Wechselbad der Geschichte 

Das große Mittelmeer-Werk_ des 
französischen Historikers Fernand 
Braudel (Das Mittelmeer und die medi
terrane Welt in der Epoche Philipps IL, 
Büchergilde Gutenberg, Frankfurt am 
Main 1990, 3 Bände, DM 98,-) ist von 
grundlegender Bedeutung for die Sozi
algeschichtsforschung. Davon ausge
hend unternimmt es Detlef Bimboes in 
seinem Aufsatz, Beziehungen zwischen 

· gegenwärtigen und geschichtlichen 
Entwicklungen des Mittelmeerraumes 
darzustellen und mit methodischen Re
flexionen zu verbinden. 

Der Mittelmeerraum ist Nahtstelle 
zwischen Abendland und Mor
genland, zwischen Vorderasien 

und Afrika, spannungsgeladener Raum 
verschiedener Kulturen und Ökonomien 
und in der Geschichte immer wieder von 
politischer, wirtschaftlicher und militäri
scher Bedeutung. Damals in der von 
Braudel behandelten Epoche Philipps II. 
Zentrum der Welt und Schauplatz der 
großen Auseinandersetzung zwischen Is
lam und Katholizismus im Ringen um 
Vorherrschaft und wirtschaftliche Ein
tlußsphären. Danach ein jahrhunderte
langer Niedergang, getragen von einer in 
sich geschlossenen Welt und eingebettet 
in großenteils archaische Lebensweise. 
Heute wieder Schauplatz größer werden
der Aufmerksamkeit durch die Angst vor 
dem „Fremden", durch zunehmende Ar
mutsbewegungen von . Süd nach Nord. 
Ängste, die zugleich durch die Zunahme 
radikalerislamischerStrömungenim Vor
deren Orient und Nordafrika verstärkt 
werden. Armut und Fremdenhaß; Ab

. wehr und Agression in unterschiedlichen 
Gesellschaften als Ausdruck tiefgreifen
der ökonomisch-sozialer Verwerfungen. 
Alte Krisenreaktionsmuster, zählebig
dauerhafte kontlikt- und kriegsbeladene 
Strukturen tauchen aus dem gesellschaft
lichen Untergrund wieder auf. Entweder 
in gleichen oder neuen Fonnen und Ver
kleidungen. Gegenwärtig steigt die poli
tische Aufmerksamkeit an der Südflanke 
durch Nato und EU. Die „Festung Euro-

. pa" beginnt sich abzuschotten. Neue 

· • Dr. Detlef Bimboes, Diplombiologe, Wiesbaden 

Auseinandersetzungen drohen, weil es 
auf alte wirtschaftliche, soziale Fragen 
und kulturelle Probleme immer noch 
keine befriedigenden Antworten gibt. 

Es lohnt daher, das Aktuelle im Kon
text mit dem Historischen zu betrach0 

ten. In gewisser Weise drängt sich Be
klemmendes auf, wenn man - vor dem 
Hintergrund des Zusammenbruchs Ost
und Südosteuropas, des politisch unru
higer und teilweise zerklüfteter werden
den Kontinents, der wachsenden Span
nungen innerhalb der Triade Nordame
rika-Westeuropa-Ostasien im Ringen 
um globale wirtschaftliche Einflußsphä-

ren und der militärischen Sicherung von 
Handelswegen und Rohstoffen - jenen 
Zeitraum betrachtet, in den das monu
mentale Werk Braudels eingebettet ist. 
Die aktuelle Bedeutung dieses Werkes 
liegt m. E. in der schlichten Aneignung 
historisch gewachsener räumlicher Di
mensionen und einem daraus erwach
senden Verständnis heutiger sozialkul
tureller und politischer Konstellationen. 
Das "Mittelmeer" dient mir außerdem 
als äußerst geeigneter Bezugspunkt, um 
das Denken von Braudel vor allem in 
seiner Beziehung zum Marxismus zu 
thematisieren. Doch vorweg ein kurzer 
Überblick über die von Braudel behan
delte Epoche Philipps II. 

1. Zur Bedeutung 
der Epoche Philipps II. 
In der Zeit Philipps II. (1556-98) ist_ 

der Mittelmeerraum zwar noch immer 

von Detlef Bimboes • 

das "Zentrum der Welt", ein Raum von 
großer kultureller Ausstrahlungskraft 
wie auch starker politisch-militärischer 
Präsenz, der schon seit Jahrhunderten 
von erbitterten Konflikten und vom bei
derseitigen Expansionsdrang katholi
scher und islamischer Mächte geprägt 
war: In Nachfolge des Heiligen Römi
schen Reiches und des Kalifats fechten 
nunmehr Habsburger und Heilige Liga 
auf der einen und Osmanen auf der ande
ren Seite diesen Konflikt aus. Allerdings 
brechen sich im gleichen Zeitraum zwei 
weitere Entwicklungen von epochaler 
räumlich-historischer Bedeutung Bahn, 
die schon unter der Ägide von Kaiser 
Karl V. deutlich zu erkennen waren. So 
beginnen sich im· 16. Jahrhundert die 
Beziehungen Europas zur übrigen Welt 
grundlegend zu verändern. . _. 

Der Zeit Philipps II. waren di'(.i~~ 
deckungen Amerikas (durch Kol~) 
und des Seewegs nach Indien · (~II; 
Vasco da Gama) vorangegangen. Das 
spanische Kolonialreich war unter Phil
ipps Vater Karl V. entstanden, die Er
oberung und Ausplünderung - kurz die 
Europäisierung - neu entdeckter Konti
nente durch Europa hatte begonnen. Zu
erst die mediterrane und dann die übrige 
europäische Wirtschaft begann den at
lantischen Handel miteinzubeziehen. Der 
Welthandel erfuhr gewaltige Steigerun
gen. Allerdings kündigte sich damit zu
gleich die spätere Verlagerung der Han
delsschwergewichte vom Mittelmeer hin 
zum Atlantik· an. Außerdem trat - als 
zweite Tendenz - das nordwestliche Eu
ropa mit einer weiteren und die mediter
rane Konstellation zunehmend überlag
enden Konfliktlage hervor. Denn auf 
dem alten Kontinent gelang es Kaiser 
Karl V. nicht, das mittelalterliche Uni
versalreich mit modernen Mitteln (Söld
ner, Soldaten) gegenüber den entstehen
den europäischen Nationalstaaten, vor 
allem Frankreich, und dem Protestantis
mus durchzusetzen. 

Nach Karls Abdankung erhielt sein 
Sohn Philipp II. das spanische Erbe, das 
anfänglich neben dem spanischen Kolo
nialreich in Lateinamerika die Niederlan
de, das Burgund und großeTeile Italiens 
umfaßte. Getragen von einer mächtigen, 
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tief im Volk verwurzelten katholischen 
Reformbewegung fühlt sich Philipp IL 
als Spanier, Habsburger und Katholik 
verpflichtet, die Christenheit im katholi
schen Glauben unter spanischer Füh
rung zu einen. innenpolitisch wird die 
religiöse und politische Einheit aller Er
bländer durchgesetzt. Wichtige Elemen
te dieser Politik bilden Inquisition (Ket
zerverbrennungen), Unterdrückung der 
Morisken (zum Christentum übergetre
tene Moslems) und Juden (wichtigen 
Trägem von Handel und Gewerbe) und 
die absolute Herrschaft über die Natio
nalkirche sowie Kontrolle über Wirt
schaft und Kolonien. Der Seesieg bei 
Lepanto (1572) durch die von Kreuz
:iugsmentalität gegenüber dem Islam ge
tragene Heilige Liga (Spanien, Venedig, 
Papsttum) bedeutet den Anfang vom 
Ende der türkischen Vorherrschaft im 
Mittelmeer. Er dient nicht zuletzt auch 
der Sicherung der Handelswege von In
dien zum Mittelmeer und damit den In
teressen der großen, weltweit bedeutsa- ' 
men Handelsplätze wie Sevilla, Florenz, 
Genua und Venedig. Die Vereinigung 
Spaniens mit Portugal und dessen Kolo
nialreich wurde von den Reichen und 
Mächtigen in Lissabon aktiv betrieben 
und ist notwendig gewordener Schritt 
zur Sicherung des wirtschaftlich im-

. mens bedeutsamen Gewilmnonopols in 
Ostasien und Indien. 

Doch auf der anderen Seite steht eine 

sellschaft der Fugger mit Sitz in Augs
burg finanziert, die die europäische Blei
' Silber- und Kupferproduktion kontrol
lierten und auch das spanische Queck
silbermonopol besaßen, so verbindet 
sich ihr Niedergang mit dem der spani
schen Macht infolge Staatsbanktotts am 
Ende der Amtszeit Philipps II. Danach 
lassen die verschiedenen historisch
räumlichen Tendenzen das Mittelmeer 
allmählich aus dem Zentrum der Ge
schichte verschwinden. 

II. Das Werk Braudels 
im Überblick 

Dies gibt den „Stoff' ab, der von 
Braudel in die ehernen Zeitläufe und die 
Geschichte des Mittelmeerraums einge
woben und in einem lebendigen, facet
ten- und ereignisreichen Panorama vor 
dem Leser ausgebreitet wird. Gleichsam 
von den Bergen hinab in die Ebenen, mit 

Für Braudel sind Land
schaften und Räume 
auch geronnene Ge
schichte, die Vergangen
heit lebendig machen 
können. 

Politik, die zu sozial und religiös moti- den Verkehrswegen über Land und 
vierten Aufständen in den protestantisch schließlich in die großen Städte hinein . 
. eingestellten Spanisch-Niederlanden und Auf diesem Weg gibt Braudel den Blick 
mittelfristig zu deren Abfall vom König- frei auf den Mittelmeerraum als Natur-, 
reich führt. Als blühendstes Gewerbege- Kultur-, Agrar-, Wirtschaftsraum, über 
biet Europas mit über 200 Städten ein pulsierendes, weit verzweigtes Ge
bringt das Land der Krone das siebenfa- flecht an Adern mit den umgebenden Re
che an Steuern wie das Silb~r Amerikas. gionen, Ländern, Kontinenten, Meeren 
In·Rotterdam und Antwerpen, den Dreh- und Völkern verbunden. 
scheiben des Handels, werden ca. 50% Im ersten Band geht es um die Ent
iler . Welthandelsgüter umgeschlagen. deckung des Raums, in dem sich Ge
Antwerpen ist zudem neben Genua Me- schichte entfaltet. Für Braudel sind 
tropole ::des europäischen Geldmarktes. Landschaften und Räume auch geronne-

, /\\tllenpolitisch .ist die EpQche Philipps ne Geschichte, die Vergangenheit leben
!' , , ·' , . }J.:,,1µch,durch Gegnerschaft und Kriege dig machen können. Hier geht es um die 
,:::',.'::{ ,:,:.:ifilt,Frankreic.h und England ausgezeich- Bezi·.ehungen des Menschen zum.umge-11;,,!1·,!i:·,·i;,-.'!··.-·.·1··"" .,-,, .. ,_,.,, ' . · 

·:i:,-i·:i:i·:: :', ·::··net; r ,:r_ :·: .-! · ·_, benden ·Milieu, ,,eine träge dahinfließen-
... 'fiKrlei!::' Spaniens mit Frankreich de Geschichte, die nur langsame Wand•·• ' : i :.~: SJ)l\lliens und macht lungen kennt, in der die Dinge beharrlich 

)it,k ~ßroberung der Welt wiederkehren und die Kreisläufe immer 
.!la,!id .lJ!ld England.: Er sichert wieder neu beginnen" (Braudel). Hier 
~i\c..auf dem Atiantik · dominiert der Rhytrnus des Immerglei

. 2:ilWeltharu:lels- chen, der Jahreszeiten, das Warten der 

.,,. '-.-.·., ' .. =·· .. ·.· ... · .. ·,· '-.~•elii~• .• ,·.' Schiffe auf de,:i günstigen Wind, das 
,... · Säen ,und· Ernten der Bauern, der Auf-

_::A.btrieb,der'.Viehherdenund das Da
,. l,,~!!i!l,~;µstti~re .. Jn·.den Städlen 

triffi Glanz und Lebensfreude auf Hun
ger und Elend. 

Im zweiten Band geht es dann um die 
soziale Geschichte, die der Gruppen und 
Gruppierungen. "Wie diese Flutwellen 
das mediterrane Leben als Ganzes auf
wühlen, das ist die Frage, die ich mir im 
zweiten Teil meines Buches gestellt 
habe" (Braudel). Nacheinander werden 
die Ökonomien, die Staaten, die Gesell
schaften, Zivilisationen und Kulturen un
tersucht, wobei deutlich wird, daß die 
Mittelmeerländer des 16. Jahrhunderts 
vorrangig eine Welt von Bauern, Päch
tern und Grundeigentümern sind. Bei der 
Bearbeitung dieser Fragen geht es nicht 
um das imnier wiederkehrende, unbe
wegliche, sondern um die Geschichte 
von langer Dauer, der „longue duree'', 
um ll!Ilge-gleiche Strukturen, die über 
Erfolg und Mißerfolg entscheiden:. von 

. wirtschaftlichen und sozialen Antriebs
kräften und Bedingungen, Konjunkturen, 
Trends und Preissteigerungen, Gewerbe, 
'Handel und Transportwesen. In diesem 
Zusammenhang versucht Braudel 
schließlich zu zeigen, wie all diese aus 
der Tiefe wirkenden Kräfte am Zustan
dekömmen von. Kriegen in ihren ver
schiedenen Formen beteiligt sind. 

Im dritten Band geht es dann um das 
ewig Wechselnde, Ereignisse, Politik 
und Menschen. ,,Eine ruhelos wogende 
Oberfläche, vom Stroin der Gezeiten 
heftig erregte Wellen. Eine Geschichte 
kurzer, rascher und nervöser Schwan
kungen. So ist sie von allen die leiden: 
schaftlichste, menschlich reichste, doch 
die gefährlichste auch. Mißtrauen wir 
dieser Geschichte, deren Glut noch nicht 
abgekühlt ist, der Geschichte, wie sie die 
Zeitgenossen im Rhytrnus ihres Lebens -
das kurz war wie das unsere - empfun- . 
den, beschrieben, erlebt haben. Sie hat 
die Ausmaße ihres Zorns, ihrer Träume 
und ihrer Illusionen" (Braudel). 

Dauerhafte Strukturen 
in Raum und Zeit 

Braudels Werk steht nicht nur für die 
Entdeckung der Alltagswelt, die früher 
sö oft vor den Haupt- und Staatsaktionen 
der „großen" Geschichte zurückzustehen 
hatte, sondern auch für das Zusammen
wirken der verschiedenen Disziplinen 
zu einer gemeinsamen .Anstrengung im 
V erstehen historischer Zusammenhän
ge. Politische Geschichte, Sozialge
schichte, Kulturwissenschaften, Demo
graphie, Wirtschaftsgeschichte und 
Geographie bilden dabei stets eine Ein-
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heit. Das große Thema ist die Geschich
te als „histoire totale" aller Lebensberei
che, die Gegensätzlichkeit von Raum 
und Zeit, das Suchen im Rahmen einer 
geographischen Untersuchung nach den 
lokalen, dauerhaften, unveränderlichen, 
stets wiederkehrenden Merkmalen, das 
Aufspüren von „Gesetzmäßigkeiten" in 
der Geschichte des Mittelmeerraums 
eingegrenzt auf die wichtigsten und sich 
am stärksten auf den Alltag auswirken
den Strukturen und immer wiederkeh
renden Abläufe menschlichen Lebens. 
Wichtige Elemente sind hier der Mahl
strom der Zeit, soziale , Schichtungen 
und Probleme, Gesellschaftsformatio
nen überwölbende Kontinuitäten in 
Wirtschaft und Kultur, Entwicklung und 
Kampf der Kulturen, Aufstieg und Nie
d~rgang ~on Wirtschaftsentwicklung. 
Die Wtrkhchkeiten, die nicht sprechen 
können, interessieren mehr als die wel
che eine Sprache gefunden haben. ' 

Die Schule der „Annales" und die an 
Marx und Engels anknüpfenden Gesell
schaftslehren unterscheiden sich in ·ihren 
Hera~gehensweisen zur Untersuchung 
h1stonscher und aktueller gesellschaftli
cher Realitäten insofern gnmdsätzlich. 
Sich erneuernde materialistische Ge
schichtsbetrachtung wird von solchen 
'lerengungen Abschied nehmen und sich 
otfnen !Iltissen - immer offen für neue Er
kenntn~~se und Zusammenhänge ange
legt, wie das Arbeiten auf einer Baustelle 
(Braudel). 

,,Geschichte von Gesellschaftsforma
tionen und ihres Auf- und Abstiegs al 
Geschichte von Klassenkämpfen'~ 
(Marx). 
. Kritik g~genliber Braudel ist genau 

hier anzubrmge~. Soziale Bewegungen 
und die daran teilnehmenden Individuen 
sind und bleiben notwendiger Humus 
für . :Veränderungen der großen Ge
schichte. Dabei wird die Mikroge
schichte sozialer Bewegungen von un-
ten" notwendigerweise problemge;ich
tet und paniell bleiben. Nur so kann sie 
auch häufig ihre Eindringlichkeit und 
Durchsetzungskraft entfalten. Soziale 
Auseinandersetzungen sind. und bleiben 
der Motor für gesellschaftliche :V erände
nmgen. Je nachdem welche Stoßkraft 
diese Geschichte „kurzer, rascher und 
nervöser Schwankungen" entfaltet wird 
sie in die „Tiefenströmungen" vo~ Ge
sellschaften eingehen und dauerhafte 
Strukturen modifizieren, mitgestalten 
oder auch langfristig zum Verschwin
den bringen. Allerdings ist auch klar 
wenn soziale Bewegungen räumlich-hi'. 
storisch gewachsene Strukturen in Wirt
schaft, Kultur und Mentalitäten nicht 
ausreichend in Strategie und Taktik be
rücksichtigen, kulturelle und nationale 
Eigenheiten mißachten, alter Unterdrük
kung nur neue Unterdriickung folgen 
lassen, werden sie über kurz oder lang 
Sch1ftbruch erleiden und an alten dauer
haften Strukturen zerschellen. Osteuro
~as mißlungener Weg zum Sozialismus 
1st der eindringlichste Beweis. 

Marxismus und Schule der 
,,Annales" 

Braudel steht in der Tradition der 
1929 gegründeten Schule der Zeitschrift 
,;Annales. Economies - Societes - Civili
sations", deren Begründer aus dem Um
feld des Marxismus kamen und versuch
ten, dessen Begrenztheiten aufzubre
che~. Wichtige Fragestellungen, die be
arbeitet wurden, zielten gerade auf das 

Geschichte 
und Individuum 

Im Mittelpunkt der Arbeiten Brau
dels steht die Zerlegung von Geschichte 
!n langsame und schnelle Bewegungen, 
m Strukturen und Konjunkturen. Dane
b~n schrumpft für ihn die Rolle der Er
eignisse und der Einzelpersonen. Es ist 

Im Mittelpunkt der 
Arbeiten Braudels steht 
die Zerlegung von Ge
schichte in langsame 
und schnelle Bewegun
gen, in Strukturen und 
Konjunkturen. 

· (gesellschaftsübergreifende) überdauern 
pobt-ökonomischerStrukturensowietra d h lb d" 
dierter kultureller Traditionen und Men~ des a ~ Frage an ihn gerichtet wor
~litäten. Die Bearbeitun dieser p . e_n, was ~ aus dem Menschen, aus 
me bildeten Tei] wichtig~r Arbeite~bj~~ nsee1rneFrreRhollet m. dde?r AGeschkhte, aus sei
. h . d . ' I e1 wir . us semer Antwort 

:~0;\~c{: ;.!~;:1fen formations- wird deutlich, daß er als „Strukturalist", 
beschäftigten. Die:. He des ~arx1s~us der die Quellen des Lebens in der kon
gibt den Blick frei auf z:":n::~e1se kretesten, alltäglichsten, unzerstörbaren 
die von den an Marx und En els ~e'. und anon~sten menschlichen Tätig
fenden Gesellschaftslehren !d am KI P_ ke1t s~cht, die RoUe des. emzelnen in der 
~enkampfäusgerichtetenBewe un e ":' G~schichte al~ genng_ems~hätzt. Immer 
der Regel entweder aus eble!detg n m wtede~ setzt steh für ihn die Wirkungs
llilzureichend bearbeitet g wo d ~dedr machtigke1t langfristig angelegter Struk
OerKainp. fruf" K · . : en sm · turen durch, die die Handlungsfreiheit 

•"i\it'Js(:ru,;;i,: 11: o~umstischen Ma- der Menschen und sogar die Rolle des 
,i,·~ ' ' '• ' . ,,die Geschichte aller Zufalls einsch .. nk S b. . . 

_;,,lw,Klm!~~: Ge}ells~baft. die Geschichte Betrachtung ra e~. ;;. ~dm ich bei der 
.i!~::. :::,:~µlqinip~en"::isi; .. hatinder-Fol- wieder ehmes ". 1v1 uums immer 
· ,g,,;,:ga,nz{llber'wieg· end · · . versuc l, es eingebunden in ein 
·. ,,;Hi,,- 1:1-.1n!,·!:·::::,·!,' ;:,:i- 1, ,: -_ .. 1.ZIJ emer. we1tge- Geschick zu h d ,,~,mmgten.choizschnittart· . .. .. G . . se en, as es kaum selber 

.,..,, ' .. ,,. " · .. · , · · ·, · . igen e- gestalten kann · · 
""''''" ,~~g ·. g~fll_lii1. 'Zentrale · stellt, die sich hi~~::~ La~dsch~ft g~

rm,!ffl:-, , .. ,,!!"f~.<\91:~gen~s, und den unendlichen Pers ~~ti vor ihm m 
.. ,,,,,,~,, .. , .,.. .. .. Wlltden mcht·mehr lange O P ven emer 

. , .. ,;.Ge_~··· Tl, n , _auer_ erstreckt" (Braudel). Sein 

Braudel weiß im übrigen um diese 
Probleme und betont, daß die Debatte 
um die Zerlegung von Geschichte in 
langsame und schnelle Bewegungen in 
Strukturen und Konjunkturennoch l~ge 
mcht abgeschlossen ist. Er weist aus
drück.lieh daraufhin, daß diese Bewegun
gen zueinander ms Verhältnis gesetzt 
werden müssen, ohne im vorhinein zu 
wissen, ob die einen von den anderen be
stimmt werden oder umgekehrt. Identifi
z1enmg, Klassifizienmg und Gegenüber
stellung solcher Bewegungen bleiben 
deshalb für ihn vorrangige Aufgaben. 

III. Das Mittelmeerafs 
Konfliktzone - zur 

Aktualität von Geschichte 
in der Gegenwart 

··· ···• .__; .. , ... -~~·.!St · damit gerade nicht d" 
· Geschichte· · · B . 1e · ;-/:·:~-·-,. ,_: .--:·?11~1 _hck von „unten" als 

· '"' ·, , ,~~!!~"!'!iichte" der mit Mühsal 
., ·:verfolgten oder die 

. ' . 

Der Mittelmeerraum ist Laboratori
wn mehrerer Zivilisationen, die aus ei
ner langen :Vorgeschichte hervorgegan
gen smd. Hier treffen drei große, reife 

. ,.,,zen:SCHRIFT - ' ' 
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dauerhafte Zivilisationen mit ihren 
. grundlegend unterschiedlichen Lebens
:',stilen, Denkentwürfen, Glaubensweisen 
· :und Alltagspraktiken aufeinander. Es 

: · sind dies die Staatsgrenzen überschrei-
tende römisch-katholische Welt, die des 

··.·Islam und das griechisch-orthodoxe Uni
versum. Diese Zivilisationen sind sich 
nicht nur als Rivalen im Krieg begegnet, 
sondern besitzen genauso kulturelle Aus
strahlung, verdanken sich viel durch 
mannigfaltigen gegenseitigen Austausch 
von Techniken, Ideen und selbst Reli
gionen. (Es sei an dieser Stelle der Hin
weis erlaubt, daß beispielsweise Anda
lusien über Jahrhunderte hinweg ein 
Hort fruchtbaren Zusammenlebens ver
schiedener Religionen und Kulturen 
war). Dieser wurde endgültig erst unter 
Philipp II. brutal ausgelöscht. Aber die 
Zivilisationen machen für sich allein 
noch nicht die Geschichte der Mensch0 • 

heit aus, stets haben Politik und-Ökono
mie mitzureden. Doch sie. bleiben für 
Braudel "unerschütterlich an Ort und 
Stelle, während der Film der Geschichte 
abläuft". Deshalb blieben die Zivilisa
tionen, während das Mittelmeergebiet 
im Nachgang ·zur Epoche Philipps II. 
von der Bühne der großen Weltge
schichte verschwand. 

Dieser Abgang im 16. und erst recht 
im 17. Jahrhundert war Ergebnis der Er
obenmg des Mittelmeers durch das pro
testantische England und Holland auf
grund der veränderten wirtschaftlichen 
Kräfteverhältnisse und der begonnenen 
Abrüstung nach der Seeschlacht von Le
panto durch Islam und Christentum. 
Hochinteressant ist dabei, daß diese Ent
wicklung nach Braudel sehr wahrschein
lich mitbedingt wurde durch Holzver
knappung infolge Entwaldung und die 
damit einhergehende Überteuenmg von 
Holz für den mittelmeerischen Schiffbau. 
Überdies verfügten England und Holland 
über bessere und überlegener ausgerüste
te Schiffe. Dies alles erinnert an die 
Holzkrise im 11. Jahrhundert, die. die 
ganze islamische Mittelmeerküste betraf. 
Die islamische Hemisphäre beherrschte 
damals den gesamten Kulturkreis. Sie 
verlor aber augenblicklich die Herrschaft 
über das Meer, als es ihr an Holz zu man
geln begann. Und da gleiche Ursachen 
gleiche Wirkungen haben, büßte die 
christlich-abendländische Mittelmeer
hälfte einige Jahrhunderte später ihrer
seits die Herrschaft über das Mittelmeer 
ein, auf dem hinfort Engländer und Hol- · 
länder maßgebend wurden1• 

Im 19. und beginnenden 20. Jahrhun-

dert begannen dann neben England auch 
Frankreich und begrenzt auch Italien als 
Kolonialmächte auf den Plan zu treten. 
Alle drei teilten sich Nordafrika unter
einander auf, wobei das faschistische Ita
lien versuchte, sich das Mittelmeer als 
"mare nostrum" zu unterwerfen. Über
haupt stellte der mediterrane Faschismus 
den Versuch dar, sich gegen die "libera
le" Überfremdung auf der einen und die 
drohende sozialistische Alternative auf 
der anderen Seite eine eigene reaktionäre 
Identität zu verschaffen. Die Kolonial
herrschaft auf der Südseite des Mittel
meeres konnte z. T. nur in verlustreichen 
Befreiungskriegen abgeschüttelt wer
den, wobei die französische am längsten 
und zwar bis in die sechziger Jahre hin
ein dauerte. Auf der Nordseite hielten 
sich faschistische Reststrukturen bis 
Mitte der 70er Jahre - parallel zu einer 
reichen und originären antifaschisti-· 
sehen Tradition, die vom Titoismus bis 
zur portugiesischen Nelkenrevolution 
reichte. 

Bemerkenswerterweise breitete sich 
im Gefolge dieser Tradition der Euro
ko~unismus und Eurosozialismus der 
70er Jahre in den romanisch-katholi
schen Ländern des Mittelmeerraumes 
aus - mit manchen Verbindungslinien 
zum Titoismus und der Blockfreienbe
wegung, während sich auf der arabischen 
Südseite schon seit längerer Zeit und v.a. 
in den 60er Jahren nationalrevolutionäre 
Bewegungen breit gemacht hatten - dar
unter die laizistische Baath-Bewegung 
( deren verfeindete Erben heute noch in 
Syrien und Irak residieren) und der Nas
serismus (in der Bewegung der Blocks 
freien gewissermaßen das arabische Ge
genstück zum Titoismus). Diese Kräfte 
machten sich dabei häufig die seit dem 
2. Weltkrieg alles überlagernde Konstel
lation des Ost-West-Gegensatzes zunut
ze und versuchten zugleich jenseits da
von, den Eintritt des Mittelmeerraum.es 
in die Mo4eme zu realisieren. -Erinnert 
sei an die Bemühungen des damaligen 
maltesischen Premiers Dom Mintoff, 
der auf dem Höhepunkt dieser Bewe
gungen Mitte der 70er Jahre ihre medi
terrane Verknüpfung anstrebte. 

Heute wissen wir, daß diese Bemü
hungen scheiterten und ihre Gnmdlagen 
schon durch die weltweiten Verände
nmgen unterspült . worden waren. Das 
Erstarken des fundamentalistischen Is
lam in Arabien wie auch der diversen 
ethnisch-religiösen F anatismen auf dem 
Ba.lkan und der bornierten Regionalis
men in vielen "modernen" Mittelmeer-
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anrainem sind sehr unterschiedliche 
Ausdrucksformen dieses vorgängigen 
Scheiterns einer sozialreformerischen 
oder· gar soziafrevolutionär motivierten 
Neuformienmg des · Mittelmeerraumes. 
(Das genaue spiegelbildliche Gegenüber 
besteht übrigens im nahezu bedingungs
losen Anschluß an EU-"Europa": Jen, 
seits davon scheint es nichts mehr zu ge
ben.) Und so bekommt Braudel in ge
wisser Weise recht, wenn er unter den 
Konjunkturen und Gezeiten dauerhafte 
Grundlinien und -strukturen ausfindig 
macht. Politische und gesellschaftliche 
Konflikte schwelen lµufig über lange 
Zeiträume und kaum sichtbar in Gesell
schaften, bevor sie offen ausbrechen 
und sich entladen. F. Braudel drückt es 
so aus, daß "für die Konjunkturge
schichte kurzer Krisen häufig Erklärun
gen in der Strukturgeschichte, der lang
samen Geschichte, gesucht werden 
müssen". Hierfür liefert die Geschichte 
des Mittelmeerraumes zweifelsohne 
mannigfaltige Beispiele, die hier in drei 
sehr unterschiedlichen und zugleich· 
sehr aktuellen Aspekten gebündelt sei
en: 

;.;~.,,!:} 

1. Die Aktualität "bodE1ffljf 
ständiger'' räumlich-öko~ 

gischer Konstellationen 

Vergangenheit und Gegenwart sind 
nicht nur vom Herrschen des Menschen 
über den Menschen, sondern zugleich -
und damit lediglich als andere Seite der 
Medaille - von Gewalt, Kurzatmigkeit 
und Sorglosigkeit gegenüber der Natur 
bestimmt. 3000 Jahre Waldrodung für 
Ackerbau, Viehzucht und Schiffbau ha
ben haben den gesamten Mittelmeer
raum gründlich verändert. Das einstmals 
angenehme, milde Klima ist heute viel
fach zu einem mit monatelanger Trok- . 
kenheit und sehr heißen Sommern ge
worden. Bodenerosion, Steppen- und 
Wüstenbildung bestimmen vielerorts 
das Bild, ein Problem vor allem in Nord
afrika. Hierwird immernoch eine falsche 
Agrarpolitik betrieben, die nicht zuletzt 
auch Auswirkung früherer französischer 
Kolonialpolitik ist. Hinzugekommen ist 
in den letzten Jahrzehnten die teilweise 
gravierende Verschmutzung des Mittel
meeres. Zu den wichtigsten Ursachen 
zählen Schiffahrt, Industrialisierung, 
fehlende Kläranlagen der großen Städte 
und die Flüsse als Kloaken. 

Von besonderer Brisanz aber wird 
knappe_r werdendes Trinkwasser wer-

33 



!I 

MITTELMEER------------------------'----

den. Hiervon ist nicht nur der nordafri
kanische Raum betroffen. UN-Gene
raldsekretär Butros Butros-Ghali wird 
die Feststellung zugeschrieben, daß im 
Nahen und Mittleren Osten Wasser in 
nicht allzu ferner Zukunft kostbarer sei 
als Öl und daß ein künftiger (kriegeri
scher) Konflikt nicht um vager ideolo
gisch-nationaler_ Ziele willen, sondern 
um dieses Gut geführt würde. Potentiel
le Konfliktgebiete dafür liegen im Raum 
Ägypten-Sudan-Äthiopien (Nilwasser) 
und im Krisendreieck Türkei-Syrien
Irak (Euphratwasser), wobei der Sudan 
Ägypten vom lebenswichtigen Njlwas
ser und die Türkei durch riesige Stau
daromvorhaben aro Oberlauf des Eu
phrat Syrien und Irak von dieser Lebens-

• ader abzuschneiden droht. Die Wasser
frage bildete im übrigen einen wichtigen 
Teilaspekt im israelisch-arabischen 
Sechs,. Tage-Krieg von 1967. Die künfti
ge Verteilung des Wassers im Westjord
anland stellte jüngst eine der Schlüssel
fragen in den abgeschlossenen Autono

. mieverhandlungen zwischen PLO und 
Israel dar. 

Vordergrund stehen aber heute eher die 
mörderischen Kontinuitäten auf dem 
Balkan, die nicht zuletzt Ergebnis einer 
über vier Jahrhunderte währenden türki
schen Herrschaft in Bosnien-Herzego
wina und immer wieder durch Groß
machtinteressen angeheizt worden sind. 
Nur durch die historische Leistung Titos 
für ein vereintes Jugoslawien konnte die 
Barbarei für einige Jahrzehnte unterbro
chen werden. Dabei ist nachdrücklich 
darauf zu verweisen, daß der Titoismus 
Ergebnis des erbitterten Karopfes gegen 
die faschistische Barbarei und ihrer 
kroatischen Helfershelfer der Ustascha 
war. Man muß sich gegen die Vorstel
lung wenden, als sei der Titoismus den 
Völkern aufgepropft worden und des
halb zu verurteilen. 

Genausogut könnte man dann ja auch 
das "Risorgimento" bzw. die italienische 
Vereinigung mit Blick auf die völlig un
terschiedlichen Mentalitäten von Sizilia-

Ca; "Aufeinandertreffen 
der Kulturen" muß auch 
so verstanden werden, 
daß darüber Jeweilige 
nationale Klassenver
hältnisse zueinander in 
eine Beziehung gesetzt 
werden. 

Aber: Solche lebensentscheidenden 
Fragen wie die der Verfügbarkeit über 
Wasserresourcen lassen sich auch fried
lich lösen. Warum könnte nicht überdies 
künftig die Solartechnologie einen ge
wichtigen Beitrag =. Entsalzung von 
Meerwasser leisten? Uberhaupt böte die 
breite Nutzung von Sonnenenergie auf
grund der natürlichen Voraussetzungen 
im gesamten Mittelmeergebiet große 
Chancen· für eine dauerhafte Entwick-

. Jung, gerade auch im Hinblick auf das" nern und Lombarden und deren Ligen 
absehbare Schwinden der Ölvorräte. Ge- verurteilen. Der historisch tief in medi
meinsame technische und wirtschaftliche terranen Fragmentierungen wurzelnde 
Projekte könnten zur Grundlage friedli- und kulturell aufgeladene Gegensatz 
eher Zusammenarbeit werden. Der hier zwischen Nord- und Süditalien ist aber 
viel beschworene Aufbruch ins "Solar- zweifellos Teil der kaum überwundenen 
2:"i~lter" kö?I'te auch zu einer Neuposi- Staatskrise in Italien mit ihren großen, 
tiomerung dieser Raumes in der interna- ungelösten wirtschaftlichen und sozialen 

· .tionalen Arbeitsteilung führen, die mit Problemen. Auch manche Aspekte des 
jener "westlichen" Vorstellung bricht, in spanischen Regionalismus beruhen auf 

...... 4e~.·~~Soilne" und "Wasser" im wes"entli- jahrhundertealten Traditionen -- hier wie 
,.:Jhen auf touristische Attraktionen redu- in Italien auch der Gegensatz zwischen 
"zi~ werden. den nördlicher gelegenen Handels- und 

•"• -. · •• • , , · späteren Industriestädten (wie Barcelona 
t·~;;,P!!!!:l:e,1-Jfl:>feChen und San Sebastian) und dem rückständi-

!::1J~~rhunqertealten gen Zentrum und Süden, in dem aber 
-· ,. -, 1 .. · . . wiederum agrarisch-sozialrevolutionäre 
,.,,,,,,!!l, !3n Fr1:1gmen- Elemente vorhanden waren und WO man 
',. ,., '-·• '' · · g~p~-··· '.··:"--- -- h~ute übrigens - nämlich in Andalusien -

... " . .. . ··- .. _____ wieder.stärker auf alte historische Bezie-
. .. ,'i .;19·;.,~-. • ._ 1iun~en zur anderen Seite der Meeres re

kurriert. Es sei angemerkt daß diesen 
-~li~gena)ICh 1U1d, geradeK1as

,,,,.,,.,, ... ,~1J1!~• ._zugi:undeliegen, wie sie 

Gramsci z. B. in seinen Arbeiten Zllf ...... 
"italienischen Frage" schon darstellte. 

Aber: Wäre nicht auch eine Konstel• 
lation denkbar, in der sich Regionen auf
grund ihrer räumlich-historischen Posi
tionierung auch und v.a. als Brücken 
zwischen ihren Nachbarregionen oder 
als Elemente einer bewußten kooperati
ven Arbeitsteilung zwischen den Regio
nen verstehen? Das Tragische besteht ja 
darin, daß Bosnien-Herzegowina für 
eine solche Funktion im Prinzip so her
vorragend geeignet wäre. Daß - wie 
schon angesprochen - in Andalusien ge
wisse Neigungen bestehen, ein schon 
Ewigkeiten zurückliegendes Erbe des 
produktiven Miteinanders unterschied
licher Kulturen zu mobilisieren, ist dem
gegenüber ein unerhört interessanter 
und phantasieanregender Vorgang. Hier 
schwingt gewiß viel "Romantik" mit. 
die durch die Vorgänge in anderen Tei
len des Mittelmeerraumes beschämt 
wird. Aber hier liegt wohl auch die ein
zige Chance, den Regionalismus mit ei
ner Gesarotperspektive für den Raum 
auf eine Art und Weise zu. verbinden, 
die den jahrhundertealten Kontinuitäten 
gerecht wird. 

· 3. Das erneute 
Aufeinandertreffen der 
großen "Kulturkreise" 

Die Konfrontation baut sich immer 
weiter auf, verläuft aber noch eher indi
rekt. Einerseits ist sie vermittelt über die 
Konflikte in Nordafrika, insbesondere 
über die bürgerkriegsähnlichen Zustände 
in Algerien und die Unruhen in Ägypten. 
In ganz Nordafrika erstarkt seit geraumer 
Zeit der lslaro auf seinem alten Kulturbo' 
den. In Algerien ist daraus ein erbitterter 
Bürgerkrieg zwischen Islamisten und 
den Sicherheitskräften des Militärstaates 
geworden, der hier wie auch in anderen 
Ländern mehr oder weniger den "moder
nen" bzw. "westlichen" Standpunkt ver
teidigt (nachdem die "östliche" bzw. "so
zialistische Modeme" als Bezugspunkt 
entfallen ist). Andererseits entwickelt sie 
sich über die Wanderungsbewegungen 
von Süden nach Norden und den "Im
port" der islamisch-orientalischen Kultur 
nach Europa, der dort wiederum auf die 
wachsende Fremdenfeindlichkeit in kri
sengeschüttelten Industrieländern trifft . 

Und an dieser Stelle sei ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß diese Konfron
tationen nur im Kontext jeweiliger Klas- . 
senverhältnisse zu verstehen sind - also 

·~:!l;~~·W!;f'.t;l:'.~z1Ausr1scHE POI.ITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 86, 100s 
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\~hl derjenigen in Algerien wie der
'geil in Frankreich. Man müßte also 

' je-Interessen der modernen algerischen 
<'~Staatsklasse" ebenso unter die Lupe 

;k '\rtebmeri wie die der traditionellen franzö
sischen Arbeiterklasse usw. Möglicher-
·weise würde man zum Ergebnis kom
men, daß die Wirksamkeit des islamisti
schen Populismus in Algeriens subalter
·nen Klassen und der Einfluß des rechts
nationalen Populismus in Frankreichs 

· Unterschichten zueinander in einer pa
radoxen Beziehung stehen, die nicht 
von der gegenwärtig offenkundigen Li
aison der politischen Klassen beider 
Länder zu trennen ist. M.a.W.: Das 
"Aufeinandertreffen der Kulturen" muß 

, auch und gerade so verstanden werden, 
daß darüber jeweilige nationale Klas
senverhältnisse zueinander in eine Be
ziehung gesetzt werden, was freilich im 
großen und ganzen unter der Oberfläche 
verborgen bleibt. 

Gegenwärtig entwickelt die Nato auf 
Betreiben Frankreichs, Italiens und Spa
niens in Abstimmung mit der EU seit 
dem Frühjahr 1995 ihre Politik im Mit
telmeerraum als Antwort auf den erstar
kenden, teilweise terroristisch agieren
den lslaro und die Gefahr der Weiterver
breitung moderner Waffen, insbesonde
re von potentiellen Atomwaffenträgern. 

Gezielt sollen Israel und die prowestlich 
orientierten Staaten Ägypten, Tunesien, 
Marokko und Mauretanien militärstrate
gisch angesprochen und eingebunden 
werden. Es ist abzusehen, daß militäri
sche Strategien im Mittelmeerraum do
minieren werden, wenn die Bereitstel
lung der Finanzmittel für die Wirt
schafts- und Sozialpolitik von falschen 
Vergabekriterien bestimmt sein sollte. Es 
ist zu befürchten, daß dies eintritt, Die 
bisherige Geschichte zeigt, daß ökonomi
sche undaußerökonomischeBeziehungen 
zwischen Staaten in hohem Maße von 

· versteckter bis offener Gewalttätigkeit 
bestimmt sind und im Bedarfsfall das 
Militär zur Problemlösung eingesetzt 
wird. 

Insofern besteht die Gefahr, daß der 
Versuch eines Wiederaufstiegs des Mit
telmeerraumes auch im zweiten Anlauf -
nach dem Scheitern der nachkolonialen 
und nachfaschistischen Bemühungen in 
den 70er Jahren - versandet und er nur als 
Mischung aus cordon sanitaire und mili
tärisch geschütztem Tourismusgebiet 
das 21. Jahrhundert betritt. Es besteht 
deshalb weiterhin die Aufgabe, deri exi
stierenden, beunruhigend langlebigen, 
· andauernden Strukturen und menschli
chen Handlungsmustern in einem müh
seligen Prozeß, ständig von Rückfällen 
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bedroht, Handlungsstrategien und 
Strukturen entgegenzusetzen und durch
zufechten, die von humaner, · sozialer 
und demokratischer Substanz getragen 
sind. Die Linke war es jahrzehntelang 
gewohnt, räumliche Spezifika zugun
sten allgemeiner "kapitalistischer" oder 
"sozialistischer" Strukturmerkmale zu 
vernachlässigen. Sie ist nunmehr gefor
dert, über Jahrhunderte gewachsene hi
storisch-räumliche Anordnungen zur 
Kenntnis, sie dann aber auch für sich in 
Beschlag zu nehmen. 

Denn: Was für den raum- und zivili
sationsüberschreitenden Siegeszug des 
Kapitalismus galt, könnte auch für einen 
Neuaufschwung progressiver Tendenzen 
gelten. Mit Blick auf die Historie wäre es 
somit nicht auszuschließen, daß der Kul
turkreis des Mittelmeers in ferner Zu
kunft wieder zu neuem Leben erwacht 
und von der Peripherie Zentraleuropas 
erneut ins Zentrum rückt und als lebendi
ge und farbenkräftige Dreieckskonfigu
ration euroatlantischer, euroasiatischer 
und afroarabischer Elemente an Aus
strahlungskraft gewinnt. 

1 Femand Braudel, Georg Ouby, Maurice IIY:'.: 
mard: Die Welt des Mittelmeeres, zur Ge~( , 
te und Geographie kultureller Lebensto~,r: 
FischElr Verlag, Frankfurt am Main 1987 ·; '\if'::: · 
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Vom Religionskrieg 
zum friedlichen Ausgleich 

Gegenwart und Zukunft der geistigen Beziehungen 
zwischen islamischer Welt und dem Westen 

Ncht erst seit den Gewaltaktionen 
islamistischer Terroristen in Eu
ropa und Amerika, sondern 

schon seit der Gründung Israels fand im 
westlichen Alltagsverstand eine allmäh
liche Rekonstruktion des aus den Zeiten 
der Kreuzzüge stammenden Feindbildes 
Islam statt. Wenn linke Kritiker dies be
klagen, blenden sie zumeist aus, daß 
auch im islamischen Raum das Feindbild 
Westen gepflegt und mit den Jahren im
mer schärfer akzentuiert wurde. Nicht 
nur der das Pentagon beratende Samuel 
P. Huntington (dessen vulgär-publizisti
sches Sprachrohr in Deutschland Peter 
Scholl-Latour ist) beschwört bereits ei
nen neuen Weltkonflikt zwischen dem 
'demokratischen' Westen und dem an
geblich zur Demokratie unfähigen isla
mischen Raum herauf. Auch der Islamis
mus - der weltweit den Anspruch vertritt, 
der wahre Verwalter des islamischen 
Wertesystems zu sein- sieht diesen Kon
flikt als unausweichlich an und begrün
det ihn mit demselben, wenn auch ge
wendeten Argument: Ein von ihm selbst 
für 'islamisch' erklärtes Wertesystem 
soll gegen die angeblich nur in der christ
lich-jüdischen"Kultur verankerte Demo
kratie in den Heiligen Krieg ziehen. Die 
Scharfinacher beider 'Kulturen' (von Zi
vilisationen mag man in diesem Zusam
menhang noch weniger sprechen) be
scheinigen Sich mit ihreit symmetrischen 
Feindbildkonstruktionen gegenseitig ihre 
Satisfaktionsfähigkeit. 

'Glaubenskrieg' 
als ideologischer Firnis 

reiner Machtpolitik 

den Gebietsansprüchen hatte auch Israel 
seinem Konflikt mit den Arabern die 
Ideologie eines Religionskrieges gege
ben - aus der ein Rückzug heute außeror
dentlich schwierig erscheint. Und mit 
dem seit dem Zusammenbruch des Ost
blocks entstehenden, im Jugoslawien
konflikt bereits deutlich hervortretenden 
antimuslimischen Bündnis der 'christli
chen' Völker scheint die Gefahr einer 
weiteren Eskalation vorgegeben. Sie ist 
um so größer, als sich dieselbe Grundfi-

Der Islam besitzt eher 
als das Judentum und 
die Christenheit eine aus 
den heiligen Quellen ab
leitbare Prädisposition 
für demokratische Bewe
gungsformen der 
Gesellschaft. 

gur auch im Tschetschenienkonflikt wie
dererkennen läßt. 

Die erst im letzten Jahrzehnt einset
zende Demokratiedebatte trägt bei allen 
Konfliktparteien ebenfalls Züge eines 
Glaubenskrieges. Denn entgegen den 
Beteuerungen Huntingtons und der Isla
misten besitzt eher der Islam als das Ju
dentum und die Christenheit eine aus den 
heiligen Quellen ableitbare Prädispositi
on für demokratische Bewegungsformen 
der Gesellschaft. Aber weder bemühen 
sich die Islamisten um die Entfaltung 
dieser demokratischen Prädispositionen, 
noch hat es der Westen bislang für nötig 
befunden, die Demokratiebewegungen 

.. . Nid:iterirt<ler Golfkrieg.sondern be- im islamischen Raum ernst zu nehmen 
.~its .. ..Ue )'ertreibung der Palästinenser oder gar zu unterstützen. Der 'Glaubens

··· "ii:~J:'alästina leitete eine moderne Phase krieg' entpuppt sich als dünner ideologi
•· ·' · · · ::·:·· .· ,;IJl!d;des·HeiligenKrieges· sehe_ t _Firnis reiner Machtpolitik, die von 

-~"··~~1..":,,~ .,. ··~Q:PdBilerlMiiseinenari: .. Seiten des Westens wie zur Zeit der 
. ''-. ~;~Hen linkri~p(en- KrellZZllge vor allem um. die Kontrolle 

i'1 ~, ">""Ml ' /:!,, ..... 1::,:.:.,VonRessciurcen,zentriert ist. Erst jüngst 
---,-iiiidnijfweiiig Jilächdruc:li- daraiifwird 

·· h':' ausführlicher einzug~hen sein -

,. . '. -· 

vdn Sabine Kebir* 

wird von den juristischen Ansprechpart
nern im islamischen Raum auch die Her
stellung demokratischer Mindeststan
dards verlangt. Mit der Etablierung des 
westlich dominierten Weltmarkts, aber 
auch durch die im Golfkrieg von beiden 
Seiten benutzten Waffensysteme, be
"ginnt der juristische und mil_itärische Be
sitz von Territorien an Bedeutung zu ver
lieren. Allein aus diesem Grunde kann 
sich das 'Christentum' - als bisheriger 
Sieger im Ressourcenstreit - aus dem 
Streit um die Besitzrechte an der heiligen 
Stadt Jerusalem heute vornehm heraus
halten. 

lslamismus oder 
demokratische und 
soziale Entwicklung 

Der eigentliche Konflikt zwischen 
Okzident und Orient wird dem Alltags
verstand zwar als Wertekonflikt darge
stellt, ist aber relativ leicht als ökonomi
scher Konflikt erkennbar. Nachdem Ende 
dervomOstblockinspiriertenExperimen
te ökonomischer Unabhängigkeit müssen 
die Eliten der islamischen Welt ihre eige
ne Rolle in der nun weltweit freien 
Marktwirtschaft neu definieren - dies ist 
der Hintergrund des im letzten Jahrzehnt 
anwachsenden Phänomens des Islamis
mus. Dem objektiv vorgegebenen Welt
system gegenüber bestehen kaum Spiel
räume. Diese scheinen nur noch durch 
die Aufstellung bestimmter ordnungspo
litischer Regeln nach innen erschließbar 
zu sein: eine Festigung der sich vieler:orts 
bereits in Auflösung befindlichen sozia
len Hierarchien sowie des möglichst um
fassenden Ausschlusses der Frauen von 
der Erwerbsarbeit. Diese Ziele lassen 
sich mit demokratischen Spielregeln 
nicht vereinbaren. Daher rührt die eigen
artige Ambivalenz des Islamismus: er hat 
keine Schwierigkeiten, das Prinzip der 
westlich geführten Marktwirtschaft anzu
erkennen, will den eigenen Völkern aber 
die Faimisbedingungen der juristischen 
Gleichheit und der freien politischen und 
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gewerkschaftlichen Organisationsfor-
men vorenthalten. 

Die überall in der islamischen Welt 
entstandenen aufgeklärten Schichten 
regieren auf diese Entwicklung mit 
Demokratiebewegungen. Bei den unauf
geklärten Massen kann sich der Islamis
mus dagegen vielerorts noch als neue Be
freiungsbewegung durchsetzen, die mit 
der Verwirklichung ihrer Definition von 
islamischer Gesellschaft demagogisch 
ökonomischen Fortschritt verheißt. In 
Prozessen faschistoider Massenmanipu
lation wird die Demokratie und Liberali
tät des Westens zwar denunziert, in 
Wirklichkeit aber vor allem gegen die ei
genen Demokratiebewegungen mobili, 
siert. Und auch die in diesen Prozessen 
organisierte Gewalt richtet sich in erster 
Linie gegen _die eigenen Demokratiebe
wegungen. In F:onn von Terrorismus er
reicht sie zuweilen aber auch die westli
che Welt und scheint das ideologische 
Bild des von seiner Natur her gewalttäti
gen Islam zu bestätigen. 

Auch unter der Annahme, ·daß ange
sichts der gegenwärtigen Machtkonstel
lationen weder innerhalb der islamischen 
Gesellschaften noch zwischen Okzident 
und Orient die-rasche Herstellung ökono
mischer Gerechtigkeit oder auch nur öko
nomischer Vernunft möglich ist, macht 
die Dekonstruktion der ideologischen 
Seite des Konflikts Sinn. Ihr Ziel muß die 
Stärkung der demokratischen Potentiale 
aufbeiden Seiten sowie die Errichtung 
intemationalerBündnissedemokratischer -
Bewegungen sein. freilich reicht das Be
mühen um die Ausweitung demokrati
scher Bewegungsformen allein nicht aus, 
es muß mit dem Bemühen schrittweiser 
Verbesserung der Lebensverhältnisse in 
der islamischen Welt deutlich verbunden 
sein: Die sich universell durchsetzenden 
Marktbeziehungen können nur dann so
zial ausgestaltet werden, wenn.in den mus
limischen Ländern einerseits und zwi
schen ihnen und dem Westen ein 'Ver
handlungskrieg' um Ausmaß und Charak-

, ter der Marktbeziehungen zustande
kommt. Der ök<momische Inhalt dieses 
Verhandlungskrieges wären die Begren
zungen.die dem Welthandelsliberalismus 

... c;c,. __ aufzuerlegensind,damitdie muslimischen 
· · Länderüberhauptersteinen Spielraum zur 
·J •: Errichtung sozialer Marktwirtschaften er
•'.> langen. Der von mir mit vielen Skrupeln 
:;;: •- · · gewählteBegriffdes Verhandlungskrieges 

: <:;;J,; _ ., soll einerseits auf das enorme Gewicht 
';~•:'", : des Konfliktpotentials verweisen, zum 

.... anderen aber die Perspektive von der Ge
walt zum Politischen hin verlagern. 

islamische Zugänge 
zur Demokratie 

Im Westen, aber auch in der ehemali
gen Sozjetunion wurde der Islam oft als 
Basis einer stagnierenden Kultur darge
stellt, die Aufklärung, Fortschrittsprinzip 
und Modeme nur von außen empfangen 
konnte und unfähig blieb, diese Werte 
kreativ umzusetzen. Dieses Argument ist 
historisch leicht zu entkräften, da im Mit
telalter Aufklärung und Innovationsgeist 
eher im islamischen als im christlichen 
Kulturraum anzutreffen waren. Damals 
war auch die aufgeklärte jüdische Philo
sophie mit dem arabischen und nicht mit 
dem christlichen Denken verbunden. 
Weil die modernen Formen der Demo
kratie aber wiederum im christlichen 
Raum entstanden und in der islamischen 
Welt bislang weniger historische Kon, 
kretisierung erfahren haben, will ich 
mich hier mit dem westlichen Vorwurf 
der prinzipiellen Demokratieunfähigkeit 
des Islam auseinandersetzen, die - wie 
oben bereits angedeutet - vom modernen 
Islamismus implizit und explizit bestätigt 
zu werden scheint. Der Westen wieder
um blendet historisch seine Kolonisie
rung der islamischen Welten aus: weder 
der englische noch der französische Im
perialismus, der 'zu Hause' die allmähli
che Entwicklung von Demokratie zuließ, 
etablierte für 'seine' Muslime in den Ko
lonien allgemeines Wahlrecht oder Asso
ziationsfreiheit. So konnten die islami
schen Völker in den letzten Jahrhunder_
ten weder eigene Formen von Demokra
tie entwickeln noch am entstehenden 
Modell der westlichen Demokratie parti
zipieren. 

Die islamische Dogmatik enthält aber 
zumindest zwei mögliche Quellen zur 
Demokratie, die theoretisch auch prakti
zierenden Muslimen den Zugang zu ihr 
eröffnen können. Zunächst wäre hier der 
radikale Monotheismus zu nennen, der 
jeglichen Übergang des Göttlichen auf 
den Menschen ausschließt: auch der Pro
phet war ganz Mensch. (Aus diesem 
Grunde herrscht auch Unsicherheit um 
die korrekte Wiedergabe einiger Verse 
der von ihm empfangenen und mündlich 
weitergegebenen Offenbarung.) Weder 
ein einzelner_ Mensch noch eine Men
schengruppe darf sich deshalb nach isla
mischer Dogmatik vollends im Besitz 
der göttlichen Wahrheit fühlen. Dieser 
kann man sich nur durch Studium und In
terpretation annähern, das Ergebnis muß 
vom Prinzip her aber offen und damit 
auch revidierbar bleiben. 
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Historisch haben sich islamische 
Herrscher - nicht anders als Papst und 
Kaiser im christlichen Mittelalter sowie 
moderne Diktatoren - aber oft als Allein
verwalter des göttlichen Willens, bezie
hungsweise absoluter Vernunft, darge
stellt. Und die modernen Demagogen des 
Islamismus behaupten, den göttlichen 
Weltplan nicht nur zu kennen, sondern 
auch politisch durchsetzen zu können. 
Ayatollah Mesbah Y azdi aus dem Iran 
nimmt die absolute Souveränität Gottes 
zum Argument, um die Menschen auf die 
Einhaltung der im Koran fixierten Geset
ze zu verpflichten. Dabei setzt er als 
selbstverständlich voraus, daß Rechtsge
lehrte und Regierung diese Gesetze hun
dertprozentig verstehen und korrekt in 
die Praxis umsetzen können. Nassir EI
Din El Assad, Menschenrechtsphilosoph 
aus Jordanien erschließt aus der absolu
ten Souveränität Gottes dagegen gerade
zu eine Verpflichtung der Muslime zur 
Errichtung einer alle einschließenden de
mokratischen Kultur. Er verweist darauf, 
daß selbst der Prophet seine weltliche 
Autorität nicht von Gott empfangen 
habe, sondern sie mehrmals durch Treµe, 
schwüre seiner Anhänger - übrigens auch' 
der Frauen - bekräftigen lassen ,'.; 
Wenn in der späteI"en muslimisch~: .. ,.~\;. 
schichte Demokratie kaum institutioniili
siert gewesen sei, stünde die Religion 
dennoch dem demokratischen Prinzip 
keineswegs entgegen, sondern fordere es 
geradezu heraus. 1 

Der Umgang 
mit Minderheiten 

Ein weiterer Bestandteil islamischer 
Dogmatik, der den Muslimen die Errich
tung moderner Demokratien erleichtern 
kann, sind die Gesetze des Minderheiten
schutzes. Während der Westen bis ins 
16. Jahrhundert keinen institutionalisier
ten Minderheitenschutz kannte und Men
schengruppen, die sich der Jl.eligion der 
Herrscher nicht anschließen wollten, ver
nichtete oder zur Umsiedlung zwang,. 
enthält bereits der Koran ein System des 
Schutzes von Minderheiten. Er gibt.ih
nen zwar ein niedrigeres Rechtsstatut als 
den Muslimen, garantiert aber die kol
lektive Ausübung von Religion, Sprache, 
Schrift und Bräuchen. Nicht fixiert sind 
freilich die individuellen Freiheitsrechte. 

Der Westen hat versucht, die Minder
heitenfrage durch Assimilation und die 
Anerkennung der Individualrechte zu lö
sen. Im konsensual organisierten Natio
nalstaat besteht aber die Tendenz, daß 
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die Interessen der Mehrheiten die der 
Minderheiten erdrücken. Eine Verbin
dung des westlichen Prinzips der Rechts
gleichheit der Individuen mit dem islami
schen Prinzip kollektiv wahrnehmbarer 
Minderheitenrechte brächte beiden Kul
turen einen echten demokratischen Fort
schritt. Hier liegen auch die Anknüp
fungspunkte, die dem nach Francos Tod 
demokratisierten Spanien die fortschrei
tende Aneignung des andalusischen Er
bes möglich gemacht haben. 

Der Minderheitenschutz, der auf der 
Anerkennung von christlichem und jüdi
schem Glauben als Vorformen des eige
nen Glaubens durch die Muslime beruht, 
ist in den Glanzepochen der islamischen 
Zivilisationen auch historisch zum Tra
gen gekommen. Er hat Christen und J u
den bereits im Mittelalter den Zugang zu 
hohen Staatsämtern ermöglicht - eine 
Praxis, die bis heute in Ländern wie Syri
en, dem Irak, aber auch in Ägypten und 
unter Palästinensern weiter besteht. Al
lerdings lassen sich aus der alten und der 
jüngeren Geschichte auch viele Beispiele 
der Verfolgung und Ausmerzung von 
Minderheiten durch islamisc_he Regimes 
aufzählen. Auch die seit zwei Jahren be
stehende ultimative Aufforderung der is
lamistischen Guerilla in Algerien, daß 
alle Ausländer das Land zu verlassen hät
ten und die zahlreichen dort an Auslän
dern verübten Morde stehen zwar in ge
wissen historischen Traditionen, aber im 
Gegensatz zur islamischen Dogmatik. 

heutigen Islamisten und sich teilweise 
auch in stiller Opposition zu den Regie

. renden befunden haben mögen. 
Daß ihr Einfluß im Zuge der sozialen 

Korrosion schwand und durch den einer 
neuen, islamistischen Geistlichkeit er
setzt wurde, beruhte freilich auch auf 
massiven externen Einflüssen. In stiller 
oder auch offener Komplizenschaft mit 
dem Westen gewannen die finanzstar
ken, aber erzkonservativen Regimes am 
Golf enormes Gewicht sowohl im asiati
schen als auch im afrikanischen Islam. 
Daher wurden die absehbaren sozialen 
Rebellionen bald weder von linken noch 
von demokratischen Kräften angeführt, 
sondern von islamistischen Tendertzen. 
Diese traten freilich selten als Verfechter 
offener Machterweiterung der Golfstaa' 
ten auf, deren Regimes in der islami
schen Welt zutiefst unbeliebi sind. Die 
von den Golfstaaten weltweit an die reli
giösen Assoziationen vergebenen Gelder 
kamen und kommen eher dem politi-

Der eigentliche Konflikt 
zwischen Okzident und 
Orient wird als Werte
konflikt dargestellt. ist 
aber als ökonomischer 
Konflikt erkennbar. 

sehen Comeback von Überresten der al-
Aufstieg des lslamismus ten Feudalklassen zugute. Diese wieder-

um konnten es sich politisch nicht lei
Natürlich steht die Frage, weshalb die sten, selbst die Führung zu übernehmen, 

· zur Toleranz verpflichtete islamische sondern überließen die politische Bühne 
Dogmatik sich gegenwärtig so wenig Ge- Sozialrebellen. Obwohl ihr Diskurs ganz 
hör verschafft und weshalb vielmehr der in der Religion verwurzelt zu sein schien, 
intolerante, einen neuen Totalitarismus waren die „Gründer und Ideologen des 
heraufbeschwörende Islamismus die Islamismus zwar immer fromme Musli
Meinungsführerschaft an sich gerissen zu me, meistens jedoch nicht Geistliche, die 
haben scheint. Dazu ist zu sagen, daß die eine traditionelle islamische Ausbildung 
nach der juristischen Unabhängigkeit der hinter sich hatten. (Der Ägypter) Hassan 
islamischen Länder an die Macht gekom, al-Banna war Lehrer in Staatsdiensten, 
menen Regimes in der Regel Einpartei- (der Pakistaner) Maududi Journalist, 
ensysteme oder Scheinparlamente er- ebenso ( der Ägypter) Sayyid Qutb. (Der 
richteten und die islamischen Rechtsge- Algerier) Abassi Madani war Lehrer und 
lehrten für den Erhalt dieser Systeme in- Doktor in den Erziehungswissenschaften 
strumentalisierten. Diese scheiterten in der Universität London, der Tunesier 

, der Aüseinandersetzung mit Israel und Ghanuschi Philosophieprofessor an 
' dem Wisten nicht nur militärisch son- staatlichen Gymnasien, Hassan at-Turabi 

· . 'dem eben aucff ökonomisch. Mii ihrer D kt d 
, •··• • ·~•zµnebmenden, ·. Delegitimierung .··· sank P~s~~u~rd~rn~~~~~~e;~~~~~~~~ ~~ 
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~."'?~~haftlichen Fakultäten .. ,. Es han-
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delt sich jedenfalls um Menschen, die 
nicht die ganze Komplexität der Gottes
wissenschaften des Islams überschauen 
oder gar beherrschen. "2 

Bei der sogenannten Reislamisierung 
geht es vor allem um die Zurückdrän
gung der nach der Unabhängigkeit er
richteten gesellschaftlichen Solidarsyste
me und der mittlerweile auch in der isla
mischen Welt aufgekeimten republikani
schen Werte. Diese relativ jungen, zu-. 
meist auch nur in Ansätzen errichteten 
gesellschaftlichen Solidarsysteme wie 
Krankenkassen und Rentensystem verlo
ren wegen der wachsenden Finanznot 
rasch wieder an Bedeutung und wurden 
durch die von den Golfstaaten errnög-· 
lichten karitativen Werke der Moscheen 
ersetzt. Und diese paradigmatische 
Schwächung gesellschaftlicher Vernet
zungen und individueller Autonomie 
volizog sich auch in der Familie. Das 
Wachstum des Arbeitsmarktes blieb hin
ter dem Bevölkerungswachstum weit zu
rück: der Clan mit seiner patriarchal
hierarchischen Struktur wurde wieder 
zum wesentlichen Garanten individuel
len Existierens. 

Kernfrage 
Frauenemanzipation 

Solche Lebensrealitäten waren Hin
tergrund und zugleich Motor der Reisla
misierung, deren ideologisches Haupt
kampffeld nicht zufällig die Frage der -
im Westen meist kulturalistisch interpre
tierten - Frauenemanzipation ist. In 
Wirklichkeit geht es um die Zurückwei
sung des Anspruchs der Frauen auf 
gleichberechtigten Zugang zum Arbeits- . 
markt, der von der zunehmenden Zahlar
beitsloser junger Männer als unerträgli
che Konkurrenz empfunden wird. Im Ge
genzug erklären die Frauen- und Demo
kratiebewegungen den Kampf um die 
umfassende Gleichberechtigung der 
Frauen zur Kernfrage der Demokratisie
rung in der islamischen Welt überhaupt. 
Gerade in der Frage der Position der 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt ist aber 
auch die strukturelle Verwandschaft der 
gesellschaftlichen und ökonomischen 
Grundprobleme in Orient und Okzident 
nachzuvollziehen. Und hinter den so
wohl mit negativen als auch mit positiven 
Vorzeichen betriebenen kulturalistischen 
Ideologisierungen dieser Vorgänge ist 
eine weltweite fundamentalistische Of
fensive des Patriarchats zu erkennen. 

Wie viel die Errichtung multikulturel
ler demokratischer Perspektiven zu .lei-

sten hätte, wird ersichtlich, wenn man 
sich das Bild vergegenwärtigt, das der 
Westen heute den großen Mehrheiten im 
islamischen Raum von sich selbst ver
mittelt. Neben seiner vielerorts offen zu 
Tage liegenden ökonomischen und mili
tärischen Herrschaft gaukelt das Fernse
hen eine scheinbar entproblematisierte 
Welt des Konsums und der hedonisti
schen Vergnügungen vor. Daß die hier 
dargebotene Rolle der Frau von den Isla
misten leicht zur Verteufelung des We
stens - und der Liberalisierung überhaupt 
- instrumentalisiert werden kann, liegt 
ebenfalls auf der Hand. 

Nicht erst mittelfristig, sondern schon 
heute schadet es den islamischen Gesell
schaften und dem Westen, daß dieser 
sich der anderen Welt nur militärisch und 
medienpolitisch als Hyperkonsumgesell
schaft präsentiert, die republikanischen 
Werte aber höchstens verbal, selten aktiv 
vertritt. 

Der 
Nahost-Friedensprozeß 
Daß es für ein Umkehren dieser Ten

denz schnell zu spät sein kann, zeigen die 

DaB es einen »Fall Heidegger«, aber kelnet1 
»Fall Godamer« gab, liegt auch an dem, was 

man den »Fall Bundesrepublik« nennen könnte 

Gadamer scheint über jeden Verdacht na~ 
zistischer Kompromittierung erhaben: als 
politisch Unbescholtener 1945 von den 
Sowjets zum Rektor der Universität Leip
zig ernannt und heute von der FAZ als 
»erlolgreichster Philosoph der Bundesre
publik« gefeiert ... aber sein Wirken war 
auch ein Mitwirken. 

unsicheren Erfolgsaussichten des Frie
densprozesses im Nahen Osten. Die 
Rücknahme der von Israel betriebenen 
und vom Westen viel zu lange gestützten 
Politik religiös begründeter Landnahme 
ist einem Großteil der eigenen Bevölke
rung unverständlich. Und im palästinen
sischen Lager hat diese Politik das An
wachsen spiegelbildlicher Vorstellungen 
gestärkt, die ebenfalls von einem religiös 
begründeten Besitzrecht auf den gesam
ten Landstrich ausgehen. Obwohl sie die 
einzig realistische Aussicht auf Frieden 
bringt, scheint die von Perez und Rabin 
auf der einen und von Arafat auf der an
deren Seite eingeleitete Wende für zu 
viele Menschen einen unakzeptablen 
Kompromißcharakter zu tragen." Insbe
sondere die palästinensische Seite muß -
im Interesse eines zukünftig vielleicht 
möglichen allmählichen Ausgleichs - alle 
Vorstellungen einer gerechten Lösung 
im eigenen Lager zunächst enttäuschen. 

In Bezugnahme auf das hier ange" 
sprochene Demokratieproblem sei je
doch hinzugefügt, daß gerade dieser 
Friedensprozeß vor allem durch geduldi
ge Aktivität demokratischer Kräfte auf 

Cyborgs oder Monster? Die Folgen der 
technowissenschahllchen 

Forschung sind nicht absehbar 

Immer neue Publikationen verkünden Heils
botschaften einer besseren Welt oder 
malen deren Horrorvisionen. Donna Ha
raway schreibt über immer »befremdliche
re« Forschungsergebnisse zum Thema 
»Was der Mensch alles kann« und über die 
Faszination und die Angst vor den Folgen 
technowissenschaftJicher Forschung. 
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beiden Seiten vorbereitet worden ist. Der 
von deutschen Linken oft verächtlich ge
brauchte oder ganz abgelehnte Begriff 
der Zivilgesellschaft muß hier erwähnt 
werden. Die wenigen geistigen Brücken, 
die zwischen Juden und Palästinensern 
heute existieren, sind von israelischen 
und palästinensischen Assoziationen und 
in ihrem Umkreis tätigen Künstlern und 
Intellektuellen errichtet worden. Und 
schließlich ist auf folgende Dialektik der 
Geschichte hinzuweisen: ausgerechnet 
die israelische Besatzung versetzte die 
palästinensische Gesellschaft in die 
Lage, von umfassenderen Assoziations
rechten profitieren zu können als sie in 
der islamischen Welt bislang herrschten. 
Daß die Bildung einer palästinensischen 
Zivilgesellschaft der Bildung des Staates 
historisch vorausging, könnte eine Zu
kunftshoffnung darstellen. 

1 Ayatollah Mesb_ah Yazdi: Die Grundlagen der 
Menschenrechte aus der Sicht des Westens und 
des Islam, Nassir EI-Oin EI-Assad: Politik auf der 
Grundlage göttlicher Autorität, in: Menschenbil
der, Menschenrechte. Islam und Okzident: Kul
turen im Konflikt, Zürich 1994. 

2 Arnold Hottinger: Islamischer Fundamerltalis
mus, Paderborn, München 1993, S.30. 

Mil d.er Postmoderne gingen alle Sicherheiten 
über Bord und alle Prinzipien, nach denen im 
Westen gelebt wurde, gerieten In die Krise 

Bauman untersucht die philosophischen, 
soziologischen und politischen 'Wurze!n 
der Postmoderhe, diskutiert die Rolle der 
Intellektuellen in einer.Welt schwindender 
SelbstVerständlichkeiten und analysiert den 
Zusammenbruch der ~,,. 
kommunistischen A 
Staaten. A~~P.! 

-------------------------------------
Bestellabschnitt 

__ Ex. "Platonische Gewalt" 

__ Ex. "Monströse Versprechen" 

__ Ex. "Ansichten der Postmod.erne" 
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Das Mittelmeer - eine Randnotiz 
der europäischen Politik? 

Mttelmeerpolitik ist zum Thema 
geworden in Europa. Der EU
Gipfel in Essen 1994 hat auf 

Wunsch der EU-Mittelmeer-Amainer 
das Engagement im Mittelmeei'.raum auf 
die Tagesordnung gesetzt und damit ne
ben Mittel- und Osteuropa (MOE) eine 
zweite Region besonderen Intel'esses de
finiert. Damit scheint zunächst eimnal 
für die Gemeinsame Außen- und Sicher
heitspolitik (GASP) der EU eine Kom
promißlinie gefunden worden zu sein. 
Während die Bundesrepublik, Öster
reich und die skandinavischen Staaten 
an einer engeren Kooperation mit den 
MOE-Staaten interessiert sind, legen die 
südlichen EU-Mitglieder ihr Augen
merk auf die nordafrikanischen und nah
östlichen Staaten. 

Besonders spiegelt sich dieser Ge
gensatz in der deutsch-französischen 
Achse innerhalb der EU wieder. Die 
Bundesregierung sieht die kommenden 
Absatzmärkte im Osten. Das niedrige 
Lohnniveau und die niedrigen Umwelt
und Sozialstandards lassen MOE in die 
Standortkonkurrenz mit der Bundesre
publik treten. Viele Unternehmen nut
zen diese Gelegenheit, ihre Produktion 
ganz oder teilweise auszulagern. Neben 
diesen unmittelbaren ökonomischen 
Fragestellungen spielen aber auch eine 
Reihe sicherheitspolitischer Überlegun
gen eine Rolle. Die Osterweiterung der 
NATO, der Aufbau einer neuen Grenzli
nie hin zu Rußland und den Staaten der 
GUS, steht dabei im Zentrum der Über
legungen. Die französische Regierung 
steht dem relativ gelassen ·gegenüber. 
Die Osterweiterung der NATO ist kein 
prioritäres Thema ihrer Außenpolitik. 

Krisenerscheinungen im 
Mittelmeerraum 

per. Mtttelmeerraum ist in den ver
,: __ -- -~~...Lien· Jahrtausenden· immer. ein 

• J' . "''.~e -derlrulfürellen-Ei:itwicklting geC 
~- ·· . :-füs·Zl!tD.c13eginn·derKolonialzeit · 

· ' .· !~~hneer.illl Zentrum.der 

europäischen Zivilisation. Erst mit der 
territorialen Expansion europäischer 
Mächte auf neue Kontinente verlor das 
Mittelmeer die Bedeutung als Handels
zentrum. Mit dem Einsetzen der ersten 
industriellen Revolution wurden dann 
insbesondere. die südlichen Anrainer
staaten von der sozialen und ökonomi
schen Entwicklung in Europa abge
hängt. Heute stellt sich das Mittelmeer 
als eine unterentwickelte Region da, de
ren südliche und östliche (ausgenom
men Israel) Antainer sogenannte Dritt
weltländer sind. Ökonomisch wie ökolo
gisch wird diese Region bis auf das letz
te ausgebeutet. So ist das Mittelmeer. ne
ben der Ostsee das am meisten ver
schmutzte Meer weltweit. 

Dies produziert eine Vielzahl Krisen 
in der Region. Gelang es im Zuge der 
Demokratisierungsprozesse vieler euro
päischer Amainer in den 70er und 80er 
Jahren (Griechenland, Spanien, Portu-· 
gal), diese - mit Abstrichen - an der eu
ropäischen Entwicklung teilhaben zu 
lassen, so ist dies heute schon für die 
Staaten des ehemaligen Jugoslawien 
nicht mehr der Fall. Hier weiß sich „Eu
ropa" nur noch mit der Renationalisie
rung und Militarisierung der eigenen 
Außenpolitik zu helfen, statt rechtzeitig 
durc~ gezielte Unterstützungsleistungen 
den Angsten vor sozialer Deklassierung 
in Jugoslawien entgegenzutreten. Weite
re Krisenherde schließen sich direkt an 
den Balk_an an: Türkei-Kurdistan, Naher 
Osten, Agypten', Algerien, Marnkko/ 
Westsahara2• Überall spielen die in Eu
ropa gefürchteten religös-islamistischen 
Bewegungen eine wichtige Rolle, doch 
sind sie auch aller Orten eine Folge der 
sozialen Unzufriedenheit sowie der öko
nomischen und gesellschaftlichen Per
spektivlosigkeit gerade der jungen Ge
neration. 

Das mediterrane 
,,Sicherheitsproblem" 

der Europäer ···. ,,o.:,,;;;;;sfo~f;:~:;~:~r:;·.:~.:.:.:::;;L~~~---
. In der Mittelriieertegion treffen un- · 

,, :_terschiedliche ökonomische und gesell-
r,,,.i:, ,i. ;a ; · 

von Heiko Kretschmer* 

schaftliche Strukturen aufeinander. Die 
religiösen und kulturellen Hintergründe 
sind sehr unterschiedlich. Die sozialen 
Realitäten klaffen erheblich auseinan
der. Dabei erweist sich nicht nur das so
ziale Wohlstandsgefälle zwischen Nord
und Südanrainern, sondern auch inner
halb der einzelnen Gesellschaften als so
zialer Sprengstoff. Gerade in den arabi
schen Ländern ist die Scher~ zwischen 
arm und reich besonders grnß. Die dar
aus resultierenden Spannungen und Mi
grationsbewegungen werden in der Fe
stung Europa als Bedrohung wahrge
nommen. 

Samuel Huntington, immerhin einer 
der wichtigsten außenpolitischen Bera
ter der letzten republikanischen US-Prä
sidenten, versuchte daraus gar einen 
"Clash of Civilizations" zu konstruieren. 
Huntington skizziert sieben verschiede
ne Zivilisationen, die weltweit um Vor
herrschaft ringen. Insbesondere entlang 
der Grenzen zwischen diesen Zivilisa
tionen sieht er große Konfliktpotentiale. 
Seiner Weltkarte folgend treffen· am 
Mittelmeer die ( christlich-)westliche (Is
rael umschließende), die slawisch-or
thodoxe und die islamische Zivilisation 
aufeinander. Da einzig die westliche Le
bensweise ein entsprechend entwickel
tes Wertesystem habe und ökonomisch 
leistungsfähig sei, stelle diese Konstella
tion ein erhebliches Bedrohungspotenti
al dar, das sich auf im ehemaligen Jugo
slawien und im Nahen Osten bereits 
kriegerisch entladen habe. Obwohl sol
che Sichtweisen den Charakter einer 
self-fulfilling prophecy haben und ledig
lich neue Feindbilder produzieren, 
herrscht offenkundig genau diese Pro
blemsicht innerhalb der EU vor. 

Die europäischen Regierungen haben 
den mediterranen Raum völlig auf si
cherheitspolitische Überlegungen redu
ziert. Ziel ist es, den Einfluß islamisti
scher Kräfte notfalls gewalttätig zurück
zudrängen und die Migration aus den 
südlichen Anrainerstaaten des Mittel
meeres zu reduzieren. Dabei spielen so
zial- und wirtschaftspolitische Gründe 
weniger eine Rolle. Zynische, aber.wohl 
zutreffende Kommentare stellen fest, 
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daß das 10 Mrd. Ecu-Programm der EU 
. für den Mittelmeerraum nur ausreiche, 
um die Eliten der betreffenden Staaten 
zu bestechen, damit diese die europäi
sche Politik unterstützen. Bereits seit 

· den 80er Jahren versuchen eben jene 
Eliten durch moderate, aber kontrollierte 
Transformationsprozesse (beschränkte 
Demokratisierung, Aufbau bestimmter 
zivilgesellschaftlicher Institutionen, Pri
vatisierung etc.) den notwendigen Wan
del in ihren Staaten nur soweit zuzulas
sen, als er ihre Machtpositionen nicht 
schwächt. Die Vorhaben der EU werden 
letztlich diesen Prozeß untermauern und 
damit eine Demokratisierung und Ent
wicklung der entsprechenden Gesell
schaften nicht voranbringen. 

Besonders deutlich wird dies gegen
wärtig an der französischen Politik. Die 

. Übernahme der Macht durch die.algeri
schen Militärs und der andauernde Bür
gerkrieg der Regierung gegen das eige
ne Volk haben aus dem algerischen Pul
verfaß eine Bühne der Gewalt gemacht. 
Frankreich ist nicht erst mit der Serie 
von Terroranschlägen in diesen Konflikt 
involviert worden. Die französische Au
ßenpolitik unterstützt die algerische Re
gierung direkt. Die Angst vor den Isla
misten treibt Frankreich immer tiefer in 
die Unterstützung des staatlichen Ter-

- · rors in Algier. Ganz offen wird dabei 
eingestanden, daß sich die französische 
Regierung erhofft, mittels repressiver 
Instrumente die Islamisten von der 
Macht abhalten zu können. Darin 
schwingt die Hoffnung mit, daß sich ir
gendwann die ökonomische Lage ver
bessern wird und damit auch der Druck 
in Algerien geringer wird. Diese Strate
gie ist allerdings schon in Ägypten ge
scheitert. Eine Politik, die die Islamisten 
in das parlamentarische System einzu
binden versucht, kann viel eher errei
chen, daß sich die gemäßigten Kräfte in-

- nerhalb der islamistischen Bewegungen 
-.:. durchsetzen. Der vom König kontrol-

lierte Parlamentarismus in Jordanien hat 
genau dies erreicht. Die Initiative von 
Rom, in der sich alle politischen Opposi
tionskräfte Algeriens zusammenfanden, 
wurde dennoch in Europa nicht aufge
griffen. Dabei bekennt sich darin sogar 

:, die islamistische FIS zu demokratischen 
::Grundprinzipien und Meinungsfreiheit. 
· Die EU mischt sich in eine Region 
: ~in. die bislang als unkontrollierte 
l}.andlungszone der ehemaligen Koloni

;\ilmächte (Frankreich, Spanien/Portugal 
.is:"1 Nordafrika sowie Frankreich Groß
" ·;:·~ien im Nahen Osten) unl stärker 

noch der USA (v.a. im Nahen Osten) 
galt. Im. Nahen Osten war es über Jahr
zehnte hinweg sogar ein wesentlicher 
B~standt~il der europäischen Außenpo
htiken, sich der US-Politik nach- und 
unterzuordnen; eine Tatsache, die die 
Stellung Israels in der Region erheblich 
stärkte. So waren es denn auch die arabi
schen Staaten, die wiederholt versuch
ten, Europas Engagement einzufordern. 
Versuche der maltesischen Sozialisti
schen Arbeiterpartei, spezielle Institu
tionen des Mittelmeerraumes zu etablie
ren, stießen in diesem Kontext auch auf 
wenig Resonanz. 

MITIELMEER 

Erst als sich Mitte der achtziger Jahre 
die europäische Öffentlichkeit mehr und 
mehr des Ökologie-Themas annahm, 
wurde die Region wieder in das Bewußt
sein einiger gerufen. Die erste Umwelt
konferenz in Athen war die erste Veran
staltung, an der alle Anrainerstaaten 
(arabische Staaten und Israel) teilnah
men. 1990 unternahm dann Spanien ei
nen weiteren Vorstoß, eine lnstitutio.na
lisierung der Region voranzubringen 
und gleichzeitig in der Zeit des Um
bruchs und der Veränderung strategi
scher Interessenlagen in der Region 
neue politische Prozesse in Gang zu set-
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ZEITSCHRIFT MARXISTI
SCHE ERNEUERUNG 

6. Jahrgang, Nr. 24, 
Dezember 1995, 200 Seiten 

Schwerpunkt: 
, 

Klassen und Klassentheorie 
heute (1) 
Neubert - Macht und Klassen/ 
Kergoat - Klassenkampf/Dähne -
Sozialstruktur Ostdeutschlands 

Marx und Engels 

Gutierrez - Differenzen? /Griese -
Naturwissenschaften/ Fomet
Betancourt - Positivismus und 
Marxismus in Lateinamerika 

Und: Seppmann - Historisch
kritisches Wörterbuch des Mar
xismus/Förster - Aufklärungs
philosophie /Sylver - Imperialis
mustheorie/Bleiber - Nationale 
Frage/Frech - Arbeitszeit
verkürzung 

Unke Politikansätze in D.: 
Wehr - Lage der SPD/Hüttner -
Autonome 

Dazu: Tagungsberichte aus Paris, 
Wuppertal, Frankfurt/M. und 40 
Seiten Buchbesprechungen zu 
Sozialstrukturanalysen, Faschis~ 
mus, Deutsche Bank, Kritische 
Theorie, Umweltforschung, Prag 
68 und Wende-Analysen 

-------------------------------------

zen. Felipe Gonzalez unterbreitete den 
Vorschlag, eine Konferenz für Sicher
heit und Zusammenarbeit im Mittel
meerraum (KSZM) einzuberufen. 

Diese Tatsache zeigt, daß zumindest 
die EU-Mittelmeeranrainer die Pro
blemlagen ihres Raumes erkannt haben. 
Die Lösungsvorschläge sind jedoch 
nicht sehr weitreichend. Von einer ge
meinsamen Nord-Süd-Allianz in der 
das Mittelmeer zu einem Ort b~sonders 
nachhaltiger Entwicklung wird, ist 
nichts zu erfahren. Selbst die mit relativ 
einfachen und finanziell begrenzten 
Mitteln ökologische Entlastung des 
Meeres wird nicht gezielt in Angriff ge
nommen. 

Die Mittelmeerkonferenz 
der EU - eine Chance 

für die Region? 

Einen ersten Eckpfeiler für die kom
mende Kooperation wird zweifelsohne 
die spanische Präsidentschaft setzen 
können. So lädt Felipe Gonzalez die Re
gierungschefs der Anrainerstaaten und 
der EU zu einer Euromediterranean 
Conference am 27./28. November 1995 
nach Barcelona ein. Diese Abschieds
veranstaltung des spanischen Minister
präsidenten kann u.U. wirklich erstmals 
eine Abstimmung der Mittelmeerpolitik 
der EU-Staaten und eine koordinierte 
Kooperation zwischen EU und Mittel
meeranrainern ennöglichen. 

Ziel dieser Konferenz ist es, 1996 
eine neue Partnerschaft zwischen der 
EU und den anderen mediterranen An-
rainern zu etablieren. Dabei überwiegt 
bei der EU die Vorstellung, eine "Zone 
der politischen Stabilität und der Sicher' 
heit"3 errichten zu können. Für die 
Haushaltsperiode 1995 bis einschließ
lich 1998 sind hierfür vom Ministerrat 
5,5 Mrd. Ecu eingestellt worden, die 
progressiv gestaffelt werden sollen, so 
daß 1998 1,8 Mrd. Ecu zur Verfügung 
stehen. Das gesamte Programm soll drei 
politische und finanzielle Schwerpunkte 
haben: Förderung der wirtschaftlichen 

Einzelpreis: 18,- DM (z,gl. Ver- Umgestaltung, Förderung eines ausge-
sand); .im Abo: 54.- DM ( 4 Hefte wogeneren wirtschaftlichen und sozia-
pro Jahr inkl. Versand) len Gleichgewichts sowie die Förderung 

1 • Bezug: über den Buchhandel der regionalen Integration. Als Aufga-
. ::::;::-,:, .-.. -, .. -(ISlil'!I 0940;0648)öder' direkt: · b_eli de_r wirtschaftlichen Umgestaltung 
~,~:c.:,, .>Z-Vertric;b, Kölner-Sir. 66 ·· · sieht d.,e EU die schrittweise Schaffung 

'' li0321'Frankfurt" ain einer Freihandelszone bis zum Jahr 

• · -, ,. }73J,.Z9', .. ,.: .. ·:.:,, .. , .. ,,:,_1:·,34·.··.•,•,.·,·· ....... ·~ :.. . 2010, die Dynamisierung des Privatsek-
.. fürs'ih"ilen'Mitielmeerländem durch in-

","'-E===~'·' d1JS!rielle Modernisierung und Schaf- . 

ftmg eines Ordnungsrahmens sowie eine 
Anpassung der wirtschaftlichen und so
zialen Infrastruktur. Dies geht nach Auf
fassung der EU dann auch mit einer Ver
stärkung privater europäischer Investi
tionen in diesen Staaten einher. Wesent
lich für die soziale und gesellschaftliche 
Angleichung im Mittelmeerraum er
scheint es der EU-Kommission, zu Ver
besserungen in den Bereichen der sozia
len Infrastruktur, der Bildung, des Ge
sundheitswesens, des Umweltschutzes 
und bei den Menschenrechten zu kom
men. Hierbei betont die Kommission er
freulich offensiv, daß die Beteiligung zi
vilgesellschaftlicher Akteure von hoher 
Bedeutung ist. Dies wird allerdings 
gleichzeitig auch wieder relativiert, 
wenn die staatliche Kooperation bei der 
Bekämpfung der illegalen Einwande
rung, des Drogenhandels, des Terroris
mus und der internationalen Kriminali
tät eingefordert wird. 

Ob die Konferenz in Barcelona je
doch ein Erfolg wird, scheint ungewiß. 
Einen umfassenden Durchbruch im me
diterranen Dialog wird die Regierungs
konferenz nicht darstellen, hat die spani
sche Regierung doch deutlich gemacht, 
daß sie Libyen nicht einladen wird. Da
mit wird das völkerrechtswidrige Em
bargo gegen Libyen', das die US-Regie
rung im UN-Sicherheitsrat durchsetzte, 
auch in der europäischen Außenpolitik 
festgeschrieben. Mehr Hoffuungen las
sen sich .mit der ebenfalls in Barcelona 
stattfindenden NGO-Konferenz verbin
den. Dort können wichtige Grundlagen 
für die weitere Intensivierung der NGO
Zusammenarbeit gelegt werden. 

Die Arbeit derNGOs -
ein Gegengewicht? 

Der Mittelmeerregion kommt für 
eine fortschrittliche Politik eine ent
scheidende Rolle zu. Dazu muß in aus
gesuchten Wachstumsfeldern eine auf 
nachhaltige Entwicklung der gesamten 
Region ausgerichtete Industrie- ·und 
Strukturpolitik umgesetzt werden. In· 
den wichtigen Sektoren einer Industrie
gesellschaft, wie dies z.B. der Energie
sektor ist, müssen die Staaten des Si!-

. dens die einseitigen Abhängigkeiten 
überwinden und ökonomisch eigenstän
dig handlungsfähige Regionen heraus
bilden. Voraussetzung für eine derartige · 
Entwicklung sind jedoch veränderte 

· Austauschbeziehungen zwischen Nord. 
und Süd. Besondere Bedeutung 'erliingi 
dabei der Transfer vori Know-how 'und· 

. . . , .. ,,.·,.c, 
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Technologie. Wobei nicht der bloßen 
Export von Industrieanlagen, sondern 
eine den regionalen Standortfaktoren 
(Qualifikationen, Resourcen, ökologi
sches Umfeld) angepaßte zukunftsfähi
ge Industrialisierung das Ziel sein muß. 
In einer solchen strategischen Allianz
Politik kommt dem Mittelmeerraum 
eine Kupplungsfunktion zu. Dort sind 
Ressourcen für eine nachhaltige Ent
wicklung vorhanden. Der direkte territo
riale Kontakt mit der EU sichert den är
meren Mittelmeeranrainem Zudem zu
mindest die Aufmerksamkeit der .euro
päischen Staaten. Die arabischen Anrai
nerstaaten besitzen auch schon eine 
Vielzahl politisch-diplomatischer ge
meinsamer Institutionen. Es sind also 
Ansätze vorhanden, um eine gemeinsa
me ökonomisch handlungsfähige Regi
on der Südanrainer. aufzubauen. 

Es ist allerdings offensichtlich, daß 
die europäischen Regierungen gegen
wärtig eine solche Allianz-Politik nicht 
unterstützen. Die Regierungen erschei
nen angesichts der Schwierigkeiten, die 
allein schon die Zollunion mit der Tür
kei oder gar mit einigen Balkan-Staaten 
bereitet, nicht einmal in der Lage, die ei
genen Vo_rhaben umzusetzen. Eine auf 
faireren Austauschbeziehungen aufbau
ende Kooperation ist daher Aufgabe für 
die politische Linke in Europa und den 
Mittelmeeranrainerstaaten, insbesondere 
auf der Ebene der Nichtregierungsorga
nisationen (NGO). Dies darf keine Ein
bahnstraße sein, sondemmuß zu Verän
derungen in allen Gesellschaften führen. 
Die linken Kräfte müssen sich über die 
Grundzüge einer solchen Allianz-Politik 
verständigen und dann zum Träger ge
nau dieser Politik werden, um dies in den 
EU-Staaten zum Thema der politischen 
Auseinandersetzungen werden zu lassen. 
Hierbei kann an den alten Solidaritätsge
danken angeknüpft werden, können Soli-

• Projekte realisiert werden, die beispiels
weise versuchen;jenseits gouvernemen
taler Strukturen einen Technologietrans
fer zu ermöglichen. 

Ein weiterer Leitgedanke der NGO
K.ooperation ist es, zivilgesellschaftliche 
Strukturen zu etablieren und auszubauen 

,::sowie ein gesellschaftliches Netzwerk 
von NGOs zu schaffen. Diese für uns 

.. selbstverständlichen Subjekte gesell
-SChaftlicher Entwicklungen und Ausein
. :~dersetzungen sind insbesondere in 

den arabischen Staaten und der Türkei 
keineswegs so selbstverständlich. Wird 
· ieser Prozeß jedoch als eine gemeinsa
. e Aufgabe definiert, so kann er wichti-

ge Beiträge zur Demokratisierung (nicht 
nur zur Parlamentarisierung) und zur 
Pazifizierung der jeweiligen Gesell
schaften beitragen. 

Diese Erfahrung konnte auch bei exi
stierenden Kooperationsvorhaben wie 
dem euro-arabischen Jugenddialog, der 
unter Schirmherrschaft des Europarates 
seit gut zwei Jahren unterschiedlichste 
Jugend-NGOs zusammenbringt, ge
macht werden. Nachdem dieser Prozeß 
anfangs auf arabischer Seite von Organi
sationen5 bestimmt wurde, die durch 
ihre Regierungsnähe auffielen, werden 
inzwischen i nteme Kontroversen trans
parent gemacht. Neue Organisationen 
sind auf den Plan getreten, die die Zu
sammenarbeit mit europäischen Grup
pen suchen. Treibende Kraft in diesem 
Dialog ist die 1USY6• Sie ist die einzige 
in beiden Regionen verankerte Organi
sation und stellt somit vielfach eine 
Brücke interregionaler Kooperation 
dar7• 

Mittlerweile hat dieser Dialog zur 
Gründung von Jugendräten in der Regi
on angeregt, werden bi- und multilateral 
interregionale Projekte zwischen Um
weltgruppen, Pfadfindern, partei-gebun
denen Jugendorganisationen entwickelt. 
Ein Prozeß der Emanzipation der arabi
schen Gruppierungen hat eingesetzt.' 
Für europäische wie arabische Linke bil
'det diese Kooperation die einmalige 
Chance, wieder in vernetzten Strukturen 
denken und arbeiten zu können bzw. zu 
müssen. Dies ist letztlich eine Voraus
setzung für den Aufbau eines eigenstän
digen interregionalen Netzwerkes, das 
wesentliche soziale und ökologische 
Problemstellungen zu bekämpfen ver
sucht. Ein nächster Höhepunkt des Ju-. 
genddialoges wird die erste euro-arabi
sche Jugendkonferenz, zu der der Gene
ralsekretär des Europarates Daniel Tars
chys nach Straßburg eingeladen hat, 
werden .. Dort sollen Fragen des vernetz
ten Arbeiteßs, des solidarischen Austau
sches_ und der Sicherung der umfassen
den Menschenrechte im Zentruffi der 
Diskussionen stehen. Letztlich wird es 
auch dort von der Linken abhängen, ob 
daraus reale Initiaven erwachsen kön- . 
nen. 

Stehen sich in Ägypten doch Regierung und Is
lamisten in einem mit allen Terrormitteln geführ
tem Kampf gegenüber . 

2 Marokko verweigert - trotz eindeutiger UN-Be-· 
Schlüsse und internationaler Abkommen • den 
Sahauris immer noch ihr Selbstbestimmungs
recht. 

3 So z.B. in: "Verstärkung der Mittelmeerpolitik. 
der Europäischen Union: Vorschläge IOr die 
Entwicklung einer Partnerschaft Europa • Mittel-
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meer"; Kommission der Europäischen Gemein
schaft vom 8.3.95, COM(95) 72 endg. 

4 Gemäß der intern·ationalen Luftfahrtsabkommen 
wollte die libysche Regierung die mutmaßlichen 
Lockerbie-Atlentäter an eine neutrale Gerichts
instanz ausliefern. Im Gespräch war hierfür die 
niederländisch~ Justii. Die USA bestanden je
doch auf einer Uberstellung an die US.Justiz. 

5 Wichtig waren hier insbesondere die syrische 
und die libysche Jugendorganisation. Da beide 
Staaten sich als wichtige Förderer des panarabi
schen Gedankens verstehen, sind sie auch der 
wichtigste Finanzier entsprechender regionaler 
Jugendorganisationen. Das Phänomen, Men
schenrechtsverletzungen der eigenen Regie
rungen zu verharmlosen, läßt sich auch bei an
deren Organisationen (z.B. der ägyptischen 
NDP-Jugend, die erst dieses Jahr aus der IUSY 
ausgeschlossen wurde) beobachten. 

6 International Union of Socialist Youth (Jugend
organisation der Sozialistischen Internationa
len) 

7 Auch au! Parteienebene zeigt einzig die SI Inter
esse lür den Nahen Osten und Nordafrika. 

8 So verlieren z.B. syrische Organisationen zu
nehmend an Einfluß auf libanesische Soziali
stinnen. 
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THEORETIKER/INNEN------------------~---

Mit diesem Heft beginn/ spw eint! Reihe über sozialistische Theoretikerinnen. Damit soll nach dem weltweiten Umbruch ein Bei
trag geleistet werden zu einer historischen Sichtung und Wertung bisheriger sozialistischer Theorie. Es wird gefragt,_ was von 
dem Denken der hier vorgestellten Persönlichkeiten für eine neue Strategiebildung von Relevanz ist. Ausgehend von einem bw-
graphischen Einstieg soll ihr theoretisches Werk vorgestellt und in seiner aktuellen Bedeutung beleuchtet werden. . 
Wir beginnen - nicht zuletzt aus Anlaß seines 100. Todestages am 5. August 1995 - mit Friedrich Engels. Vorgesehen smd außer
dem Beiträge über Karl Korsch, Georg Lukacs, Alexandra Kollontai und Lelio Basso. Der Artikel zum Tode von Leo Kofl_er, der 
bereits in spw 85 erschienen ist, ordnet sich ebenfalls in diese Reihe ein. Die Serie kann auch über die vorgesehenen Beitrage hm
aus fortgesetzt werden. Qualifizierte Artikelangebote aus den Reihen der Leser Innenschaft sind ausdrücklich erwünscht. 

Die spw-Redaktion 

Die Entwicklung des Sozialismus 
von der Wissenschaft zur Utopie 

Am 5. 8. 95 erschien in der FAZ 
ein - bedenkt man die notorische 
Tendenz dieses Blattes - höchst 

merkwürdiger Gedenkartikel zu Engels' 
100. Todestag. Denn der Verfasser, 
Friedrich Dieckmann, zeigte nicht mit 
dem Finger auf ihn als den intellektuel
len Urheber des realsozialistischen 
Bankrotts, sondern nannte· ihn „eine der 
herausragendsten Gestalten der deut
schen Geistesgeschichte des 19. Jahr
hunderts", Es lohne sich, ihn zu lesen. 
Denn was er, zusammen mit Marx „Ur
heber eines Jugendentwurfs von weltge
schichtlicher Dimension, beschrieben 
habe; nämlich die „Weltherrschaft der 
Warenwirtschaft", sei heute Wirklich
keit geworden. Das gescheiterte so"'.ieti
sche Experiment habe sich „als Zwi-

. schenstadium auf den\ Weg zur Globali
sierung herausgestellt." 

Diese Analyse trifft den Nagel auf 
den Kopf. In der Tat haben Marx und 
Engels bereits in den vierziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts, als von einer 
großindustriellen Entwicklung des Kapi
talismus noch keine Rede sein konnte, 
die Entstehung eines kapitalistischen 
Weltmarktes vorausgesagt. Sie bezeich
neten ihn.als die Voraussetzung des So
zialismus. Doch gerade darin liegt das 
Paradoxon dieser Ansage. Denn obwohl 
die Globalisierung des Kapitals sich in 
~anlern ·Tempo· intensiviert, sind die 
Kräfte des Sozialismus, die nach Marx' . 
wüic. .Engelf · •Prognose im gleichen 

__ .... ßbythmu~}iätten JU!SChwellen sollen, bJs . 
- .- zur/Wirkungslosigkeit .geschwächt. Da-

. • ' ' · · · -.,~0ßfobustin°seinem0 gegen' 
· · !:r:t~:.:r:.\",:/::::.~\, ::i'.\ .. ·--.-.; :: 

Friedrich Engels heute 

wärtigen prekären Zustand nichts nötiger 
als eine Lenkung der „blindlings" wir
kenden gesellschaftlichen . Kräfte, um 
,,den Bedürfnissen der Gesamheit wie je
des einzelnen" gerecht zu werden und, 
wie man heute hinzusetzen muß, die na
türliche Umwelt zu schützen (ein Pro
blem, das Engels übrigens durchaus be
kannt war). 

Die sozialistische 
Wirtschaft? -

Nichts leichter als das! 

An Selbstbewußtsein fehlte es Marx 
und Engels nicht. Sie hielten sich für 
Entdecker, und das waren sie ja auch in 
vieler Hinsicht. Der historische Materia' 
lismus hat die moderne Geschichts
schreibung, auch wenn es heute nicht 
opportun ist, davon zu reden, so durch
drungen, daß manche Autorinnen und 
Autoren es gar nicht merken, wenn sie 
sich seiner Argumente bedienen. Gerade 
Engels handhabte diese Methode 
meisterhaft, z.B. in seiner Analyse der 
Klassenverhältnisse in Deutschland im 
19. Jahrhundert und zur Zeit des Bauern
kriegs. Und vor allem: Er konnte schrei
ben! Noch heute ist die Lektüre seiner 
historischen Texte eine gute Medizin 

, gegen das soziologisch-politologische 
Kauderwelsch, in das wir Professionelle 
auf diesem Gebiet nur zu gerne verfallen. 

Die Rolle eines Popularisators der 
marxistischen Erkenntnisse war also En
gels geradezu auf den Leib geschrieben. 
Er tat dies mit der Freude eines Mit-Ent
deckers; der aus dem Vollen schöpfen 

Jcann,:.Seine_populansierenden Schriften, 
-allen voran der ,,Anti,Dühring" und des-

,.,..,_,_::·:- ,,J_ -!' . 

von Wcilter Euchner* 

sen Kurzfassung, unter dem Titel „Die 
Entwicklung des Sozialismus von der 
Utopie zur Wissenschaft", noch zu sei
nen Lebzeiten in mehrere Weltsprachen 
übersetzt, sind didaktische Meisterlei
stungen. Die Gedankengänge darin sind 
glasklar. Engels war wirklich ein „Leh
rer des internationalen Proletariats". 
Viele seiner Führer, Kautsky, Bebe!, 
Bernstein, Victor Adler, bekannten, 
durch seine Schriften zum Sozialisten 
und Marxisten geworden zu sein. 

Doch die Transparenz der Enl;lels: 
sehen Texte ist oftmals tliigerisch. Uber 
seine Versuche, eine Dialektik der Natur 
zu entwickeln, möchte ich lieber hin
weggegen. Obwohl Engels - wie übri
gens auch Marx - gewiß kein Dogmati
ker war, enthalten sie die Tendenz zu ei
nem geschlossenen Weltbild, das der 
stalinistische Diamat dann auch tatsäch
lich ausgestaltet hat. Wer die Folgen da
von studieren möchte, sollte zu der in der 
DDR erschienenen „Deutschen Zeit
schrift für Philosophie" greifen, in der 
gute Leute, vermutlich gegen besseres 
Wissen, sich ihrer Pflichtaufgabe entle
digten, dieses fatale Theorem zu recht
fertigen. 

Die vereinfachenden Passagen ent
halten allerdings auch leichtfertig dahin
gesagte Prognosen auf politschem und 
wirtschaftlichem Gebiet. In der letzten 
Entwicklungsstufe des Kapitalismus 
übernehme der Staat, der „ideelle Ge
samtkapitalist", die Leitung der Produk-· 
tion und werde so „wirklicher Gesamt
kapitalist". Auf diese Spitze getrieben, 
schlage das Kapitalverhältnis allerdings 
um. Die Arbeiterklasse werde nämlich 
die Staatsgewalt ergreifen und :die Pr<!: ... ' 
duktionsmittel vergesellschaften'. Dies . 
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werde „zugleich sein letzter selbständi
ger Akt als Staat" sein - danach werde 
der Staat absterben (kursiv von Engels) 
und ins Museum der Altertümer versetzt. 
Das ist natürlich eine höchst unglaub
würdige Pseudodialektik, die schon früh 
in der sozialdemokratischen Diskussion 
angegriffen worden ist. 

Ähnlich unbekümmert äußerte sich 
Engels über die sozialistische Ökonomie 
nach dem Absterben des Staates. Sie 
werde von den assoziierten Prodtizenten 
planmäßig auf Grund unmittelbarer Ar
beitszeitberechnungen gelenkt. Da Pri
vatproduktion entfällt, folglich kein hin
ter dem Rücken der Produzenten sich 
bildender Wert entsteht und damit auch 
das Geld überflüssig wird, werden die 
,,Leute alles sehr · einfach abmachen, 
ohne Dazwischenkunft des vielberühm
ten 'Wertes'" (Anti-Dühring). Ein Satz 
übrigens mit beträchtlichen Spätfolgen, 
von denen Engels natürlich nichts almen 
konnte. Er gehörte zu den Glaubensarti
keln der maoistischen Gruppen in West
deutschland, die allen Ernstes glaubten, 
die Volksrepublik China befände sich 
auf auf dem Weg zu seiner Realisierung. 

Der Vordenker 
der Sozialdemokratie 

Es war gewiß nicht diese pseudodia- . 
lektische Oberfläche seiner Argumenta
tion, die den späten Engels zum wichtig-

. sten Vordenker sozialdemokratischer 
Programmatik machte. Es war vielmehr 
seine Bereitschaft, die sozialen und poli-
tischen Veränderungen am Ende des 
Jahrhunderts zu akzeptieren und die Po
sitionen von einst zu überdenken. 

Zunächst einmal korrigierte Engels in 
seinem berühmten Vorwort zu Marx' 
„Klassenkämpfen · in Frankreich" die 
unter SozialiSten verbreitete 'Erwartung, 
die Revolution werde auf der Barrikade 

-entschieden. ,,Die Zeit der Überrumpe
.lungen, der von kleinen bewußten Mino

.'., ... ritäten an der Spitze bewußtloser Massen 
···.durchgeführten Revolutionen ist vorbei." 

Statt dessen hätten die Arbeiter das allge
„ meine Wahlrecht als wirksamste Waffe 

im Kampf um die Staatsmacht entdeckt. 
Dies sei ein Verdienst der deutschen So

·: zialdemokraten, die unter der Führung 
'von August Bebe! ,,das Wahlrecht in ei-
- n_er Weise benutzten, die sich ihnen tau
':_sendfach gelohnt und den Arbeitern aller 

., ; . · der als Vorbild gedient hat". Heute 
'\habe die Bourgeoisie vor nichts mehr 
:~gst .als vor einem parlamentarischen 

·. g der Arbeiterparteien. 

Mit dieser Auffassung, die Engels 
kurz vor seinem Tode veröffentlichte, 
war er freilich noch nicht zu einem 
waschechten Anhänger einer parlamen
tarischen Demokratie geworden. Doch 
sie diente den Sozialdemokraten, die im 
Kaiserreich auf dem besten Wege waren, 
dies zu werden, zur Legitimation ihrer 
Politik, deren Gravitationszentrum die 
Arbeit im Reichstag war. Dazu gehörten 
auch die Repräsentanten des sog. marxi
stischen Zentrums, Bebe!, Kautsky, Hilf
erding. Eine parlamentarische Demokra
tie, so faßie Kautsky diese Entwicklung 
zusammen, ist nicht nur der Kampfbo
den, auf dem die Sozialdemokratie ihren 
künftigen Sieg ausfechten wird, sondern 
die politische Form des demokratischen 
Sozialismus. Diese Formel bildete auch 

Die Rolle eines Populari
sators der marxistischen 
Erkenntnisse war Engels 
geradezu auf den Leib 
geschrieben. 

die Klammer, die den Zentristen und 
den Reformisten um Bernstein und die 
,,Sozialistischen Monatshefte" trotz al
ler Zerreißproben· eine Zusammenarbeit 
ermöglichte. 

Engels und die 
sozialdemokratische 

Transformationsökonomie 

Ein zweites Feld, auf dem Engels der 
sozialdemokratischen Programmatik die 
Stichwörter gab, war die Konzeption des 
Übergangs zum Sozialismus. Marx und 
Engels gehörten zu <ien ersten National
ökonomen, die bestimmte konkrete For
men des von ihnen schon immer ange
nommen Konzentrationsprozesses be
schrieben, nämlich die „Trusts", zu de
nen sich „die inländischen Großprodu
zenten eines und desselben Industrie
zweigs zum Zwecke der Regulierung der 
Produktion" zusammenschließen. Sie 
sahen in ihnen die bisher fortgeschritten
ste Form der Vergesellschaftung des Ka
pitals. In ihrer dialektischen Anschau
ungsweise deuteten sie diesen Vorgang 
zugleich als fortschrittliche Vergesell
schaftung der Produktivkräfte, freilich in 
der „verkehrten Form" des Kapitalismus, 
die die Ausbeutung bestehen lasse. 

Doch die Konzentration werde der Ar
beiterschaft die Inbesitznalune und die 
eigene Lenkung der Produktionsmittel 
erleichtern. 

Der Rest des Engelssehen Szenarios 
ist schon erzählt worden: Die Großindu
strie läßt die Ausbeutung deutlich erken
nen; die revolutionäre Staatsmacht wird 
die Produktionsmittel in ihren Besitz 
bringen, sie dann freilich wieder in die 
Verfügungsgewalt der assoziierten Pro
duzenten entlassen, sodann wird sie „ab
sterben". ,,An die Stelle der Regierung 
über Personen tritt die Verwaltung von 
Sachen und die Leitung von Produkti
onsprozessen." 

Die sozialdemokratische Wirtschafts
theorie knüpfte hauptsächlich an den er
sten Teil des Szenarios an, während sie 
mit dem zweiten weniger anzufangen 
wußte. Am greifbarsten werden wird 
dies in den Überlegungen Hilferdings, 
des wohl folgenreichsten Wirtschafts
theoretikers der deutschen und österrei-

. chischen Sozialdemokratie. Er knüpfte 
in seinem „Finanzkapital" (1910) an die 
Marx-Engelssche Vergesellschaftungs
these an und verarbeitete neue Trends 
der Wirtschaftsentwicklung. Die Ve~,,' 
sellschaftung des Kapitals vollziehe.,•: · 
nicht nur in der Produktionssphäre,·~' 
dem auch in der Zirkulationssphäre. 
Dies zeige sich in den Konzentrations
prozessen auf dem Bankensektor. Als 
guter Marxist verknüpfte Hilferding na
türlich beide Ebenen, wobei er allerdings 
den dynamischen Faktor im Bankenbe
reich sah. Er bestimme zunehmend die 
Richtung der Produktion. Hilferding 
verlängerte die Konzentrationsprozesse 
bis zu dem ideellen Endpunkt der Entste
hung einer Zentralbank, die zugleich an 
der Spitze eines „Generalkartells" stehen 
würde. Er nalun wie Engels an, daß diese 
Superkonzentration die Sozialisierung 
der Wirtschaft erleichtern würde. Mit 
seiner These, daß sie auch bereits Vor
formen der künftigen sozialistischen 
Wirtschaftsweise herausgebildet habe, 
ging er jedoch vermutlich über dessen 
Vorstellungen hinaus. 

Sozialdemokratische 
Transformations

vorstellungen retrospektiv 
Die am Beispiel Hilferdings erläuter

te Adaptation der Engelssehen Über
gangsvorstellungen liegt den wichtigsten 
sozialdetnkratischen Plänen einer soziali
stischen Umgestaltung, die nach dem 
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Ersten Weltkrieg entstanden sind, zu- und Syndikate bewerkstelligen würden, 
grunde. Sie sind häufig, zumeist kri- weshalb sie eine wilde Kampagne gegen 
tisch, diskutiert worden, natürlich im- die Sozialisierungspolitik betrieben. 
mer in Kenntnis ihres welthistorischen Doch der Versuch, eine sozialistische 
Scheiterns. Eine faire Erörterung dieser Alternative dazu zu entwickeln, war gut 
Konzeptionen müßte eigentlich versu- begründbar, auch mit Argumenten, die 
chen, die Erfahrungen und den Vorstel- der damaligen bürgerlichen Wirtschafts
lungshorizont der damaligen Akteure zu theorie entstammten. 
rekonstruieren, bevor man ihnen Naivi- Wir sind heute zwar nicht klüger als · 
tät vorwirft. damals Hilferding, Kautsky oder Otto 

Fest steht, daß nicht nur Sozialisten, Bauer, doch wir wissen, was aus den 
sondern auch bürgerliche N ationalöko- überkommenen wirtschaftspolitischen 
nomen, ja selbst Unternehmer, vor dem Konzeptionen der Sozialdemokratie ge
Ersten Weltkrieg der Ansicht waren, die worden ist. Sie geben Grund zu der An
Epoche des Kapitalismus der freien nahme, daß auch die Sozialisierungsakti
Konkurrenz sei vorüber und werde on nach dem Ersten Weltkrieg, wäre ihre 
durch andere Organisationsformen, die Verwirklichung gelungen, letztlich ge
durch die Zusammenarbeit von Konzer- scheitert wäre, zumindest dann, wenn 
nen, Wirtschaftsbünden und dergleichen die deutschen und österreichischen so
gekennzeichnet seien, abgelöst werden. zialisierten · Unternehmen allein dem 
Dabei spielten im bürgerlichen wie im Konkurrenzdruck des kapitalistischen · 
sozialdemokratischen Lager die Erfah- Weltmarktes ausgesetzt·gewesen wären. 
rungen mit der Kriegswirtschaft eine Man kann darüber spekulieren, ob die 
Rolle, aber auch die typisch deutsche Erfolgschancen gestiegen wären, hätten 
Tradition des „Staatssozialismus", d.h. sich die ähnlich gelagerten Sozialisie
einer Befürwortung staatlicher Anteile rungsb_emühungen in Frankreich und 
an der Wirtschaft auch im bürgerlichen England durchgesetzt. Doch derartige 
Lager, z.B. Post, Telegraphie,'Eisenbah- · Überlegungen dürfen sich _nicht auf die 
nen, städtische Betriebe und Bergwerke. Wirkung cfer vorgesehenen ökonomi
Es waren übrigens Engels selbst, und - sehen Instrumentarien beschränken, son
kaum glaublich - Lenin, die diese staats- dem müssen das gesamte Umfeld der eu
sozialistischen Erscheinungen für einen ropäischen Politik in Betracht ziehen. 

. Ausdruck zunehmender Vergesellschaf- Bedenkt man die Schwächung der sozia
tung der Produktion hielten. Dies verein- listischen Kräfte im Verlauf der zwanzi
te sie mit den revisionistischen Sozialde- ger Jahre, so ist der pessimistische Blick 
niokraten, deren Organ „Sozialistische vermutlich der richtige. 
Monatshefte" eine Rubrik „Staatssozia- Das zweite wirtschaftspolitische 
lismus" enthielt, in der die Zunahme des Konzept der Sozialdemokratie aus der 
staatssozialistischen Sektors getreulich Zwischenkriegszeit ist die Wirtschafts
aufgezeichnet und als Fortschreiten auf demokratie. Sie hängt mit Engels' Ver
dem Weg zum Sozialismus gefeiert mächtnis nicht mehr zusammen. Dieses 
wurde. Projekt hat bereits zur Zeit seines Entste-

Dies alles bedeutet, daß die Soziali- hens den Spott nicht nur der Kommuni
sierungsmodelle, die in der deutschen sten, sondern auch der sozialdemokrati
und österreichischen Sozialisierungs- sehen Linken hervorgerufen. Dies ist 
kommission entworfen wurden, durch- verständlich; denn damals war der de
aus der auch im Bürgertum verbreiteten mokratische Teil der Arbeiterbewegung 
Auffassung entsprachen, die moderne nicht mehr stark genug, ein derartiges 
-Wirtschaft dürfe nicht länger der Anar- Konzept zu realisieren. Realistischer, zu
chie ,des Marktes überlassen sondern mindest inspirierender, war die von Karl 
'milsse organisiert und gelenh werden. Renner entwickelte österreichische Vari-

·;· "~ganisation"_ gehörte überhaupt zu ante. Für Renner war Wirtschaftsdemo
', deii ,Schl_!lsselwörtem der Epoche. Be- kratie eingebettet in die gesamte Arbei
::_ 'deutende :Personen aüs dem Unterneh- terbewegung mit ihren Teilströmungen 
,.ifü,rla.ger, iz:J'I; _Rathenau und Vogelstein, des Genossenschaftswesens, der Kultur-, 
,~[.~(~ .~er deutschen Soziali!li~, Sport-, Wanderbewegungen usw. - sozu
, ' , ., lCl!J-,Ji~haus;-konstruktiv... sagen in die Klasse auf dem Vormarsch. 

,,l~~tjteme~51~n_".'.~~:_,I>aß_dieser wenige Jahre später in die 
. . ilei\ Au~. Katastrophe müodete, konnte niemand 

~-~oonor;.:, voraussehen: 
,_ ... ,,,Sil!'::::~:~aEifie,:Wünligurig--des,Konzepts Wirt-

:9krajie, muß berücksichtigen, 

daß es sich dabei zugleich um ein didak
tisches Modell handelt. In den wirt
schaftsdemokratischen Organen sollten 
die Arbeiter. die Kenntnisse und Erfah
rungen sammeln, die sie befähigen soll
ten, die künftigen sozialistischen Unter
nehmen zu leiten. Wir wissen heute, daß 
diese Vorstellung illusionär war, doch 
damals sah dies für einen jungen Sozial
demokraten und Gewerkschafter anders 
aus. Und schließlich: ist Wirtschaftsde
mokratie nicht nach wie vor ein legiti
mer Bestandteil des Fundus sozialdemo
kratischer Ordnungsvorstellungen, von 
dem wir nach wie vor zehren? 

Wo blieb die 
freie Assoziation 

der Produzenten? 

Engels' Transforrnationsvorstellun
gen folgten einer kaum nachvollziehba
ren Dialektik: Ausgerechnet eine extre
me Zusammenballung von ökonomi
scher und politischer Macht in der Hand 
des Staates sollte in eine völlige Verge
sellschaftung von Wirtschaft und Politik 
umschlagen, in eine politiklose Verwal
tung von Sachen und Leitung von Pro
duktionsprozessen. Es kann kein Zwei
fel daran bestehen, daß Marx und Engels 
eine freie Produzentenassoziation als so
zialistisches Endziel angesehen haben. 
Auch der junge Kautsky spekulierte in 
der „Neuen Zeit" in kryptischen Artikeln 
über die mögliche ökonomische Stuktur 
solcher Assoziationen. Doch bald darauf 
schnaubte Bernstein in seinen Vorarbei
ten zu „Die Voraussetzungen des Sozia
lismus und die Aufgaben der Sozialde
mokratie", solche Vorstellwigen seien 
höchst irrational und blieben hinter den 
Erkenntnissen der modernen National
ökonomie (er meinte die der Fabian So
ciety) weit zurück. In der Tat ließen die 
Sozialdemokraten das Ziel einer freien 
Produzentenassoziation bald links lie
gen. Fortan bildete für sie stets der Staat 
Voraussetzung und politischen Rahmen 
ihrer Reformkonzeptionen ( was sie, wie 
gezeigt, gleichfalls mit den dialektisch
flexiblen Äußerungen von Engels be
gründen konnten). 

Doch neben diesem etatistischen 
"mainstrearn'1 der sozialdemokratischen 
Politik stand bis in die Zeit nach dem 
Zweiten Weltkrieg das Genossenschafts
wesen, das einstmals so florierte, daß es 
als die „dritte Säule" der Arbeiterbewe
gung bezeichnet wurde. Es beschriinkte 
sich nicht nur auf die Konsugenossen-

, ... ' .. , .. "'". . 
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schaften, sondern daneben bestand eine 
Vielfalt sozialdemokratisch inspirierter 
Gemeinnütziger Baugenossen- schaften, 
gewerkschaftlicher Eigenbetriebe, Ver
sicherungen wie die Volksfürsorge und 
Arbeiterbanken usw. Wer sich hierfür 
interessiert, werfe einen Blick in das 
vom ADGB herausgegebene Buch „Die 
wirtschaftlichen Unternehmungen der 
Arbeiterbewegung. Ein Blick in die Ge
meinwirtschaft" von 1928. 

,,Gemeinwirtschaft" - dies iSt ein wei
teres Konzept. von dem sich sozialde
mokratische Wirtschaftspolitiker erhofft 
hatten, es könne zu einem Bereich zwi
schen Staatswirtschaft und kapitalisti
scher Profitwirtschaft ausgebaut werden. 
Mit ihm verknüpften sich zwei Erwar
tungen: Erstens, der gemeinwirtschaftli
che Sektor werde sich als so erfolgreich 
erweisen, daß er das kapitalistische Wirt-. 
schaftsprinzip zurückdrängen und sich 
schließlich als sozialistische Alternative ' 
zur dominierenden Wirtschaftsform 
durchsetzen werde, oder zweitens, die 
Gemeinwirtschaft werde einen gewichti
gen Faktor in der Pluralität der Wirt
schaftsformen bilden, der geeignet sei, 
die Auswüchse der rein kapitalistischen 
Wirtschaftsweise zu korrigieren. 

Daß beide Konzepte trotz Bank für 
Gemeinwirtschaft, Neue Heimat und 
Co-op gescheitert sind, ist nun freilich 
kein Ergebnis finsterer kapitalistischer 
Machenschaften, sondern des morali
schen und professionellen Versagens der 
Personen, die an die Spitze dieser Unter
nehmen gelangt sind. Daß diese Vorgän
ge zu den größten Katastrophen des de
mokratischen Sozialismus in diesem 
Jahrhundert gehören, wird in der gegen
wärtigen Diskussion der demokratischen 
Linken kaum wahrgenommen. Offenbar 

· gelten diese Formen sozialdemokratisch 
und gewerkschaftlich inspirierter Ge
meinwirtschaft weder als interessant 
noch als wiederbelebbar. ,,Wir wollen 
.nur noch Geld verdienen", soll Hans 
Matthöfer unlängst gesagt haben. 

Rückentwicklung des 
Sozialismus zur Utopie? 
Mit dem Scheitern der skizzierten 

Konzepte hat sich der Fundus sozialisti
scher Vorstellungen, die in der Folge der 
Engelssehen Tranformationstheorie ent
standen sind, nahezu erschöpft. Ihr Kern 
läßt sich, um wieder an den eingangs zi-

i ,::\; tierten FAZ-Autor anzuknüpfen, darauf 
. ~::'.:!!:2;:..:; .. reduzieren, daß Sozialdemokratinnen 

''• " ' · und Sozialdemokraten zu lange geglaubt 

haben, man könne „nationale Staatswirt
schaften als Megakonzerne führen". In 
der Tat gehören zur staatssozialistischen 
Tradition durchaus Abschotnmgsvor
stellungen; zumindest wurden die au
ßenwirtschaftlichen Beziehungen eher 
als Randgrößen behandelt. Auch der 
Linkskeynesianismus rechnet vorrangig 
mit nationalen Wirtschaftsgrößen. Um 
es vorsichtig zu sagen - eine positive in
ternationale Währungs- und Finanztheo
rie unter sozialistischem Vorzeichen ist. 
soweit mir bekannt ist, kaum je entwik
kelt worden. Wenn die internationale 
Kapitalverflechtung in die Analyse ein
bezogen wurde, dann unter kritischem 
Aspekt, d.h. als Störfaktoren der natio
nalen Wirtschafts- und Sozialpolitik, die 
man mit Devisenkontrollen, Spekulati
onssteuern usw. bekämpfen müsse. 
Doch dies kann. nur eine Politik der 
Schadensbegrenzung, nie der konstrukti
ven Gestaltung sein. 

Wenn von Engels heute 
noch etwas zu lernen ist, 
dann seine stetige 
Bereitschaft, alte Irr
tümer einzugestehen 
und nach neuen Wegen 
zu suchen. 

Georg Lukacs hat in „Geschichte und 
Klassenbewußtsein" gesagt, daß es einen 
Marxisten nicht erschüttern könne wenn 
die neueren Forschungen die Unrichtig
keit ,sämtlicher einzelnen Aussagen von 
Marx nachweisen könne, denn im Mar
xismus komme es ausschließlich auf die 
Methode an. Ich habe diese Auffassung 
stets für eine Ausflucht gehalten, aber in 
unserem Zusammenhang besagt sie doch 
etwas Richtiges. Im Unterschied zu der 
Indifferenz wirtschaftsliberaler Autoren 
und Politiken gegenüber sozialen Miß
ständen oder deren Erwartung reine" 
Märkte würden sie schon ,.,;;; Ver
schwinden bringen, geht. es Sozialistin
nen Und Sozialisten um offensive Kon
zepte, sie gezielt zu bekämpfen. Die so
zialen Nöte sind im nationalen und inter
nationalen Maßstab, teils in veränderter, 
teils in versChärfter Form, immer noch 
aktuell. Doch die alten Konzepte haben 
ihre Offensivkraft verloren. 

Die neuen Strukturen der Weltwirt' 
schaft sind bestens bekannt: Im fernen 

Osten drängen neue Wirtschaftsmächte 
auf den Weltmarkt, die wegen des dort 
herrschenden geringeren Lohnniveaus 
und der weltweiten Verbreitung kompli
zierter Produktionstechniken das Waren
angebot der alten westlichen Industrie
länder unterbieten können. In den Staa
ten des zusammengebrochenen Sowjet
systems sind Wirtschaften entstanden, 
die man versuchsweise, weil klassifika
torische Kategorien einstweilen nicht 
zur Verfügung stehen, als Raubritterka
. pitalismus mit mafiosen Zügen bezei
chen kann. Oder aber sie versuchen, mit 
manchesterliberalen Methoden im We
sten Marktanteile zu erobern, wie etwa 
die Tschechische Republik. Gegen inter
nationale Währungsspekulationen zuun
gunsten einer nationalen Währung sind 
die betroffenen Staaten weitgehend 
machtlos, weil der Schaden, den Ab
wehrmaßnahmen verursachen würden, 
wahrscheinlich größer ist als der erwart
bare Erfolg. 

In dieser Situation verspricht der 
Blick in den Fundus überkommenen so
zialistischen Denkens wenig Nutzen. Er 
bestätigt nur die alten Zielvorstellungen, 
zu deren Preisgabe angesichts des ge, 
genwärtigen Zustands der Welt aller• ' 
dings kein Anlaß besteht. Wenn von"tin
gels heute noch etwas zu lernen ist, dlilin 
- abgesehen von derri Beispiel persönli
cher Integrität, die Grundlage seines 
weltweiten Einflusses war - seine stetige 
Bereitschaft, alte Irrtümer einzugestehen 
und nach neuen Wegen zu suchen. 

Hier ist nicht der Ort, positive Kon
zepte zu diskutieren. Ich selbst habe 
mich dazu in der Festschrift für Helga 
Grebing1 geäußert. Es versteht sich, daß 
sozialdemokratische Realpolitik gegen
wärtig nur ziemlich kleine Brötchen bak
ken kann. Doch angesichts der bürgerli
chen Utopie, daß eine Politik der welt
weiten Privatisierung, Deregulierung 
usw. Armut abbauen und weitere Ver
elendung verhindern könne, bleibt sie 
wichtig genug - und die Brötchen sollten 
wirklich gebacken werden. Denn Annä
herungen an das Ziel, den Lebensstan
dard der Massen zu heben und zu sichern 
oder einfachen Leuten Bildungschancen 
zu eröffnen, gibt es nur dort, wo die de
mokratische Link.e eine politische Kraft 
ist. Diese Ziele sirtd nicht utopisch, son
dern erreichbar. Und darauf kommt es 
gegenwärtig an. 

1 Walter Euchner. Abschied vom demokratischen 
Sozialismus?, . In: Karsten RudolphlChristl 
Wickert: Geschichte als Möglichkeit Festschrift 
für Helga ~iep!ng, Essen 1.995. 
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,,Die Treppe wird von oben 
nach unten gekehrt''1 

Die IG Metall zwischen Sparpolitik und Erneuerung 

ben die europäischen Gewerk-
chaften das schon hinter sich, 
as den bundesdeutschen noch 

bevorsteht? Die Zahlen sprechen eine 
sehr deutliche Sprache: Der englische 
Gewerkschaftsdachverband TUC verlor 
von 1979 bis heute von damals 12 Mil
lionen Mitgliedern 40%. Die kommuni
stische CGT in Frankreich verlor in den 
letzten zehn Jahren 60%. In den letzten 
Jahren haben auch die Gewerkschaften 
in. der BRD gehörig an Mitgliedern ver
loren - ein deutlicher Ausdruck der ge
sellschaftspolitischen Defensive. 

Defensive in Zahlen 
Die Defensive der Gewerkschaften 

z~igt sich auch in der Entwicklung der' 
Lohnabschlüsse in den letzten Jahren. In 
diesem originären Bereich gewerk
schaftlicher Arbeit, nämlich der Siche
rung der Einkommen der Beschäftigten, 
mußten auch von der IG Metall - trotz 
der Wehklageschreie der Unternehmens
verbände über zu hohe Tarifabschlüsse -
empfindliche Einbußen hingenommen 
werden. In aller Kürze: 1994 gab es zwar 
eine Erhöhung von 2%, aber gleichzeitig 
eine Verringerung der betrieblichen Son-

. derzahlungen (zu deutsch: Weihnachts
geld) um I 0%. Auch das Urlaubsgeld 
wurde um 10% gekürzt bzw. die tariflich 
schon vereinbarte Steigerung verscho

Kraft gesetzt worden. Die Angleichung 
der Löhne und Gehälter auf l 00% West
niveau konnte gesichert werden - zum 
Preis einer zeidichen Verschiebung. Zu 
bedenken ist: Im Osten arbeiten die Be.
schäftigten wöchentlich länger Gelzt 39 
Stunden pro Woche - ab 1996 dann 38 
Stunden) und es gibt weniger an Weih
nachts- und Urlaubsgeld. 

Ein Tarifvertrag ist das Ergebnis ei
nes gesellschaftlichen Kräfteverhältnis
ses. Die Situation der !GM, keine Ein
kommenserhöhungen durchsetzen zu 
können, ja sogar_dafür streiken zu müs
sen, um bestehende Tarifverträge wieder 
in Kraft treten zu lassen, macht deutlich: 
Das Wort „Defensive" trifft zu, ja be
schönigt die Situation geradezu. 

Mitgliederverluste 
ben. Auch in 1995 gab es zwar eine deut- Die quantitative Situation der !GM 
liehe Erhöhung von 3,4% sowie eine läßt sich wohl am deutlichsten dadurch 
weitere Erhöhung im November von beschreiben, daß monatlich(!) eine mit-
3,6%. Zusammen mit der Einführung der telgroße Verwaltungsstelle „verloren-
35-Stunden-Woche im Volumen also geht". In Zahlen ausgedrückt: Noch 

. eine Verbesserung zu den Vorjahren. Ende 1991 gab es 3,6 Millionen in der 
Au~h wenn es nie Ziel von Tarifpolitik · !GM - heute sind es „nur" noch 2,9 Mil

. war,dieBelastungenaus staatlichen Ab- lionen. Damit ist die IG Metall immer 
· gabien_;ausgleichen zu wollen - unter dem noch die größte Gewerkschaft in der 

{''· ~trich · gleicht auch dieser Abschluß die BRD ( und auch immer noch - seit 1966 -> .:~~ege11~11 Lebe~shaltungskosten SO· die größte der sog. westlichen.Welt.) 
,,, :w.ie:deti sog'. Solidarbeitrag und die Pfle- .. _ per _zahlenmäßige Verlust erhält eine 

-·-···-;'.":;:o,~~~,,~- _ . ,- , , .·,, .:- __ _- _ -nich~ aüs'.~~ .... :-~--·--~· ----~·U··-·· besondere Brisanz, weil die Ztisammen-
. · • ""'"""''

0
"· • :~,;:,,_;~:.QIID.~esländern !st · setzung der Mitgliedschaft sich parallel 

· J!'1,"~Tar,f. dazu verändert. Die für die Finanzkraft 
· · :;i>ii~ii!!c: . <l~r:Qr.g,miI~ti<m IO wichtigen „aktiv Be-

.. , " ::. ;=;;~r.rd:i?~:r:;~~e:et~t;;i 
i,ll,iiii• • 

von Hans-Joachim 0/czyk* 

von damals 81,2 auf heute nur noch 
68,4%.3 Die Folge: Die Finanzkraft der 
IGM verringert sich so schnell, daß nur 
durch sog. Sparkonzepte der Mitglie
derverlust finanziell aufgefangen wer
den kann. Die JG Metall kann zudem 
die Verluste von Mitgliedern dort nicht 
mehr auffangen, wo sie traditionell stark 
ist, weil diese Bereiche der Metallwirt
schaft den stärksten Arbeitsplatz.abbau 
zu verzeichnen haben. Dagegen steigt 
der Anteil der Beschäftigten in den Be
rufsgruppen, wo die !GM traditionell 
eher schwach, ist. Dabei bleibt die Ver
ringerung der Mitgliederzahl insgesamt 
geringer als der Rückgang der Beschäf
tigtenzahl - der Organisationsgrad sinkt 
also nicht. Der Anteil der Arbeitslosen in 
der !GM ist von 5% in 1991 auf 12,2% 
in diesem Jahr gesteigen. 

Mitglieder
zusammensetzung 

· Die zahlenmäßige Entwicklung ist 
aber nicht allein auf den Abbau von Ar
beitsplätzen zurückzuführen. In der der
zeitigen Situation verschärfen sich of
fensichtlich strukturelle Mängel, die in 
den Jahren zuvor überdeckt worden sind. 

Dazu einige Erläuterungen aus einer 
von der !GM in Auftrag gegebenen Ana
lyse: Die Mitglieder in der IG Metall 
sind bemerkenswert älter als die abhän
gig Beschäfügten insgesamt. Dies be
trifft Arbeiter/innen und Angestellte zu
sammen.4 Bei den Arbeitern und Arbei
terinnen besteht ein deutliches Organisa
tionsdefizit in der Gruppe der bis zu 
25jährigen. Dies ist u.a. zu erklären da
durch, daß bisher die Mitgliederwerbung 
in der Form der Organisierung der Neue
ingestellten erfolgte -· in Zeiten des stän
digen Arbeitsplatzabbaus eine Zuwachs
rate, die gegen Null läuft. 

Bei den Angestellten besteht aber ein 
deutliches Organisationsdefizit bis in die 
Altersgruppe der 40jährigen. Die 9rup
pe der Angestellten ist trotzdem mittler
weile mit 42,8% die größte in der klassi
schen Unterteilung Arbeiter, Angestellte 
und Beamte. · 

::;[.11:-ZEirSCl-jRIFJ" FOR·soZIAl.lsnSCHE POLITIK UND w1RTSCHAFT, HEFT se, 1995 

Zudem ist ein besonders starkes De
fizit bei der Organisierung im Bereich 
der jüngeren Frauen feststellbar. Hin
sichtlich des frauenpolitischen Profils 
der !GM war der Gewerkschaftstag in 
Berlin innerorganisatorisch eine große 
Enttäuschung: Von den Medien eher 
unbeachtet blieb die Auseinanderset
zung um die Einführung einer verbindli
chen Frauenquote in der Satzung der IG 
Metall. Der Frauenausschuß beim Vor
stand hatte beantragt, folgende Passage 
in die Satzung aufzunehmen: .,In allen 
Gremien der JG Metall müssen Frauen 
entsprechend dem Mitgliederanteil [zur 
Zeit ca. 18%] vertreten sein. " Der An
trag verfehlte knapp die 2/3-Mehrheit, 
so daß nun statt der Muß-Bestimmung 
eine Soll-Bestimmung in der Satzung 
steht. Die Argumentation des Vorstan
des: Es bestünden rechtliche Bedenken 
gegen eine Muß-Formulierung. 

Organisations- und 
Mitgliederentwicklung 

Das Projekt „Mitgliederentwicklung -
ME" soll nun all diesen Tendenzen in 
Sachen Mitgliederverlusten und Mitglie
derzusammensetzung etwas Entschei
dendes entgegenstellen. Zudem soll 
durch das Projekt „Organisationsent
wicklung - OE", von einigen auch zy
nisch-scherzhaft als „OffenbarungsEid" 
bezeichnet, den Verkrustungen in der 
]GM zu Leibe gerückt werden. 

Denn sollte für die IG Metall auch 
nur im Ansatz das gelten, was in Studien 
über gewerkschaftliche Kommunikati
onsstrukturen analysiert wurde, könnte 
es - zumindest dem Anschein nach -
schlimmer nicht sein. ,,Man beanspru
che for sich einen privilegierten Wahr
heitszugang. arbeite mit einer Treue
und Verratsideologie und nehme sich in 
dauerhafter Kampfstimmung zuwenig 
Zeit zum Lernen " heißt es in einem Bei
trag der Zeitschrift Mitbestimmung. 5 

Mobilisierung 
der Mitglieder 

Es sollen nicht nur die Strukturen der 
· innergewerkschaftlichen Arbeit den neu
en Anforderungen entsprechend entwik- · 
kelt werden, sondern die !GM will die 

. ; :'.:/ · .einzelnen Mitglieder „in Bewegung brin

... /;,i -gen". Auch dazu wurde eine Analyse des 
: J!f.JST-Standes gemacht: Etwa ein Viertel 
', Y'fi; _der erwerbstätigen Mitglieder der Orga
. • .. nisation kann als Stütze für Aktivitäten 

. und Aktionen angesehen werden, In die-

sem Viertel ist der Anteil der Angestell
ten, der Frauen und der Auszubildenden 
sehr niedrig. Relativ problemlos mobili
sierbar für zentrale Aktionen ist ein wei
teres Viertel. 20% sind kaum zum Mit
machen zu bewegen, 30% sind total pas
siv. 

Das Ziel der Mobilisierung der Mit
glieder, das Aufgreifen der individuellen 
Lebensstile, die bewußte Herangehens
weise an sich ändernde gesellschaftliche 
Strukturen ist in der Diskussion um die 
Neuorientierung der IG Metall-Arbeit si
cherlich lobenswert, wenn hicht sogar 
einzigartig. Denn es passiert ja eben 
nicht das, was in vielen Großorganisatio
nen sonst gemacht wird bzw. gemacht 
wurde, bis sie eben keine mehr waren. 
Die Gewerkschaft wird eben nicht gegen 
Kritik immunisiert. Die Kritik wird nicht 
an die Mitglieder zurückgegeben, indem 
'man deren Passivität als das eigentliche 
Problem darstellt. Es wird auf die Verän
derungen in der Gesellschaft und die sich 
daraus ergebenden Unzulänglichkeiten 
der Organisation nicht mit dem „klassi
schen" heroischen Appell geantwortet. 
Damit wird ein entscheidender Fehler 
nicht gemacht, der in vielen anderen Or
ganisationen das Verhältnis zwischen 
Funktionären untereinander und das 

. Verhältnis von Funktionären zu Mitglie
dern kennzeichnet.' 
Ein (Das?) Mittel, um gegen den dro
henden Verlust von Mitgliedern und 
damit auch Einfluß anzugehen, ist die 
Mobüisierung derjenigen, die in den 
Betrieben und Verwaltungen wohl im
mer noch das beste Werbemedium sein 
könnten: Die eigenen Mitglieder, die 
als Interessenvertreter/innen rüber
bringen sollen, wozu eigentlich heute 
eine Gewerkschaft noch gebraucht 
wird. ,,Wenn wir die IG Metall nicht 
ändern, werden wir eine Organisation 
sein, die hinter der Zeit herläuft .... Für 
viele Mitglieder ist die Arbeitsweise 
nicht mehr <\urchschaubar, überkom
mene Hierarchien erregen Anstoß, in 
Detailfragen zerstritten, . zersplittert 
sich die Organisation. Es ist richtig: 
Unsere Bürokratie wird zum Hemm
schuh.u7 

Sparpolitik 
Bei all den Aktivitäten bleibt somit 

aber ein Problem bestehen: Die laufen
den Projekte werden erst mittelfristig 
Wirkung zeigen. Bis dahin plant die Or
ganisation unter negativen Vorzeichen: 
Sparen heißt die Devise. Quasi als Zei-

GEWERKSCHAFTS-POLITIK'• 

chen für die Mitglieder ·wurde auf dem 
Gewerkschaftstag die Verkleinerung 
des geschäftsführenden Vorstandes be
schlossen - auch auf der Vorstandsebe
ne wird gespart. 

Diese Politik des Sparens birgt viele 
Konflikte in sich. Unklar scheiµt immer 
noch zu sein, ob das Sparen mittlerweile 
ein Wert an sich ist, oder ob es mit einer 
neu strukturierten Organisation zu einem 
effizienteren Einsatz knapper Mittel 
kommen soll. ,,In den zur Zeit geführten 
Spar- und Orgqnisationsstrukturdebat-
ten gewinnen alle bisher verdrängt,q/} •· 
Probleme wie 'Anonymität der Zeniil;c!'(" 
le ', 'Zentralisierung', 'Dezentralis(e+,"'. 
rung', 'Transparenz der Entscheidun.' 
gen' und 'Mitgliederbeteiligung' erneut 
an Aktualität. ·• 

Die Diskussion dieser Bereiche mün
det mittlerweile in eine breit angelegte 
Debatte über die Neuverteilung der Auf
gaben zwischen den einzelnen Ebenen. 
Bei aller Unterschiedlichkeit in den ein
zelnen Veränderungsschritten läßt sich 
zumindest eine große Übereinstimmung 
in der Erwartungshaltung festhalten: Un
ter Neuverteilung der Aufgaben stellen 
sich immer auch alle Beteiligten eine 
Entlastung vor. Für alle soll weniger Ar
beit und mehr Effektivität herauskom
men. 

Weniger Arbeit und mehr Effektivität 
heißt auch, daß einige Bereiche in Zu
kunft nicht mehr von der IG Metall 
selbst erledigt werden sollen. Es wird · 
überlegt, bestimmte Serviceleistungen 
auszugliedern oder neue Serviceleistun
gen anzubieten, die die Attraktivität der 
Gewerkschaft erhöhen sollen. 

Sparen durch Rückzug 
aus der Fläche? 

Aber: Viele befürchten, daß der Weg
fall von bisherigen Funktionen in den 
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Verwaltungsstellen die !GM vor Ort 
schleichend in die Bedeutungslosigkeit 
führt, wenn folgende Einschätzung 
stimmen sollte: ,,Der Mitglieder- und 
Vertrauensverlust kann nur dort aufge-

Die Skepsis gegenüber dem OE-Pro.
jekt ist aber nicht nur durch die Form 
dieser Bemühungen, Geld zu sparen, be
gründet. Denn die Negativzusanunenfas
sung der Folgen von Einnahmeeinbußen 
und Sparpolitik heißt Personaleinsparun
gen und die Tendenz des Rückzugs aus 
der Fläche durch Zusammenlegung von 
Verwaltungsstellen. 

1 ,, 

' 

arbeitet werden, wo die Probleme ent
stehen, dort, wo gestaltet, wo Druck 
ausgeübt, wo die Angst als Disziplinie
rungspeitsche geschwungen wird. Die-
ser Ort ist der Betrieb, ist die Verwal
tungsstelle mit ihrer Betriebs- und Pro
blemnähe. "9 

Die Konzepte sehen bisher aber so 
aus: Zur besseren Organisation, zur 
Schaffung sog. ,,Synergien" werden de
zentrale Einrichtungen wie die Verwal
tungsstellen zusammengelegt, wenn sie 
finanziell zu „teuer'" werden. Die betrof
fenen Verwaltungsstellen fordern natür-
lich den Erhalt, weil für die Mitglieder -
in der Fläche gesehen - eben die örtliche 
Ansprechmöglichkeit auch die Identifi
kation mit der Organisation bedeutet. 
Die Erhaltung einer Verwaltungsstelle 
ist aber nur möglich bei steigenden Mit
gliedszahlen. Die Mitgliedszahlen zu 
steigern geht aber nur, wenn in der Flä
che die zentrale „Organisationsreserve" 
angegangen wird: Die Betreuung der 
Klein- und Mittelbetriebe, wo im Metall
bereich ein Großteil der Beschäftigten 
arbeiten. Eine so intensive Betreuung ist 
aber nur möglich, wenn die Verwal
tungsstellen durch Bezirke und den Vor
stand von Funktionen entlastet werden 
bzw. wiederum mehr und nicht weniger 
Personal vorhanden ist 

Die IGM als ein- ,,Unternehmen", 
welches ein neues Konzept sucht, kommt 
an diesem Punkt in eine schwierige Pha
se. Denn die notwendigen Reformen 
können aus Kostengründen eben nicht so 
umgesetzt werden, daß eine weitere De
zentralisierung der Organisation erfolgt, 

Eine weitaus größere Befürchtung 
besteht darin, daß durch die räumliche 
Entfernung von den Mitgliedern auch 
eine schleichende inhaltliche Entfernung 
von den Grundlagen der !GM-Politik 
einhergehen könnte: Die Propagierung 
der Modernisierung der Gewerkschaft, 
so die Befürchtung, öffnet ein Einfallstor 
für diejenigen, die immer schon den 
Markt und die kapitalistische Wirt
schaftsordnung bejaht haben, und dieje
nigen, die wollen, daß die kapitalistische 
Gesellschaft als altemativlos erscheint. 

Die Befürchtung ist ebenso, daß die 
Gewerkschaften in Zukunft die Konkur
renz- und Wettbewerbsfähigkeit als aus
schließlichen Ausgangspunkt ihrer Akti
vitäten und Überlegungen akzeptieren, 
Diese Fragestellung zieht sich durch alle 
Debatten über die Zukunft der !GM: 
Gibt es Ansatzpunkte für eine dewetk
schaftspolitik für die in den Betrieben 
,,verbliebenen" und weiterhin von Ar
beitslosigkeit, Fremdvergaben, Abtei
lungs- oder Betriebsschließungen be
drohten sog. ,,Stammbelegschaften", die 
nicht die „Standortlogik" zur Grundlage 
haben, sondern grundsätzlich eine Inter
essenvertretung darstellen für diejeni
gen, die auf abhängige Arbeit zur Siche
rung des Lebensunterhaltes angewiesen 
sind? 

Mobilisierung wofür? 
die über größere Einflußmöglichkeiten Beschäftigte fragen bei der Einfüh-
der einzelnen Mitglieder quasi automa- rung neuer Führungsmethoden im 
tisch mehr „Leben" in die Organisation Betrieb, was :für sie herausspringt, wenn 
bringt, die dadurch mehr Ausstrahlung sie mehr Verantwortung übernehmen 
gewinnt. sollen durch Gruppenarbeit und KVP 

i (Kontinuierlicher Verbesserungspro-
11 Angst vor zeß). Die Mitglieder in der IG Metall 
.,.\ der Erneuerung? werden ebenso fragen, WOZU sie sich 

mehr engagieren sollen, was ihnen das 
,Die ersten Entscheidungen zu diesen bringen .soll. Und all diejenigen, die 

1 und weiteren Problembereichen der OE noch eintreten sollen, werden sich eben-
1 ·· ,· werden auf einem außerordentlichen Ge- so fragen, warum sie dies tun sollten. Die 
_ ·-----··- werkschaftstag in ca .. 2)ahren getroffen. entscheidende Frage lautet also: Wie 

· ·-Z11:l<0lllplex sind die Fragen und zu un- kommt die IGM aus der tarifpolitischen 
.. ]lie~~lrf'.4\e-;-:Auffassungernn der und gesellschaftspolitischen Defensive 
" . '. ' 'schori'aüfdiesein Gewerk- heraus? 

·· · '· "'·····'· · lllimg;möglich : . :Zwar.hat derVorstand.derJGM zum 
,,,,,. :Ge~e~kschaftstag bekanntgegeben, daß 

in 1995 schon 40% mehr neue Mitglie
der (insgesamt sind es 80 000) geworben 
wurden als in 1994 - aber der Rückgang 
der Mitgliederzahlen konnte eben nicht 
gestoppt werden: Es ist klar, daß die 
Mitgliederentwicklungs- und Organisa
tionsentwicklungsprojekte zusammen 
mit dem Ergebnis der Tarifrunde 1995 
'nicht schon allein genügend Motivation 
bringen, den Aufbruch zu schaffen, den 
die IG Metall braucht 

Die zentrale Frage in der Entwick
lung der JG Metall ist die, ob Gewerk
schaften auch zukünftig Kampforganisa
tionen sein wollen und sein können -
oder ob sie sich damit abfinden wollen 
(oder müssen?), mehr und mehr als Ser
vice-Einrichtung für Mitglieder zu fun
gieren. 

Der Versuch der !GM, mit dem vor
geschlagenen „Bündnis für Arbeit" ge
nau dieses Problem der Verbindung von 
Interessenvertretung und Gesellschafts
pcilitik hinzubekommen, wird denn auch 
genauso unterschiedlich beurteilt, wie 
die oben geschilderten Grundpositionen 
nun eben sind. 

Die Skeptiker befürchten, daß über
all dort, wo die Belegschaften und die 
Betriebsräte durch drohenden Arbeits
platzabbau und gewerkschaftliche Or
ganisationsschwäche ohnehin schon in 
der Defensive sind, sie nun durch den 
Vorschlag von Klaus Zwickel noch 
mehr unter Druck geraten: Denn laut 
klatschten die Unternehmensverbände 
Beifall, daß nun endlich der Zusammen
hang von zu großen Lohnsteigerungen 
und Arbeitsplätzen anerkannt werden 
würde. Was aber ist denn nun der Vor
schlag der JG Metall? 

Bündnis für Arbeit 
,, Wenn die Unternehmen der Metall

verarbeitung garantieren, in den näch
sten drei Jahren auf betriebsbedingte 
Kündigungen zu verzichten, 300.000 zu., 
sätzliche Arbeitsplätze zu schaffen, au-

! . 
1 ·" 

1 

! i ,, 

ßerdem 30.000 Langzeitarbeitslose ein
zustellen sowie die Z~hl der Ausbil
dungsplätze um Jährlich fünf Prozent zu 
steigern und wenn die Bundesregierung 
verbindlich erklärt, bei der Novellierung 
des Arbeitsförderungsgesetzes auf die 
Kürzung des Arbeitslosengeldes und 
der Arbeitslosenhilfe zu verzichten und 
die Sozialhilfekriterien nicht zu ver
schlechtern, eine Regelung zur Ge
währleistung des Ausbildungsplatzan
gebotes entsprechend der Nachfrage zu 
schaffen, Betriebe, die nicht oder zuwe
nig ausbilden, zum Lastenausgleich 
heranzuziehen, dann werde ich mich 
dafür einsetzen, in 1997 Einkommens
steigernngen zu vereinbare'!, die sich 
am Ausgleich der Preisste)gerungen 
orientieren, und befristete Einarbei
tungsabschläge für Langzeitarbeitslose 
Zu ermöglichen. '' 11 

Natürlich ist es den Langzeitarbeits
losen gegenüber problematisch - auch 
angesichts der früheren deutlichen Absa
gen in diese Richtung - über ihre Köpfe 
hinweg darüber zu verhandeln, daß sie 
nun für weniger als ihre Kolleginnen und 
Kollegen arbeiten sollen .. Trotz der öf
fentlich geäußerten Wunschvorstellun
gen der Unternehmerverbände ist es abef 
nicht so, daß die IGM bereit wäre, auf et
was zu verzichten. Sondern zuerst muß 
in 1996 konkret nachgewiesen werden, 
daß z.B. neue Arbeitsplätze geschaffen 
worden sind. Dies alles soll auf einer 
vertraglichen Grundlage geschehen, da
mit die Verbindlichkeit für beide Seiten 
gegeben ist. 

Mittlerweile widersprechen sich die 
unterschiedlichen Gruppierungen auf 
der Gegenseite in der Öffentlichkeit So 

· erklärt das Bundeswirtschaftsministeri
um, es könne nicht viel für die Umset
zung des Vorschlages tun, während sich 
der Arbeitgeberpräsident positiv zu dem 
Vorschlag äußert." 

... Wichtig ist bei all dem aber sicher: 
.Jich, daß der Vorschlag der !GM dazu 
. führt, daß die öffentliche Debatte über 

ein konkretes Sachthema (Schaffung von 
Arbeitsplätzen) geführt werden muß und 

,·:·endlich die unsägliche Debatte darüber 
· .,.beendet wurde, daß die JG Metall mit ih
:;, ren starren Tarifverträgen die Flexibilität 
:;.tler Unternehmen einschränken würde. 
}"ie Verbindung der programmatischen 

Aussage, daß zukünftig in Tarifverträ
gen geregelt werden soll, daß Mehrar
beit durch bezahlte Freizeit ausgegli
chen werden soll, ist Bestandteil der 
jetzt stattfindenden Gespräche. 

Auch zu diesem Punkt gibt es natür
lich kritisch-skeptische Meinungen: 
Angesichts von 234 Millionen Über
stunden jährlich allein in der Metall
wirtschaft ist das Vorhaben, Arbeits
zeitmodelle unter dem programmati
schen Ausdruck der „Zeitsouveränität" 
für die Beschäftigten herauszuholen, si
cherlich nicht einfach. Denn gerade mit 
dem Zeitpunkt der Einführung und Um
setzung der 35-Stunden-Woche scheint 
sich immer mehr abzuzeichnen, daß 
längst viele, viele betriebliche Modelle 
der Arbeitszeitregelungen weit über das 
hinausgehen, was eigentlich durch den 
Tarifvertrag geregelt sein sollte. 

Ausblick? 
Zur Zeit laufen die ersten Gespräche 

über diesen Vorschlag auf der Ebene der 
für Tarifpolitik verantwortlichen Bezir
ke. Ein Ergebnis gibt es noch nicht Auf 
jeden Fall werden die Arbeitgeberver
bände sich fragen lassen müssen, was sie 
denn nun tun wollen, um langfristig et
was für mehr Arbeitsplätze zu erreichen. 

Die politische Bedeutung vom 
„Bündnis für Arbeit" wird seine ganze 
Brisanz erst in I 996 entfalten können. 
Vielleicht ist die Frage zu stellen, welche 
Bundesregierung in welcher Zusammen
setzung denn gemeirit wai-, mit der der 
weitere Sozialabbau verhindert werden 
soll. Auf jeden Fall werden die vorgetra
gene Idee und die sich. daraus ergeben
den Verhandlungen aufschlußreich dar-· 
legen, · welche gesellschaftspolitischen 
Spielräume zwischen Arbeit und Kapital 
in der BRD noch bestehen: ,,Die Beur
teilung des Erfolges wirtschaftlicher 
Prozesse allein nach Gewinn und Um
satzwachstum erweist sich immer mehr 
als ein Kurs, den wir im Interesse einer 
gesellschaftlich, sozial und· äkologisch 
verträglichen · Entwicklung korrigier~n 
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müssen. Ich habe den Eindruck, daß auf 
dieser relativ abstrakten Ebene ein 
breiter Konsens existiert oder herge
stellt werden kann, der sich aber bei der 
.konkreten Bearbeitung des „ was" und 
des „ wie" schnell in Luft auflöst. "13 

Genau diese Differenzierung scheint 
durch den konkreten Vorschlag nun 
möglich - die Auseinanderse"tzungeµ 
zwischen dem Standortblock und dem 
Reformblock innerhalb der Parteien 
wird eine Vorentscheidung für das Er
gebnis der nächsten Bundestagswahlen 
bilden. 

1 Klaus Zwickel, Protokoll des 18. Gewerk· 
schaftstages. S. 212. 

2 K. H. Schönberger, Protokoll 18. Gewerk· 
schaftslag, S. 193. 

3 Vgl. Mitgliederstalistik der IG Metall, Stand Ok
tober 1995. 

4 Vgl. Smid, Menno: Schwächen der IG Metall. 
Standpunkt 2/95. S. 15. Die weiteren Angaben 
zur Mitgliedszusammensetzung sind aus die
sem Artikel entnommen. 

5 RainerZech: lm Selbstgespräch zur Stagnation. 
In: Mitbestimmung 2/95, S. 551. 

6 Vgl. Zech, S. 55 f. 
7 Vgl. Frank Teichmüller, Bezirksleiter IG Metall 

Bezirk Küste. In: Emder Zeitung vom 28.5.1994. 
8 Vgl. Hans Preiss: Anspruch oder Wirklichkeit? -

Mitgliederbetieligung und Organisationsant· 
wicklung. In: Sozialismus- Forum Gewerkschaf· 
ten 2/95, S. 42. : ... ;:, .. 

g Vgl. Hans Preiss, a.a.O., S. 43. . -irtY\ · 
10 Vgl. Roman Herzog, Ansprache au! de~M; 

werkschaftstag', Protokoll 18. Gewerksc~f 
lag, S.15. "-"'=: 

11 Klaus Zwickel: Grundsatzreferat, Protoko11·1e; 
Gewerkschaftstag, S. 273. 

12 Vgl. Gottschbl will Bündnis für Arbeit. In: Han
delsblatt vom 22.11.1995, S. 1 und S. 5. 

13 Walter Riester: Die Zukunft der Arbeit- Die neue 
Rolle der Gewerkschaften. In: Arbeit der Zukunft 
- Zukunft der Arbeit. Hg.: Alfred-Herrhausen-G·e
sellschaft für Internationalen Dialog. Stuttgan: 
Schäffer-Poeschel. 1994, S. 182. 
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Vom gewerkschaftspolitischen 
,,Bauchladen'' zur Splitterorganisation? 

Die ÖTV nach der Organisationsreform 

Die ÖTV ist nicht nur mit fast zwei penausschuß zu kandidieren, verloren 
Millionen Mitgliedern die zweit- im Laufe des Wahlzeitraums von vier 
größte Einzelgewerkschaft in Jahren das Interesse an dieser Arbeit, 

Deutschland, sondern auch die mit der weil sie für sich andere, neue Schwer
kompliziertestenMitgliederstruktur. Dort punkte setzten. Auf der anderen Seite ist 
finden sich die Beschäftigten des Friseur- eine Organisation dieser Größe und Mit
handwerks neben LKW-Fahrern, Be- gliederstruktur dringend darauf ange
schäftigte aus Anwaltskanzleien oder wiesen, neben der Basisarbeit im Betrieb . 
Arztpraxen neben Schiffahrtspersonal, auf der einen und der Vorstandsarbeit 
Busfahrerinnen neben Beschäftigten aus auf der anderen Seite eine auf Berufs
Atomkraftwerken oder Beschäftigte der und Beschäftigtengruppen bezogene 
Kirchen neben Bundeswehrsoldaten. Detailarbeit zu gewährleisten. Notwen
Der größte Teil der Mitglieder arbeitet dig sind von den Mitgliedern demokra
im öffentlichen Sektor. Doch auch dabei tisch legitimierte Organe, die die Rich
läßt sich nicht von einer homogenen tungs- und Schwerpunktentscheidungen 
Struktur sprechen. Ob Ministerialbeam- treffen ebenso wie Arbeitsstrukturen 
tin oder Müllwerker, Straßenbahnfahre- ohne formale Zwänge, die es möglichst 
rin oder Finanzbeamter, Hilfspolizistin vielen Mitgliedern erlauben, ihre Vor
oder Vermessungstechniker, Erzieherin stellungen zu artikulieren und in die Ent
oder Schulhausmeister, Angestellte in scheidungsprozesse· einzubringen. Das 
der Arbeitsverwaltung oder Kranken- alles jedoch, ohne in e.inen Zustand der 
pfleger, Hochschulprofessorin oder Ver- organisierten Unverantwortlichkeit zu 
waltungsfachangestellter, Rentnerin geraten. 
oder Auszubildender, oder, oder ... ; die Hinzu kOmmen noch weitere 
unterschiedlichsten beruflichen Aus- Aspekte. Die Erkenntnis, daß Groß- · 
gangssituationen machen es schwer, ge- organisationen, ob große Privatunter
meinsame Interessen und Forderungen nehmen oder öffentliche Verwaltungen, 
zu formulieren und durchzusetzen. Dies Parteien oder eben Gewerkschaften, 
drückt-sich auch darin aus, daß die ÖTV eine Tendenz entwickeln, sich mit zu
jährlich ca. 1000 Tarifverträge ab- nehmender Größe immer mehr mit sich 
schließt! selbst zu beschäftigen als mit ihren 

In über Jahrzehnten gewachsenen Kunden oder Mitgliedern, trifft auch für 
Organisationsstrukturen wurde ver- die ÖTV zu. Statt der Ergebnisse von 
sucht, den unterschiedlichsten Bedürf- Gewerkschaftsarbeit steht deren Form 
nissen an Gewerkschaftsarbeit gerecht im Mittelpunkt. Aber auch die Ansprü
zu werden. Neben den Delegiertenkon- ehe der Mitglieder haben sich verändert. 
ferenzen und Vorständen als Organen Es gab Zeiten, da war auch im öffentli
gab · es Personengruppenausschüsse, chen Dienst, zumindest in manchen Be-

. Hauptabteilungen, Abteilungen, Ar- trieben, die Mitgliedschaft in der Ge
beitskreise, dies alles neben der betriebs- werkschaft eine Selbstverständlichkeit. 
bezogenen Arbeit in Vertrauensleute- Die Frage nach dem „Warum" verbot 

· ~mi~n und Bettiebsgruppen. Und trotz sich von selbst. Eine zunehmende Ten
·. ffi.~~~I .. kal!m. :noch durchschaubaren denz zur Individualisierung macht auch 

. Struktür mehrten sich die Stimmen der- die Legitimation von Gewerkschaften 
„j~rügen, die sich mit ihren Interessen schwieriger. Das einzelne Mitglied 

..•.. ,.d,orfiüchtwiederfanden. möchte wissen, was es persönlich von 
·· .,.,. . ... ·an·der·ubetbettiebli:~:- seiiier Mitgliedschaft hat. Das meint 

· ,mimer~mehr zur(lck.' : nicht zwangsläufig eine materielle Lei-
:Kollegen, die sich be- stung nach d v · h · · .~:,: .. ,·;···,·····--::·-.:::.'··:: .. ··. --- ... :·; _. _ . em erste erungspnnz1p: 

~l'.:':".2[~;.:.:~~,."'as ich oben hineinstecke, muß 
: . .;:-:-· :\: :.':/:;::~:-~.~~ ... ~in" Gegeiiwert liCfauskommell 

"•·"" "'.iJ?~ :zunehmende Engagement in Bür: 
;-'."'' 

von Kurt-Ulrich Heldmann• 

gerinitiativen oder Organisationen wie 
Greenpeace zeigt die Bereitschaft, sich 
auch mit zum Teil hohem Zeit- und 
Geldaufwand für immaterielle Ziele 
einzusetzen. 

Für Gewerkschaften läßt sich glei
ches nicht feststellen. Deren Image ist 
schlecht, sie gelten als antiquiert. Des
wegen fällt es immer schwerer, neue, 
vor allem junge Mitglieder zu gewinnen 
- das gilt übrigens nicht nur für die ÖTV, 
sondern für alle Gewerkschaften. Eine 
sozialwissenschaftliche Untersuchung· 
von 1994 brachte erschreckende Ergeb
nisse: danach erklärten gerade mal 2% 
der Nichtmitglieder, sie würden in eine 
Gewerkschaft eintreten, würden sie dazu 
aufgefordert. 72% der befragten Nicht
mitglieder möchten nichts mit einer Ge
werkschaft zu tun haben; zwei Jahre zu
vor äußerten sich nur 45% so. Aber auch 
unter den Gewerkschaftsmitgliedern 
herrscht nicht nur eitel Zustimmung: 
40% der westdeutschen und 54% der 
ostdeutschen Mitglieder einer DGB-Ge
werkschaft zogen der gleichen Untersu
chung zufolge einen Austritt konkret in 
Betracht. 

Besondere Probleme beim Gewinn 
neuer Mitglieder gibt es zum einen im 
Bereich des Mittelmanagements, im öf
fentlichen Dienst sind das höhere Beam
te, Beamtinnen und Angestellte, und 
zum anderen in den immer häufiger wer
denden kleinen Organisationseinheiten 
und vor allem bei den „Scheinselbstän
digen". Auch werden Beschlüsse von 
Gremien längst nicht mehr als sakro
sankt akzeptiert. Die Mitglieder sehen 
sich nicht mehr als ein kleines Teil in ei
nem großen Kollektiv, für die die Füh
rung schon die weisen und richtigen 
Entscheidungen treffen wird, Sie wollen 
als Individuen mit ihrer Meinung ernst 
genommen werden. Ist das nicht · der 
Fall, verabschieden sie sich. Und letzt
lich befindet sich die gesamte Gesell
schaft und mit ihr die Arbeitswelt in ei
ner Umbruchsituation. Darauf muß auch 
die ÖTV reagieren oder besser noch,_ sie 
muß agiere~ um diese Veränderung zu 
steuern. 

: . :· g;:· • 
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. Das gilt in besonderem Maße für ihr 
Hauptbetätigungsfeld, den öffentlichen 
Dienst. Zum einen nimmt sie damit Ein
fluß auf das Arbeitsumfeld, die Arbeits
bedingungen und die Einkommen ihrer 
Mitglieder. Zum anderen erfüllt sie eine 
allgemeinpolitische Funktion für die 
Gestaltung der Gesellschaft. ,,Die Be
deutung öffentlicher Dienste wächst, sie 
nimmt zu, nicht ab", stellte der im Fe
bruar gewählte Vorsitzende der ÖTV, 
Herbert Mai· kürzlich fest. ,,Der Markt 
taugt zur Regulierung von Kauf und 
Verkauf, über den Markt läßt sich Ab
satz und Wettbewerb steuern. Wenn die 
Zielsetzung aber heisst: CO - Minde-

• • 2 • 
rung, Energ1eemsparung, Müllvermei-
dung, Gesundheitsschutz, Schonung der 
Wasservorräte und Schaffung von Ak
zeptanz für gesellschaftliche Lösungen, 
damit den Generationen nach uns gµte 
Zukunftsperspektiven erhalten bleiben, 
dann kann das nicht über den Markt or
ganisiert werden." 

Zwischen Sparprogramm 
und Zukunftsprojekt 

In dieser, hier nur skizzierten Lage 
fanden die Diskussionen um die 
Organisationsreform Statt. Diskussionen 
übrigens, die niemals wirklich die breite 
Mitgliedschaft erreichten. Die Funk
tionärinnen und Funktionäre machten 
sich darüber Gedanken, wie denn die 
Mitglieder, die dies scheinbar überhaupt 
nicht interessierte, zu aktiver GeWerk
schaftsarbeit mottv1ert, intensiver 
einbezogen werden könnten. Diese 
Diskussion hatte eine Parallele zu der 
gegenwärtigen um eine Reform des 
öffentlichen Dienstes. Während es 
nämlich ursprünglich in erster Linie wirk
lich um eine gewerkschaftliche Struktur
debatte ging, vers~hlechterte sich die 
finanzielle Situation der ÖTV. Plötzlich 
wurde aus der Strukturdiskussion eine 
Spardebatte. Die politisch gewollte 
,,Stärkung des ehrenamtlichen · Ele
ments" wurde nun auch unter dem 
Aspekt diskutiert, auf diesem Weg deri 
Bedarf an hauptamtlichen Kräften zu 
verringern. 

Die Finanzlage der Organisation war 
wirklich so, daß kostensenkende Maß
nahmen dringend angezeigt waren, soll
te nicht. ein dramatische Zuspitzung ent
stehen. Die in manchen Medien vor ei
nigen Jahren veröffentlichten Horror

. meldungen, die ÖTV stehe vor der Plei-
i ~::;:/:;.. te, hatten allerdings mit der Realität 
( ·)i~!~/ nichts zu tun. Weder die -Streikkasse 
ii .. :,iuihJ:,ii: .. 
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mußte geplündert werden, um die lau
fenden Kosten zu decken, noch hat die 
ÖTV, anders als manche Kommunen, 
den Fehler gemacht, ihre Werte, wie 
etwa die Bildungsstätten zu versilbern, 
um eine kurzfristige Haushaltssanierung 
zu erreichen. 

Grund für die Unterdeckung des 
Haushalts waren erhebliche Investitio
nen in die Gewerkschaftsorganisation in 
den neuen Bezirken. Die Systematik der 
Stellenpläne, die im Westen gut austa
riert war, stimmte plötzlich nicht mehr. 
Zwar wuchs die Mitgliederzahl durch 
Übertritte der in den früheren Öffentli
chen-Dienst-Gewerkschaften der DDR 
Organisierten beträchtlich, die Einnah
men stiegen jedoch weit unterproportio
nal. Hohe Arbeitslosigkeit und geringe 
Erwerbseinkommen bedeuten niedrige 
Beitragszahlungen. Die Personalzumes
sung der neuen Kreisverwaltungen ori
entierte sich jedoch nicht am Beitrags
einkommen, sondern an der Mitglieder
zahl (was prinzipiell auch richtig ist, da 
die Aufgaben der Mitgliederbetreuung 
um so aufwendiger werden, je schlech
ter deren Wirtschaftssituation ist). In
zwischen gehen die Mitgliederzahlen 
zurück, im Osten zwar überproportional, 
jedoch auch im Westen. Dabei handelt 
es sich nicht etwa um mehr Austritte, 
sondern, wie oben schon angemerkt, um 
Probleme bei der Gewinnung junger 
Mitglieder, aber auch um Arbeitsplatz
vernichtung und Abbau von Ausbil
dungsplätzen im öffentlichen Sektor in 
zunehmendem Umfang. 

Die Überlegung, zur Haushaltssanie
rung unnötigen Verwaltungsaufwand 
abzubauen.und die Kräfte weniger in der 
Zentrale als dort zu konzentrieren, wo 
die Mitglieder unmittelbar ange
sprochen werden können, hatte nicht nur 
unter · Kostengesichtspunkten· einen 
gewissen Charme. Auch unter gewerk
schaftspolitischen Überlegungen mach- . 
te das Sinn. · Deswegen war es konse
quent, daß der im Verhältnis größte 
Stellenabbau in der Stuttgarter Zentrale 
und der geringste in den Kreisverwal
tungen ·erfolgte. Gleichwohl bedeutet 
der Abbau von 600 Stellen von zuvor 
rund 3500 allema,l eine .Zäsur. 

Die Organisationsreform hatte je
doch auch noch andere Aspekte: die 
Verkleinerung von Gremien (Vorstände 
und Delegiertenkonferenzen, ,Beirat, 
große Tarifkommission) und vor allem 
die Öffnung . überbetrieblicher . Arbeit 
und der Anspruch, sie näher an die Mit
glieder zu bringen. Dazu gibtes kein Pa-
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tentrezept, sondern die Kreisvorstände 
entscheiden selbst, wie sie diesen An
spruch realisieren wollen: Entschei
dungskompetenz statt Verweis auf die 
„Beschlußlage". Dazu gehört auch eine 
größere Transparenz der Arbeit. Wenn 
der Anspruch der mitgliedernahen 
Arbeit ernst gemeint ist, kann es nicht 
darum gehen, in Form von Proj ektgrup
pen oder Koordinierungsausschüssen 
.,,Spielwiesen" zu schaffen und anson
sten im Kreisvorstand davon losgelöst 
die mehr oder wenigen weisen Entschei
dungen zu treffen. Vielmehr muß beides 
verzahnt werden. Der Kreisvorstand, ge
nauso natürlich auch andere Organe und 
Vorstände, muß seine Arbeit, seine Vor
stellungen an möglichst viele Mitglieder 
herantragen, seine Beschlüsse hinsicht
lich auch ihrer Hintergründe durchsich
tig machen. Dazu müssen neue, unkon
ventionelle Wege genutzt werden, z.B. 
auch neue Informations- und Kommuni
kationstechniken, wie etwa lokale On
linesysteme. ,,Die Legitimation und 
Verbindlichkeit der nach den Grundsät
zen der innergewerkschaftlichen Demo
kratie getroffenen Entscheidungen wi!(j .. , 
gestärkt. wenn diese transparenter ~\; 
den, nach einem Prozeß ausfiihrH~':' 
Diskussion zustande kommen und untiir° 
verbesserter Beteiligung der Mitglieder 
umgesetzt werden" (aus dem DGB-Ent
wurf „Leitbild zur Zukunft der gewerk
schaftlichen Interessenvertretung"). 

Das alles macht jedoch nur dann Sinn 
und wird nur Erfolg haben, wenn die 
Änderung der Form auch mit einer Än
derung in den Köpfen einhergeht. Die 
Bereitschaft, auch andere Auffassungen 
auszuhalten, Querdenken als etwas Posi
tives zu betrachten und einmal gefaßte 
Beschlüsse als veränderbare Moment
aufnahme zu akzeptieren, gehört dazu. 
Wenn es gelingt, so eine neue Diskussi
onskultur zu entwickeln, kann man 
wirklich von einer Öffnung sprechen. 

Differenzierung versus 
Zentralismus 

,,Die Welt ist komplizierter gewor
den",.lautet ein viel zitierter Spruch. Sie 
ist zumindest differenzierter geworden. 
Durch neuentwickelte technische Mög
lichkeiten werden die Grenzen von Zeit 

· und Raum immer unbedeµtender. Wenn 
beispielsweise ein Lufthansakunde bei 
der zentralen Buchlingsstelle dieser Ge
sellschaft in Kassel anruft, kann es ihm 
passieren, daß er in den USA bedient 
wird, ohne dies zu bemerken. Statt in 
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Kassel in Nachtschicht zu arbeiten, wer- ,,dejobbing", eine Entwicklung weg von 
den die Anrufe nach 22.00 Uhr einfach festen Berufsbildern und Jobs hin zu 
dorthin weitergeleitet, wo gerade die mehr und mehr zeitlich befristeten 
Tagschicht läuft. Es gibt keine natio- ,,Arbeits"verhältnissen, in dem von 
nalen Wirtschaftsstandorte mehr. Die Kommunikationswissenschaftlern er
Arbeitsteilung wird global neu organi- warteten Umfang auch bei uns in Europa 
siert. Inzwischen bieten weniger ent- eintritt, wird es zwar gute, in vielen Jah
wickelte Länder Produkte in vergleich- ren erkämpfte Tarifverträge geben, aber 
barer Qualität, aber billiger an, als hoch- kaum noch Stammbelegschaften, für die 
entwickelte. Das gilt nicht nur für den diese Anwendung finden. (Das größte 
Produktions-, sondern auch für den Unternehmen in den USA ist bereits 
Dienstleistungsbereich. So haben Luft- heute die Teilzeitagentur Manpower mit 
hansa und Swissair ihre Buchhaltungen 560.000 Beschäftigten). 
nach Indien verlagert, läßt die franzö- Erheblich tiefergehende Probleme 
sische Justiz Gesetzestexte von Studen- als die Verkrustungen innerer Struktu
ten in Peking auf Disketten speichern. ren bringen solche Veränderungen in 
,,Die · fortschreitende Öffnung von der Arbeitswelt mit sich. Diese Verände
Waren- und Kapitalmärkten und die rungen dürften im öffentlichen Dienst 
Internationalisierung der Kapitalbe- noch gewaltiger sein als im privaten 
ziehungen verschärfen die Konkurrenz- Sektor. Das bisherige Beharrungsver
bedingungen und begrenzen zuneh- mögen, man kann auch von einer Re
mend - betrieblich wie tarifvertraglich - forrnresistenz sprechen, und die drama
die Handlungsspielräume nationaler In- tische Haushaltssituation vor allem der 
teressenpolitik" (Entwurf DGB-Leit- Kommunen haben eine Dynamik in 
bild). Gang gesetzt, die befürchten läßt, daß 

Neu ist, daß nun auch der öffentliche kein Stein mehr auf dem anderen bleibt. 
Sektor mit internationaler Konkurrenz Ob das, was die Kürzungshysterie und 
rechnen muß. Die Liberalisierung des der Reforrnaktionisnius so alles produ
europäischen Marktes bewirkt bei- zieren, .wirklich sinnvoll ist, auch nur 
spielsweise, daß sich Busunternehmen mittelfristig die dort hineingesetzten 
aus Nachbarstaaten um ausgeschriebene Hoffnungen erfüllt und die Leistungsfä
Buslinien des Linienverkehrs bewerben. higkeit des öffentlichen Dienstes wirk
Auf diesen Druck, verstärkt noch durch lieh verbessert, darf bezweifelt werden. 
öffentliche Finanznot, reagieren öffent- · Solche Überlegungen bremsen aller
liehe Unternehmen wie private: sie ra- dings die Saniererriegen in keiner Wei
tionalisieren, sie ändern ihre Organisati- se. Kürzlich ging die Meldung durch die 
on. Das bedeutet nicht nur weniger Ar- Presse, die Stadt Oberhausen habe sämt
beitsplätze, sondern erschwert auch die liehe Wirtschaftsbetriebe, die für Gar
Interessendurchsetzung mit den bisheri- tenarbeiten, Straßenreinigung oder Ver
gen Instrumenten für die, die noch einen und Entsorgung zuständig sind, an den 
Arbeitsplatz haben. Auch im öffentli- Babcock-Konzern verkauft, der im Be
chen Dienst: Deregulierung als Patent- reich Maschinen- und Anlagenbau so
rezept? wie Energie- und Umwelttechnik tätig 

Wenn Großbetriebe wie die Kasseler ist. Hier soll nicht der Frage nachgegan
Verkehxs- und Versorgungsgesellschaft gen werden, was dies über den Zeitraum 
mbH ihren Betrieb in viele kleine, wirt- von drei Jahren hinaus, rtlr den vertrag
schaftlich selbständig handelnde, eigen- lieh Gebührenerhöhungen ausgeschlos
verantwortliche .und z. T. in Konkurrenz sen sind, für die Daseinsfürsorge bedeu- . 

· zueinander tretende Einheiten zerglie- .ten wird. Auch nicht der Frage, warum 
... • .dtll:I!, .lmben Gewerkschaften mit den ein solches Unternehmen die gekauften 
t: . ' ~11traljstisch •, organisierten Mitbestim- Aufgabenbereiche meint profitabel be
•!,: :, ::~~~n ··plötzlich nicht mehr treiben zu können, während die Kom

~n;;~d~tn'50, 60 oder 70 Verhand- mune dies offensichtlich nicht kann. 
' '' ::·:::.:;.. )i',\o'enri•Meilschen es vor- ~ier interessiert mehr die Frage, was 

""~[t!l&!icb: HI' den"Betrieb;-die eme solche Entwicklung für eine Ge
;,~,.~ IDlter Nutzung werkschaft des öffentlichen Dienstes 

on do~ .. wo sie bedeutet Wie auch immer die derzeit 
·~-~~l'l!.wol, . ...:..noch .. 1255 Beschäftigten der ehemals 
.~ inflhsam stadtischen Unternehmen im Gesamt

'"'"'' }!!,ll.'~ lromem (rund 40.(!0<J B~schäftigte) auf" ,ffl:~,, ··ll':l!en .. ~en; emes 1st klar: selbst 
''·;:,:~~:aüi•ini•Orgimisationsbereich 

der ÖTV bleiben sollten, fallen sie aus 
dem Bereich der Tarifverträge ·für den 
öffentlichen Dienst heraus (es ist sehr 
unwahrscheinlich, daß Babcock Mit
glied der VKA - Vereinigung kommu
naler Arbeitgeber - werden wird). 

Dies mag individuell für die Einkom
m~nssituation nicht zwangsläufig nach
teilig sein. Es schwächt jedoch die 
Durchsetzungskraft der ÖTV ungemein. 
Die größte Kampfkraft entwickelt sie in 
Tarifrunden im Arbeiterbereich. Wenn 
aber genau diese Bereiche aus den öf
fentlichen Tarifverträgen herausgebro
chen werden, bleibt davon nicht mehr 
viel übrig. Das Oberhausener Beispiel 
ist besonders spektakulär, jedoch kei
neswegs ein Einzelfall: Teilverkauf der 
Stadtwerke in Bremen, ähnliche Pläne in 
Kassel, die Bildung von privaten Fahr
dienst-Gesellschaften anstelle öffentli
cher Verkehrsunternehmen usw. Die 
verbleibenden Mitglieder im „klassi
schen" Verwaltungsbereich werden 
kaum in der Lage sein, den Verlust aus
zugleichen. Die Gefahr, die daraus re
sultiert, besteht darin, daß sich die öf
fentlichen Arbeitgeber dann mit ihren in 
der letzten Tarifrunde als „Horrorkata
log" titulierten Kürzungskonzepten 
durchsetzen werden. 

Individualisierung 
erfordert Kollektivität 

Was die Entwicklung im Telekom
munikationssektor demnächst an zusätz
lichen Verwerftmgen bewirken wird, 
wird deutlich, wenn man sich die Ent
wicklung im Banken- und Sparkassen
bereich ansieht. Von den rund 36 Millio
nen Konten bei Sparkassen werden der
zeit erst rund 380.000 elektronisch ver- · 
waltet. Doch das, was mit Geldautomat 
und Kontoauszugsdrucker begonnen 
hat, wird, ob wir dies wollen oder nicht, 
zu einer gewaltigen Veränderung des 
Bankenwesens führen. Schon jetzt gibt 
es Banken ohne Filiale. Sie arbeiten nur 
noch per Telebanking oder über Online
Systeme. In den USA wird der kurzfri
stige Verlust von 400.000 Arbeitsplät
zen im Bankgewerbe aufgrund dieses 
Trends prognostiziert. Ein Trugschluß 
ist die Annahme, eine zunehmende Indi
vidualisierung würde demnächst kollek
tive Absicherungen durch Gewerk
schaften und damit letztlich diese selbst 
entbehrlich machen. Das Gegenteil ist 
der Fall. Je höher das .Maß der Indivi
dualisierung im Arbeitsleben und je 
mehr damit, wie beschrieben, auch die 
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~------------------- GEWERKSCHAFTSPOLITIK 

:"Deregulierung fortschreitet, desto grö
\i ßer wird die potentielle Konkurrenz 
· dieser Arbeitnehmer untereinander oder 

zu den Scheinselbständigen. Konkur
renz auszuschließen und damit ein 
größtmögliches Maß an gemeinsamer 
Interessendurchsetzung zu sichern, war 
und ist die zentrale Aufgabe von 
Gewerkschaften. 

Doch während dies früher aufgrund 
relativ homogener betrieblicher Struktu
ren häufig auch betrieblich oder zumin
dest in überschaubaren Branchen mög
lich war, schafft die zunehmende Diffe
renzierung und Zergliederung völlig 
neue Durchsetzungsbedingungen. Des
wegen muß gerade die ÖTV nach neuen 
Methoden suchen, um auf die sich ver
ändernden Bedingungen gestaltend Ein
fluß zu nehmen. Die diversen Konsoli
dierungsvereinbarungen sind ·sicher ein 
möglicher Weg dazu, sich allein darauf 
zu verlassen, greift jedoch zu kurz. Bei
spiele zeigen, daß auch noch so radikale 
Sanierungskonzepte nicht ausreichen, 
die finanzielle Situation der Kommunen 
dauerhaft zu verbessern. Ohne struktu
relle Veränderungen wird dies nicht ge
lingen. Deswegen muß die ÖTV bei 
Strafe des Untergangs politische Kon
zepte dazu entwickeln. Projekte wie 
,,Zukunft durch öffentliche Dienste" 
oder „Öffentliche Dienste: Wer nach
denkt, sagt Ja" versuchen, Effizienz, Ef
fektivität und Produktivität zur Verbes
serung öffentlicher Dienstleistungen für 
die Bürgerinnen und Bürger zu garantie
ren, Arbeitsplätze zu erhalten, Arbeits
bedingungen zu verbessern und gleich
zeitig die Einflußmöglichkeiten der Be
schäftigten nicht nur auf das „Wie" son
dern auch das „Was" der Produktion von 
Waren und Dienstleistungen zu erhö
hen. Parallel versucht die ÖTV· poli
tisch, auf eine Reform der Gemeindefi
nanzen hinzuwirken. 

Diese Art von Gewerkschaftspolitik 
durchzusetzen, funktioniert nicht mehr 
allein mit den klassischen Methoden 
betrieblicher oder überbetrieblicher 
Auseinandersetzungen. Deswegen muß 
die ÖTV mehr als jede Industriegewerk
schaft ihren Einfluß in der Gesellschaft 
und in Parteien stärken. Sie braucht 
neue Verbündete in Bürgerinitiativen:: 
Vielen langjährigen Funktionären fällt 
dies schwer. Noch immer werden 
Entscheidungen getroffen, die aus der 
selektiven betrieblichen Wahrnehmung 
richtig sein mögen, die jedoch · weit 
darüber hinaus wirken, ohne daß dies 
bei der Entscheidungsfindung aus-

reichend gewürdigt wurde, ohne daß 
andere davon Betroffene darauf Einfluß 
gehabt hätten. Den daraus entstehenden 
Konflikten stehen sie anschließend 
meist hilflos gegenüber. 

Nicht nur Betriebssyndikalismus 
schafft Probleme. Auch die infolge 
unterschiedlicher Machtverhältnisse der 
Vergangeriheit entstandenen unter
schiedlichen Tarife bei gleicher Arbeit 
werden inzwischen zu Rationali
sierungszwecken radikal ausgenutzt. So 
liegen die Einkommen von Busfahrern 
und Busfahrerinnen im öffentlichen 
Dienst gegenüber denen bei Privatun
ternehmen um rund 35% höher; in 
beiden Fällen ÖTV-Tarifverträge. Ähn
lich die Situation im öffentlichen und 
privaten Reinigungsge;erbe (IG Bau, 
Steine, Erden) oder Hauswirtschafts
bereich (Gewerkschaft Nahrungsmittel, 
Genuß, Gaststätten). Statt sich auf die 
Deregulierungswünsche öffentlicher 
wie auch privater Arbeitgeber einzulas
sen und die guten Tarifbedingungen in 
den (noch) starken Bereichen zu ver
schlechtern, sollten die Gewerkschaften 
ihre Tarifpolitik stärker abstimmen. 
Hier könnte der Dachverband DGB eine 
wichtige Koordinierungsfunktion über
nehmen. Für die ÖTV bedeutet das, den 
Versuch zu unternehmen, die Vielzahl 
von Tarifverträgen so weit wie möglich 
zu vereinheitlichen. Um dabei nicht in 
einen neuen Zentralismus zu verfallen, 
können und müssen solche Verträge die 
generellen Einkommensfragen, die 
Arbeitszeit und die Alterssicherung 
regeln und Mindestbedingungen ab-

sichern und gleichzeitig auf dieser 
Grundlage Öffuungsklauseln für örtli
che und regionale ergänzende Regelun
gen enthalten. 

Die zentrale tarifpolitische Aufgabe 
der nächsten Zukunft wird die weitere 
Reduzierung der Arbeitszeit sein. Wäh
rend im Herbst in der Metallindustrie 
die 35-Stundenwoche erreicht ist, wird 
im öffentlichen Dienst noch 38,5 Stun
den gearbeitet. Statt nach unten wollen 
einige öffentliche Arbeitgeber eine Ver
änderung nach oben: für Beamtinnen 
und Beamte in Bayern wurde die 40-
Stundenwoche bereits verordnet, Nie-

. dersachsens Ministerpräsident Schröder 
hegt gleiche Pläne. Damit eine weitere 
Arbeitszeitverkürzung von den Mitglie
dern akzeptiert und so durchsetzbar 
wird, muß sie verbunden sein mit höhe
rer Arbeitszeitsouveränität, also mit der 
Option, weitgehend selbst über Lage 
und Verteilung der Arbeitszeit zu ent
scheiden. 

Zurückgehende Mitgliederzahlen, 
Deregulierung, Zerschlagung bisheriger 
betrieblicher Strukturen:· unter solchen 
Bedingungen Erfolge zu haben, neue 
Mitglieder zu gewinnen und die bisheri- . 
gen stärker in die Willensbildung ujl{: 
Entscheidungsprozesse einzubezie9;:_!\T 
so lautet die kaum lösbare Aufga~i'·' 
Wird sie jedoch nicht gelöst, steht nicht 
nur die Zukunft der ÖTV selbst in den· 
Sternen, sondern werden vor allem .die 
Arbeitsbedingungen und die Einkom
men im .öffentlichen Dienst gefährdet, 
aber auch die öffentliche Daseinsvor
sorge insgesamt. 
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Europa unter Waffen? 
Die Zukunft der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU 

Der Vertrag von Maastricht steht 
I 996 auf einer Konferenz der 
Staats- und Regierungschefs zur 

Revision an. Damit werden auch für die 
Zukunft der noch in den Kinderschuhen 
steckenden Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) der Europäi
schen Union (EU) die Weichen neu ge
stellt. Neben technisch-institutionellen 
Problemen sind es vor allem zwei 
grundsätzliche Fragen, die der Regelung 
harren: Mit welchen Instrumenten soll 
die GASP · zukünftig ausgestattet sein, 
und welchen Platz soll sie in der Archi
tektur Gesamteuropas einnehmen? Ins, 

Nachfolgestaaten der Sowjetunion auf
weisen und sich bereits vollständig nach 
Westeuropa orietltiereh. Zum zweiten 
hat man durch die Vernetzung sicher
heitspolitischer Institutionen, gelegent
lich scherzhaft 'interblocking instituti
ons' genannt, bisher nicht vermocht, das 
Entstehen von Doppelstrukturen und 
Kompetenzüberschneidungen zu ver
hindern, mithin die vielbeklagte Kom
plexität des Systems zu reduzieren. 

Gegen eine 
Militarisierung der EU 

besondere Pläne, der EU militärisc)te In- Unter funktionalen Gesichtspunkten 
strumente an die Hand zu geben, lassen bedeutet dies für die GASP zweiedei: 
sich nicht isoliert von der sicherheitspo- Erstens muß sie dazu beitragen, daß das 
litischen Situation Gesamteuropas dis- derzeitige Geflecht vereinfacht wird und 
kutieren. Fest steht, daß für Europa bis- ineffiziente Überlappungen vermieden 
lang keine Sicherheitsarchitektur exi- werden, indem sie ihren Platz ill einer 
stiert, ja noch nicht einmal exakte Ziel- Arbeitsteilung der europäischen Institu
vorstellungen über eine Architektur be- tionen wahrnimmt. Zweitens muß die 
stehen, die diese Bezeichnung tatsäch- GASP ihre Möglichkeiten zur Nivellie- · 
lieh verdient. Vielmehr wurde seit der rung der Brüche und Gefälle einsetzen, 
Zeitenwende von 1989 sukzessive ver- um ein homogeneres Sicherheitsgefüge 
sucht, mit einem System von 'interlok- für Gesamteuropa zu erzeugen, während 
king institutions' die verbliebenen Si- sie gleichzeitig die Homogenität unter 
cherheitsorgariisationen zu ·konservie- den Mitgliedern erhält. Es ist zweifel
ren, während die mittel- und osteuropäi- haft, ob sie dazu militärischer Mittel be
sehen Staaten (MOE-Staaten) Koopera- darf. Der Vertrag über die Europäische 
tionsangebote erhielten. Diese ·sollten Union (EUV) stellt zur Schaffung mili
teilweise an die westlichen Organisatio- tärischer Instrumente der EU nur vage 
nen heranführen und zunächst den auf fest, daß die Westeuropäischen Union 
sie ausgeübten Druck zur Aufnahme (WEU) als "integraler Bestandteil der 
neuer Mitglieder dämpfen, dem man Entwicklung der Europäischen Union"' 
mittlerweile zögerlich nachzugeben be- zu betrachten sei. Längerfristig stellt er 
girmt. · den Aufbau einer genieinsamen Vertei-
··· ·-. Diese Konstruktion hat jedoch we- digungspolitik in Aussicht. 
sentliche Schwächen: Zum einen ist der Die WEU hat ihrerseits schon 1992 
e.uropäische Kontinent nach wie vor von in der Petersberger Erklärung' festgehal
'eiiiem.:erheblicheri Wohlstands- und In- ten, daß sie grundsätzlich das gesamte 
,fograii<>nsgeflille zwischen West und Ost Spektrum völkerrechtlich zulässiger 

. 'gekennzeichnet, aus dem ein erhebliches Einsätze, sei es innerhalb oder außerhalb 
fü~/:!i~,i\sg~falle re~ültiert. Bruchlinien ihres Vertragsgebietes, sei es mit oder 
' .l: .\l,!~L,.ei)tmaL entlang der ohne Legitimation durch die Vereinten 

' )iodµntegfierten EU-Rau' Nationen, als Aufgabengebiet betrach-
•1frett aber auch östlich der · tet. Mit der Einrichtung der Combined 
'"' n (Tsch~chi~ Slowakei, Joint Task Forces ( CJTF), dem Euro

·-~-~ -~:'1öheren,- korps ünd anderen 'Forces answerable 
.. ~!lt~,:~t .. ~4/"-, tot.t'l-WteEralU' (FAAWEU) sowie bi- .und m~l

,:,.:,,,:::; . ~ .. en bkommen (be1sp1elswe1se 
,.c,r , ... ,ü11et,das,gemeinsame französisch-briti

c"sc~tFf/~!reitkräfteliömiiiando) · wird 
·uni".' H(!Chdruck daran gearbei-

von Reiner Kern* 

tet, Kommand6strukturen und operative 
Fähigkeiten für dieses Einsatzspektrum 
zu schaffen. 3 

Zur Debatte steht nun, inwieweit 
WEU und EU/GASP eine organische 
Verbindung erhalten sollen. Soll die 
WEU zunächst als vierter Pfeiler in den 
Mantel-Vertrag zur EU aufgenommen 
werden? Soll sie vollständig mit dem 
zweiten Pfeiler der Union verschmel
zen? Diese Fragen werden die Regie
rungskonferenz 1996 beschäftigen. 
Schließlich müßten entsprechende Än
derungen im WEU-Vertrag berücksich
tigt werden, der spätestens 1997, gegen 
Ende seiner SO-jährigen Laufzeit, neu 

. verhandelt wird. Eine allzu weitreichen
de Anbindung ist kaum zu erwarten. Ins
besondere Großbritannien wird sich, zu
mindest solange die konservative Regie
rung an der Macht bleibt, dagegen sträu
beny um zu verhindern, daß Gemein
schaftsorgane auf die rein intergouver
nementale Beschlußfassung des Militär
bündnisses Einfluß nehmen. 

Gegen eine enge Verzahnung oder 
gar Vereinigung von WEU und EU spre
chen aber auch eine Reihe anderer gra
vierender Hindernisse. Eines besteht in 
der noch lnuner unterschiedlichen Mit
gliederstruktur der europäischen Institu
tionen. So sind Irland und Dänemark 
Mitglieder der EU, nicht aber der WEU. 
Eine zukünftige Vollmitgliedschaft Dä
nemarks in der WEU ist aufgrund der 
zwingenden militärischen Beistands
pflicht des Brüsseler Vertrages unwahr-· 
scheinlich. Erschwerend kommt hinzu, 
daß die neuen Mitglieder Finnland, 
Österreich und Schweden, ebenso wie 
Irland, keinem der beiden Militärbünd
nisse angehören und allenfalls zur Teil
aufgabe ihrer Neutralität zu bewegen 
sein werden. 

Das bringt schwerwiegende Proble
me mit sich: Müssen· nicht auf Dauer 
verschiedene Modi der Mitgliedschaft 
bzw. Assoziation etabliert bleiben? Und 
wie ist es um die Entscheidungsmecha
nismen bestellt? Muß ein Entschluß mit 
militärischen Folgen nicht zwingend mit 
Einstimmigkeit gefällt werden? Sollen 
etwa die Nicht-Mitglieder der WEU V<Jn 
diesen Entscheidungen ausgeschlossen 

. bleiben? Und wenn ja, können dann mi-

· Iitärische Aktionen über die GASP von 
. allen finanziert werden? Wie immer die
. se Fragen im Detail auch geregelt wer
den könnten, eines bliebe unvermeidbar: 
Es würden sich zwei unterschiedliche 
Klassen von EU-Mitgliedern herausbil
den, quasi eine GASP der 'zwei Ge
schwindigkeiten'. Gravierend ist dabei, 
daß neben dem Tempo auch der Ziel
punkt der Integration nicht notwendiger
weise für alle Beteiligten identisch wäre. 
Dies würde weder die Homogenität in, 
nerhalb der EU erhöhen, noch die Kom
plexität der Sicherheitsarchitektur redu
zieren. 

DieWEU als 
Interventionsinstrument 

der Europäer 

Des weiteren ergeben .sich erhebliche 
funktionale Spannungen aus den unter
schiedlichen Rollen, die derWEU zuge
dacht werden. Sie soit nicht nur militäri
scher Arm der EU werden, sondern auch 
europäischer Pfeiler der NATO bleiben. 
Während e~teres den Aufbau selbstän
diger europäischer Militärstrukturen er
fordert, verbietet letzteres, daß die WEU 
tatsächlich mehr als eine Teilmenge der 
NATO darstellt. Auch das Konzept von 
der NATO trennbarer, aber nicht ge
trennter Einsatzgruppen durch· die CJTF 
kann dieses Problem nicht zufriedenstel
lend lösen. Selbst der Generalsekretär 
der WEU räumt ein, daß deren Konzept 
„sich schlecht eindeutig definieren und 
in die operationelle Realität umsetzen 
läßt"'. Statt dessen wird daher versucht, 
die Konkurrenzen zwischen WEU und 
NATO durch Vorschläge zu einer klare
ren Arbeitsteilung wenigstens abzu
dämpfen. So heißt es weiter: "Die prak
tische Umsetzung des Artikels V des ge
änderten Brüsseler WEU-Vertrages ist 
unverändert in erster Linie die Aufgabe 
des Bündnisses. Nach Artikel VIII kön
nen aber auch andere Operationen 
durchgeführt werden, bei denen mit un
terschiedlicher Härte vorgegangen wird . 
Für diese Operationen - die sogenannten 
Petersberg-Aufgaben - sollte nun die 
WEU die Verantwortung übernehmen. "5 

Im Klartext bedeutet das: Die NATO 
bleibt auch weiterhin das entscheidende 
Verteidigungsbündnis für Europa, die 

·. Rolle der WEU reduziert sich auf die ei-
-.~-;~~-- nes Interventionsinstrumentes der Euro

··· :.: · päer. 
i .. ;',,::,, .. ,,:: Schon die Tatsache daß auch bei der 
• ,:,[!:[[;f-K.Önfliktbearbeitung ii:, ehemaligen Ju-

goslawien beide Bündnisse eine operati
ve Rolle beanspruchen, zeigt aber, daß 
Kompetenzüberschneidungen und funk
tionale Doppelungen sich nicht verhin
dern lassen. Entscheidend ist jedoch, 
daß die Beistandsverpflichtung des 
Brüsseler Vertrages völlig in den Hinter
grund rückt. Denn die CJTF sind nicht 
nur darauf ausgerichtet, ein militärisches 
Vorgehen ohne die USA zu ermögli
chen. Vielmehr erlauben sie auch unter 
europäischen Staaten eine fallweise Zu' 
sammenarbeit in unterschiedlichen In
teressenkoalitionen. Damit sind die Mi
litärstrukturen gar nicht in erster Linie 
dem abstrakten Kriterium europäischer 
Sicherheit, sondern eher dem nationalen 
Interesse verpflichtet. Dies spiegelt die 
Renaissance eines Denkens in militäri
schen Kategorien wider, das unter den 
einflußreichen europäischen Staaten zu
nehmend an Gewicht gewinnt. Es zeich-

- net sich durch die Refunktionalisierung 

Gefragt sind nichtmili
tärische Instrumente, die 
konfliktverhütend wir
ken, anstatt klassischer, 
raektiver Militärpolitik. 

militärischer Macht als Mittel außenpo
litischer Gestaltung und die gleichzeiti
ge Relegitimierung des Einsatzes von 
Gewalt zur Durchsetzung nationaler In
teressen aus. Logische Konsequenz die
ses Denkens ist die Restauration der lo
sen Militärallianz als Interaktionsrah
men.6 

Militär - kein geeignetes 
Mittel zur Konflikt

bearbeitung 
Ein Blick in den umstrittenen Bericht 

einer Expertengruppe, die im Auftrag 
der Europäischen Kommission Überle
gungen zur Zukunft der GASP angestellt 
hat, liefert ein typisches Beispiel für die
se verkürzte Denkweise. In einer stereo
typen Analyse der sicherheitspolitischen 
Situation Europas kommt das Papier zu 
folgendem Ergebnis: ,,Rußland, die 
Ukraine, Mittel- und Qsteuropa, der Bal
kan, das Erstarken religiöser und ethni
scher Nationalismen, ausländerfeindli
che Abkapselungserscheinungen (auch 
innerhalb der Union selbst), der Mittel-
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meerraum, der islamische Fundament
alismus, die Waffenproliferation, das or
ganisierte V erbrechen sind [ ... ] in sehr 
kurzer Zeit zu entscheidenden Fragen 
für die Sicherheit der Europäischen Uni
on geworden."7 Als Konsequenz dieser 
Risikoanalyse wird vor allem der Auf
bau militärischer Planungsinstanzen und 
-instrumentarien empfohlen, bis hin zu 
einer europäischen Eingreiftruppe auf 
der Basis der WEU. Sie soll bis zu 200 
000 Mann umfassen urid in unterschied
lichsten Konstellationen einsetzbar 
sein.8 

Zwei entscheidende Probleme wur
den dabei kurzerhand ausgeblendet. 
Zum einen bleibt unerwähnt, daß sich 
die genannten Risiken einer militäri
schen Bearbeitung größtenteils _entzie
hen. Gefragt sind - beispielsweise in Be
zug auf die Proliferation von Massen
vernichtungswaffen - nichtmilitärische 
Instrumente, die konfliktverhütend wir
ken, anstatt klassischer, nur reaktiver 
Militärpolitik. Zum anderen werden die 
negativen Konsequenzen ignoriert, die 
sich aus der Konzentration auf harte Si.
cherheitsinstitutionen, wie sie sich in der 
skizzierten Anbindung der WEU an.,~ie . 
EU bzw. den WEU und NATO .:!' . 
dachten Aufgaben zeigt, für die ge · ''· '.'.:-: 
europäische Situation ergeben. So.~ 
eine Aufnahme von MOE-Staaten in die 
EU kaum noch ohne einen gleichzeiti~ 
gen Beitritt zu WEU und NATO denk
bar. Dies würde die Beitrittshürde zur 
EU für die assoziierten Staaten erhöhen. 
Zudem würden die vorhandenen Bruch
linien lediglich zugunsten eines eher 
scheinbaren als tatsächlichen Zuge
winns an Sicherheit nach Osten verscho
ben und zementiert. Denn die Grenze 
der EU stellt schon an sich eine ökono
mische Bruchlinie dar. Diese würde 
durch eirie weitere, militärische Grenz
ziehung überlagert und verschärft, wenn 
die EU über eine eigenständige Militär
struktur verfügen würde. 

Darüber hinaus trägt jede Diskussion 
um die Erweiterung der NATO zur zu
sätzlichen Destabilisierung Rußlands 
bei, das deren Ausdehnung in einer 
nachvollziehbaren Reaktion als kon
frontative Änderung seines Umfeldes 
betrachtet. Die Erweiterung der Bünd
nisse kann nicht beliebig ausfallen, son
dern muß aufgrund der geopolitischen 
Gegebenheiten auch langfristig späte

. stens an der russischen Grenze ihr Ende 
finden. Damit ·wird eine gesamteuropäi
sche Perspektive . von vornherein . un
möglich, und Rußland bleibt als potenti-
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eller Gegner außen vor. Wer aber mit 
der „Erweiterung der NATO Europa 
wieder in eine antagonistische Zweitei
lung zurücktreibt, schafft die Grundlage 
für einen neuen Konflikt. "9 Zudem sind 
die größten Unwägbarkeiten für die Si
cherheit mittel- und osteuropäischer 
Staaten weniger in einer tatsächlichen 
Bedrohung durch Rußland als vielmehr 
in der fehlenden Stabilität der eigenen 
politischen und wirtschaftlichen Syste
me und Zivilgesellschaften zu verorten. 
Es sind Demokratiedefizite, fehlender 
wirtschaftlicher Aufschwung und man
gelnde Interdependenz zwischen den 
MOE-Staaten, welche ethnische oder 
andere Konflikte begünstigen, die 
schließlich auch zwischenstaatlichen 
Charakter annehmen können. Diese Ri
siken werden durch den gemeinschaftli
chen Beitritt zu einem .westlichen Ver
teidigungsbündnis weder obsolet, noch 
bringt es für die überwiegend innerstaat
lichen Probleme das richtige Instrumen
tarium mit. 

Konturen einer 
nichtmilitärischen GASP 

An diesem Punkt kann die Definition 
einer sicherheitspolitischen Rolle der 
Europäischen Union anknüpfen. Wenn 
die Einrichtung militärischer Kapazitä
ten weder die Komplexität des Systems 
verringert bzw. Überlappungen abbaut,. 
noch dazu in der Lage ist, die gesamteu
ropäische Sicherheitslage maßgeblich 
zu verbessern, muß die EU sich aufln
strumente besinnen, die ihre Außenpoli
tik von der Entwicklung militärischer 
Bündnisse abkoppeln. Die Union ver
fügt wie keine andere europäische Insti
tution über wirtschaftliche und gesell
schaftliche Kompetenz. Ihre intern jahr
zehntelang erfolgreich erprobte Strate
gie basiert auf dem funktionalistischen 
Paradigma des friedlichen Wandels 
durch internationale Verflechtung. Die
ses Vorgehen bietet sich auch als Modell 
für Gesamteuropa an. 10 Die EU muß also 
ihr ökonomisches Potential und ihre di
plomatische, integrationspolitische Er
fahrung dazu nutzen, auf eine Eineb
nung des Integrations- und Wohlstands
geflilles hinzuwirken und damit ihre 
Funktion als Stabilitätsanker für Mittel
und Osteuropa, aber auch für die Ge
meinschaft unabhängiger Staaten (GUS) 
auszubauen. Gerade die Konzentration 
auf zivile, ökonomisch gestützte Instru
mente erlaubt die Einordnung der GASP 
in eine funktionale Arbeitsteilung euro-
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päischer Institutionen ohne überflüssige 
Doppelungen. 

Mit ihren Hilfsprogrammen sowie 
den Europa- und Kooperationsabkom
men nutzt die EU einen Teil dieses Po
tentials bereits erfolgreich. Weiterge
hende, asymmetrische Marktöffnungen, 
Hilfe beim Aufbau rechtsstaatlicher und 
pluralistischer Strukturen, sowie die 
Förderung der intraregionalen Verflech
tung in Osteuropa, beispielsweise über 
eine Unterstützung der Central Euro
pean Free Trade Association (CEFTA), 
sollten folgen. Zudem muß die EU ihre 
Möglichkeiten zum Aufbaugesamteuro
päischer Strukturen ausschöpfen. Das 
bedeutet vor allem eine Unterstützung 
der Organisation für Sicherheit und Zu
sammenarbeit in Europa (OSZE), die als 
einzige Institution alle europäischen 
Staaten als gleichwertige Mitglieder um
faßt und daher als Dach jeder gesamteu
ropäischen Sicherheitsarchitektur präde
stiniert ist. Im Grundsatz geht es also um 
eine strategische Ausrichtung der GASP 
auf die Erfordernisse von 'Zivilmacht' .11 

Im Ze11truin dieser Strategie muß der 
Ansatz stehen, .den Umschlag eines. 
Konfliktaustrages in gewaltsame Bah
nen zu verhindern. Wie bei jedem ande
ren strategischen ;\nsatz setzt dies vor
aus, daß die EU-Staaten zuallererst ge
meinsame Interessen und Handlungsfel
der in einem Maße idi;:ntifizieren, das 
über isolierte Ad-Hoc-Beschlüsse zu ge
meinsamen Aktionen, wie sie bislang 
die Regel. waren, deutlich hinausgeht. 
Zur Stärkung riichtmilitärischer, präven' 
tiver Instrumente' der EU können aber 
auch eine Reihe konkreter Schritte un
ternommen werden. So sollten im Rah
men der GASP bessere Frühwarnkapazi
täten eingerichtet werden, die ein effek
tiveres Handeln im Vorfeld von Krisen 
oder humanitären Notlagen ermöglichen 
und für die OSZE nutzbar gemacht wer
den können. 

Nach dem Ende des Ost-West-Kon
fliktes sind in Europa die Rüstungs
märkte zusammengebrochen. Rüstungs
schmieden geraten in ökonomische 
Schwierigkeiten. Als Folge erhöht sich 
der Druck zur Kooperation im Rü
stungsbereich, und die Produzenten 
drängen verstärkt in den Export. Um so 
notwendiger ist es daher, daß Europa 
größeres Augenmerk auf eine gemeinsa
me Konversionspolitik und eine konzer
tierte Abrüstungshilfe a11ch für Regio
nen wie die GUS legt. Dies gilt gleicher
maßen für ein gemeinsames Exportkon' 
trollregime für Rüstungsgüter und Dual-

Use-Güter, denn angesichts einer zuneh
menden Zahl von Produkten, an deren 
Entwicklung und Herstellung mehrere 
Staaten der Gemeinschaft beteiligt sind, 
müssen Ausfuhrbeschränkungen auf ho
hem Niveau harmonisiert werden. Trotz 
erster Schritte ist dieses Ziel noch in 
weiter Feme. 12 Es macht jedoch wenig 
Sinn, im Zuge der GASP Anstrengun
gen zur gemeinsamen Bearbeitung mili
tärisch eskalierter Krisen zu unterneh
men, wenn man diese zuvor oder zu
gleich mit Waffen alimentiert. 

Ein bislang unterentwickeltes Instru
ment ist das der ökonomischen Sankt
ions- bzw. Anreizmechanismen zur Len
kung eines Konfliktverlaufs. Wirt
schaftssanktionen werden vor allem des
wegen oft als untaugliches Mittel zur In
tervention abgetan, weil Drittstaaten, die 
im Zielland eines Embargos einen wich
tigen Exportpartner haben, größere öko
nomische Ausfälle erwarten, wenn sie 
ein Unterlaufen von Sanktionsbestim
mungen nicht dulden. Die EU könnte 
hier durch die Schaffung eines Kompen
sationsfonds, der Zahlungen an von 
Wirtschaftssanktionen am heftigsten be
troffene Exportstaaten leistet, die Diszi
plin bei der Ein:haltung von Sanktionen 
und damit deren Wirksamkeit steigern. 

Insgesamt ließe sich die Effizienz der 
GASP deutlich verbessern, wenn <iie Re
gierungskonferenz im kommenden Jahr 
die entsprechenden EU-internen Struk
turen konsequent reformieren würde. 
Dazu gehören die Klärung strittiger Fi
nanzierungswege, eine moderate Re
form der Entscheidungsmechanismen 
und eine deutlichere Kompetenzabgren
zung bei den Gemeinschaftsorganen. 
Vor allem sollten alle institutionellen 
Querverbindungen zwischen den Pfei
lern der Union bzw. ihren Organen zur 
Ausnutzung von Synergien genutzt wer
den. Schließlich trägt die Pfeilerstruktur 
maßgeblich dazu bei, daß die verschie
denen, außenpolitisch relevanten Hand
lungsfelder der Union, die weit über den 
engen Rahmen der GASP hinausgehen, 
unterschiedlichen Entscheidungsmecha
nismen unterliegen und nur unzurei
chend koordiniert sind oder sich in ihrer 
Wirkung sogar widersprechen." 

Die Strategie einer GASP mit zivilen 
Mitteln muß sich auch in der Politik ge
genüber den Vereinten Nationen nieder- .. 
schlagen. EU-Staaten, die iJl Ji_~c;_!]li~--
Mitglied sind, in denen nicht alle EI.J
Partner vertreten sind,sind _ grundsätz
lich angehalten, dort die~g~~iii~··e~:; 
Positionen zu vertreten.' D1eJogische ", 

. ··:- ·: ;i,:J, . 

. ····:'.'":r:i::·:e 
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Konsequenz müßte daher sein, daß sich 
die Union auch formal auf eine gemein
schaftliche Vertretung im Sicherheitsrat 
zumindest zubewegt. In der Praxis ist 
das Gegenteil der Fall. In den andauern
den Diskussionen um die Reform des 
höchsten UN-Organs zeichnet sich ab, 
daß neben Großbritannien und Frank
reich mit Deutschland einem dritten 
Mitglied der EU ein ständiger Sitz zuer
kannt werden soll. Dies läßt eher eine 
Renationalisierung als eine Vergemein
schaftung der Außenvertretung der Uni
on erkennen. Gleichzeitig bedeutet es 
die Fortschreibung einer deutlichen Do
minanz von OECD-Staaten im Sicher
heitsrat. 

Gepaart mit der zunehmenden Ar
beitsteilung zwischen den UN und re
gionalen Abmachungen, die von gerade 
diesen Staaten getragen ;verden, ergibt 
sich dadurch die nicht zu unterschätzen
de Gefahr eines Funktionsverlustes der 
UN, ja ihrer Reduzierung auf die Rolle 
einer sicherheitspolitischen Residual
größe. Während Industriestaaten ihre 
Konfliktregelung zunehmend auf Re
gionalorganisationen stützen und sich 
dabei fallweise der UN bedienen, 
schwinden gleichzeitig Legitimation 
und Unterstützung für die Weltorganisa
tion, die aber für das Gros der Katastro
phen und Konflikte in der südlichen 
Erdhalbkugel verantwortlich bleibt. 
Eine weiterentwickelte GASP darf die
sen Trend nicht verstärken. Dies könnte 
gerade dann leicht geschehen, wenn die 
EU über einen eigenen militärischen 
Apparat verfügen würde. Wo es zu einer 
grundsätzlich wünschenswerten regio
nalen Arbeitsteilung zwischen der EU 
und den UN in sicherheitspolitischen 
Fragen kommt, sollte sie auf klaren Ko
operationsstrukturen basieren und auf 
die komplementäre Stützung der Welt
organisation und ihres zivilen Instru
mentariums abzielen. 

mindest teilweise in die falsche Rich
tung gestellt worden. Wie zügig der ein
geschlagene Weg weiter beschritten 
wird, bleibt abzuwarten. Das Behar
rungsvermögen nationalstaatlicher Au
ßenpolitik sollte auf keinen Fall unter
schätzt werden. Es hat sich gerade ein
mal mehr in der französischen Nuklear
politik offenbart. Ohnehin bleibt frag
lich, ob Europa jemals eine derart weit
gehende Kohärenz entwickeln kann, daß 
seine außenpolitischen Entscheidungen 
denen einer Weltmacht wie der USA 
gleichkommen können. 

Noch fraglicher bleibt dieser Gleich
stand auf militärischem Gebiet. Notwen
dig ist er nicht: Zum einen darf die terri
toriale Verteidigung der EU-Staaten 
auch ohne organische Verbindung zu ei
nem Bündnis als gesichert betrachtet 
werden, zum anderen haben schlagkräf
tige Militärpotentiale weder Bosnien 
noch Somalia verhindert. Der Wert der 
GASP lag bisher vor allem in ihrer stabi
lisierenden Wirkung nach innen. Die 
Entfaltung einer größeren Außenwir
kung als Stabilitätsanker ist sicherlich 
keine Frage militärischer Fähigkeiten. 
Sie ist ein Frage der grundsätzlichen 
Strategie und der Nutzung der vorhan
denen Potentiale. Diese liegen bei der 
EU wie bei keiner anderen europäischen 
Institution eindeutig primär im wirt
schaftlichen Bereich, mit dem sie schon 
enorme strukturbildende Effekte erzielt 
hat. Eine erneute Weichenstellung, die 
sich dessen erinnert und sich auf eine zi
vile Strategie besinnt, gäbe der EU am 
ehesten die Chance, gestalterisch in die 
internationale Politik einzugreifen. 
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schen Union am 19. Juni 1992 auf dem Peters
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